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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/219: Halbwertzeit - improvisierter Schaden ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 13. Juni 2019

NRW drohen weitere Atommülltransporte nach Ahaus 

Der BBU wird der Bürgerinitiative weiterhin zur Seite stehen und ihre
Aktivitäten unterstützen



(Ahaus / Legden, Bonn, Münster, 13.06.2019) Am 4. Und 5. Juni 2016 wurde
in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) ein Erörterungstermin durchgeführt,
bei dem es um das Atommülllager in Ahaus ging. Konkreter Anlass des
Termins war die beantragte Verlängerung der Lagerfrist für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle Lagerungsgenehmigung läuft am
20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt eine Lagerungsdauer bis Ende
2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist wurden mehr als 1000 Einsprüche
bei der zuständigen Bezirksregierung in Münster eingereicht.

"Der Erörterungstermin wurde nach zwei intensiven Tagen am 5. Juni 2019
gegen 18 Uhr beendet. Die Bedenken der Einwenderinnen und Einwender
wurden nicht entkräftigt. Der Protest geht weiter", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer ersten Stellungnahme nach
der Erörterung.

Jetzt hat die Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus", die auch
im BBU organisiert ist, am Mittwoch (12. Juni 2019) eine Stellungnahme
veröffentlicht, in der der Erörterungstermin ausgewertet wird. Deutlich
wurde, dass dem Münsterland sowie ganz NRW und weiteren Bundesländern
zahlreiche Atommülltransporte mit dem Ziel Ahaus drohen. In der
Stellungnahme der BI heißt es dazu:

"Unabhängig von der Frage der Neugenehmigung wurde auf dem
Erörterungstermin durch die Betreiberseite bekannt gegeben, dass noch in
diesem Jahr 100 Konrad V-Behälter im Rahmen der bestehenden Genehmigung
nach Ahaus gebracht werden sollen: Aus den Atomkraftwerken Lingen alt
und neu, Grohnde, Unterweser, Brokdorf, Biblis, Mülheim-Kärlich und
Würgassen. Deren Verbringung nach Ahaus wäre zwar genehmigt, jedoch
alles andere als vernünftig: Z.B. wurde im Mai 2019 im Atomkraftwerk
Unterweser ein nagelneues Zwischenlager für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll fertiggestellt. Auch andere Kraftwerke wie
z.B. Würgassen, Biblis, Neckarwestheim und Philippsburg haben noch
erhebliche Lagerkapazitäten. Ein Transport nach Ahaus wäre also eine
völlig sinnlose Verschieberei, die keinerlei Sicherheitsgewinn mit sich
brächte. Die BI sieht darin einen Verstoß gegen das Gesetz zum Schutz
vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung
(Strahlenschutzgesetz - StrlSchG). Wer diese unnützen Transporte
genehmigt bzw. ermöglicht, belastet damit nicht nur Ahaus und das
Münsterland, sondern fördert damit einen Rechtsbruch!"

 * 

Stellungnahme der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" vom 12.
Juni 2019 zu dem Erörterungstermin betr. Zwischenlagerung "sonstiger
radioaktiver Stoffe" in Ahaus (4./5. Juni 2019)

Die Lagerung von schwach- und mittelradioaktivem Müll in Ahaus ist
bisher für 10 Jahre genehmigt und endet 2020. Beantragt ist die
Verlängerung der Lagerfrist bis 2057. Darum ging es auf dem zweitägigen
Erörterungstermin der Bezirksregierung Münster (Bez. Reg. MS) letzte
Woche in Legden (4./5.6.). Umstritten sind vor allem die Länge der
beantragten Genehmigung, die weit über die genehmigte Betriebsdauer des
Transport Behälter Lagers Ahaus (TBL-A) von 40 Jahren geht, und der
Bedarf für diese Transporte.

Die Bezirksregierung Münster als Genehmigungsbehörde hat auf dem
Erörterungstermin erkennen lassen, dass sie keine rechtliche Handhabe
für eine Verkürzung der beantragten Frist sieht, sofern ein Endlager in
Aussicht stehe und der Charakter des "Transportbehälterlager Ahaus
(TBL-A)" als Zwischenlager damit gewährleistet bleibe. Das geplante
Endlager Schacht Konrad, das vermutlich 2027 in Betrieb genommen werden
soll, genüge diesen rechtlichen Ansprüchen.

Diese Auffassung ist für die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"
nicht nachvollziehbar und auch nicht akzeptabel:

• Die bisherige Genehmigung war bereits befristet, und zwar für 10
Jahre (2010 - 2020). Es handelte sich dabei auch nicht um einen
"Probebetrieb", wie auf dem Erörterungstermin fälschlicherweise
behauptet wurde, sondern um eine ganz normale Betriebsgenehmigung.
Von daher ist nicht einzusehen, warum die Genehmigungsbehörde jetzt
nicht erneut eine befristete Genehmigung aussprechen kann, die einen
Zeitraum umfasst, der wesentlich überschaubarer ist als der bis zum
Jahr 2057. Selbst 2057 ist ja auch eine Befristung!

• Ob der Schacht Konrad im Jahr 2027 wirklich in Betrieb geht, ist
mindestens fraglich. Ursprünglich sollte er bereits 2013
aufnahmebereit sein, in der Zwischenzeit wurde der Betriebsbeginn
bereits fünfmal verschoben. Erst vor wenigen Wochen gab es einen
Brand in dem alten Bergwerk, der erneut verdeutlicht hat, dass seine
Nutzung für eine Endlagerung radioaktiver Abfälle erhebliche
Probleme mit sich bringen dürfte. Von daher muss mindestens mit
weiteren Verzögerungen gerechnet werden, wenn nicht mit einer
dauerhaften Aufgabe dieses Projekts. Die Standortgemeinden in
Salzgitter und Umgebung wie auch wir halten Schacht Konrad für
generell ungeeignet.

• Selbst wenn aber Schacht Konrad in Betrieb gehen sollte, wäre damit
die Entsorgung des Zwischenlagers Ahaus nicht gewährleistet: Schacht
Konrad hat ein Fassungsvermögen von 303.000 m3 und ist für dieses
Volumen genehmigt. Dies ist nur ca. die Hälfte des in Deutschland
angefallenen und in den nächsten Jahren noch anfallenden
schwach- und mittelradioaktiven Mülls. Schon heute gibt es zahlreiche
Standorte kerntechnischer Anlagen in Deutschland, bei denen die
Lagerung diesen Mülls nur mit der Auflage genehmigt ist, dass er
2027 ins Endlager Schacht Konrad verbracht wird. Ahaus befindet sich
also in einer Konkurrenzsituation mit allen anderen
Zwischenlagerstandorten - es wäre keinesfalls sichergestellt, dass
der hier lagernde Müll ab 2027 weggeschafft werden könnte, schon gar
nicht im vollständigen Umfang.

Die 50:50 Chance bis 2057 und ggf. noch einmal 70 Jahre für den Neubau
eines weiteren Lagers sind auf keinen Fall hinnehmbar!

Ein wichtiger Bestandteil des Genehmigungsverfahrens sind das
"Bedürfnis" und die "Standortalternativen"! Die Antragstellerin, damals
noch die Gesellschaft für Nuklearservice (GNS), hatte als
Geschäftsmodell die Lagerung von möglichst viel Atommüll in Ahaus, damit
lukrative Transportaufträge und Lagergebühren fällig wurden. Durch die
Übernahme der Zwischenlager durch die Bundeseigene Gesellschaft zur
Zwischenlagerung (BGZ) sollten eigentlich nur noch der reale Bedarf und
die Vermeidung unnützer Transporte oberste Priorität haben. Unabhängig
von der Frage der Neugenehmigung wurde auf dem Erörterungstermin durch
die Betreiberseite bekannt gegeben, dass noch in diesem Jahr 100 Konrad
V-Behälter im Rahmen der bestehenden Genehmigung nach Ahaus gebracht
werden sollen: Aus den Atomkraftwerken Lingen alt und neu, Grohnde,
Unterweser, Brokdorf, Biblis, Mülheim-Kärlich und Würgassen. Deren
Verbringung nach Ahaus wäre zwar genehmigt, jedoch alles andere als
vernünftig: Z.B. wurde im Mai 2019 im Atomkraftwerk Unterweser ein
nagelneues Zwischenlager für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll
fertiggestellt. Auch andere Kraftwerke wie z.B. Würgassen, Biblis,
Neckarwestheim und Philippsburg haben noch erhebliche Lagerkapazitäten.
Ein Transport nach Ahaus wäre also eine völlig sinnlose Verschieberei,
die keinerlei Sicherheitsgewinn mit sich brächte. Die BI sieht darin
einen Verstoß gegen das Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung
ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz - StrlSchG):
§ 8 Vermeidung unnötiger Exposition und Dosisreduzierung
(1) Wer eine Tätigkeit plant, ausübt oder ausüben lässt, ist
verpflichtet, jede unnötige Exposition oder Kontamination von Mensch und
Umwelt zu vermeiden.

Wer diese unnützen Transporte genehmigt bzw. ermöglicht, belastet damit
nicht nur Ahaus und das Münsterland, sondern fördert damit einen
Rechtsbruch!

Neben der Lagerdauer, der Unsicherheit eines Endlagers und dem
mangelhaft vorgetragenen Bedarf für diese Transporte stellten die
Einwender noch weitere erhebliche Mängel auf Seiten der
Genehmigungsbehörde und deren Fachberater fest:

Das Bundesumweltministerium hat gesetzliche Leitlinien zur Verpackung
von Schwach- und mittelradioaktivem Atommüll veröffentlicht, in denen
die Haltbarkeit dieser Verpackungen für nur 20 Jahre als hinreichend
sicher definiert ist. Die Bez. Reg. Münster darf diese Leitlinien nicht
ignorieren bzw. durch eine lapidare Erklärung zur längeren Haltbarkeit
des Containments umgehen.

Außerdem zeigte sich, dass der Schutz vor Einwirkungen Dritter (SEWD -
Schutz) für das TBL-A nicht auf dem Stand von Wissenschaft und Technik
war. Selbst der TÜV-Fachberater der Bez. Reg. Münster waren nicht über
die Gefahren moderner Drohnen, wie sie in der Nachbargemeinde Almelo
(NL) gefertigt werden, informiert. Erschreckend war auch die
Feststellung, dass es für eine derart brisante Atomanlage wie das TBL-A
kein Überflugverbot gibt. Für die BI-Ahaus ist das ein weiterer Beweis
für den zu lässigen Umgang mit Atommüll in Deutschland.

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" fordert daher:

• Keine weiteren Transporte von schwach- und mittelradioaktivem Abfall
nach Ahaus! Stattdessen Lagerung an den Orten der Entstehung dieses
Mülls, bis ein Endlager zur Verfügung steht!

• Keine Verlängerung der bestehenden Lagergenehmigung für völlig
unüberschaubare Zeiträume! Verlängerung maximal 10 Jahre bis zum
Jahr 2030!

Kontakt und weitere Informationen:

https://www.bi-ahaus.de

 * 

HintergrundiInformationen zum ganzen Genehmigungsverfahren unter:

http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html

Der BBU wird der Bürgerinitiative weiterhin zur Seite stehen und ihre
Aktivitäten unterstützen.

Auch der BBU hatte Anfang des Jahres in einer Stellungnahme die geplante
längere Lagerdauer für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll
abgelehnt. Die Stellungnahme findet man auf der Homepage des BBU
unter:

https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

BBU-Pressemitteilung zum Ende des Erörterungstermines:

https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/06.06.19.pdf

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 13.06.2019

inclusive Stellungnahme der BI "Kein Atommül in Ahaus" vom 12.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/610: Klimakampf und Kohlefront - fossiles Geschäftsmodell, archaische Methoden ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 11. Juni 2019

RWE fordert 50.000 Euro von Kohlekritiker Daniel Hofinger ++ "Gefahr für
die Meinungsfreiheit" ++ Massenhafte Klimaproteste im Rheinland
erwartet



Bonn, 11. Juni 2019. Der Energiekonzern RWE fordert vom 24-jährigen Daniel
Hofinger eine Strafe von 50,000 Euro. Der Student hat öffentlich erklärt,
dass ziviler Ungehorsam gegen Kohleabbau angesichts der Klimakrise
notwendig sei. Hofinger ist beim Aktionsbündnis Ende Gelände aktiv, das vom
19.-24. Juni Sitzblockaden im Rheinischen Braunkohlerevier plant. Schon im
vergangenen Sommer musste er sich in einer sogenannten
Unterlassungserklärung verpflichten, das Betriebsgelände der RWE nicht mehr
zu betreten. RWE begründet die Strafforderung damit, dass Hofinger durch
Äußerungen bei Twitter und auf einer Informationsveranstaltung andere zum
Protest ermutigt habe.

"RWE greift Grundrechte an, um Kritiker mundtot zu machen. Mein Fall ist
nur die Spitze des Eisberges. Auch Umsiedlungsunwillige im Rheinischen
Revier und andere engagierte Menschen werden systematisch unter Druck
gesetzt. Wenn Unternehmen bestimmen wollen, was öffentlich gesagt werden
darf, dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr", kommentiert Hofinger die
Forderung.

Thorsten Deppner, Rechtsanwalt von Hofinger kommentiert: "Der Vorgang ist
in dieser Form sicherlich einmalig. In letzter Zeit greift RWE zu immer
drastischeren Drohgebärden, um ihr fossiles Geschäftsmodell zu schützen.
Diese Entwicklung findet hier mit einem Angriff auf die Meinungsfreiheit
ihren vorläufigen Höhepunkt."

Hofinger ließ die erste von RWE gesetzte Frist verstreichen, ohne zu
zahlen. "RWE wird keinen Cent von mir sehen. Die Meinungsfreiheit ist
unbezahlbar!"

In einer Crowdfunding-Kampagne will Hofinger nun seinerseits 50.000 Euro
einsammeln, um Klimaproteste zu unterstützen. Das Geld wird neben seinen
eigenen Anwaltskosten insbesondere anderen Aktivist*innen zu Gute kommen.
Außerdem startet heute die Unterschriften-Petition "Jetzt erst GrundRecht",
in der RWE aufgefordet wird, rechtliche Schritte gegen Hofinger zu
unterlassen.

Im Mai wurde schon die Presse-Sprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger, aufgefordert, eine Unterlassungserklärung zu unterzeichnen.
Sie hatte bei einer Rede auf der Aktionärsversammlung von RWE den
klimaschädlichen Kohle-Abbau des Unternehmens kritisiert. Henneberger ist
nach eigenen Angaben entschlossen, weiterhin öffentlich für die Aktionen
von Ende Gelände einzustehen.

Vom 19.-24. Juni ruft das Aktionsbündnis Ende Gelände zum sechsten Mal zu
massenhaften zivilen Ungehorsam im Rheinischen Braunkohlerevier auf.
Tausende Menschen aus ganz Europa werden erwartet, um für
Klimagerechtigkeit einzustehen.


Petition: 

https://weact.campact.de/petitions/jetzt-erst-grundrecht-rwe-darf-kohlekritiker-innen-nicht-mundtot-machen

Antwortvideo:

https://cloud.ende-gelaende.org/s/ZQgZZcjapddG3zY

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/609: Klimakampf und Kohlefront - AfD-Wahlkampf unredlich ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 8. Juni 2019

AfD-Landesvorsitzende wollen Abbaggerung von Grabko, Kerkwitz und
Atterwasch nicht ausschließen



Cottbus, 08.06.2019 - Der Umweltverband GRÜNE LIGA bezeichnet den Wahlkampf der AfD in
der Lausitz als unredlich. Bei ihrer gestrigen öffentlichen
"Bürgersprechstunde" in Jänschwalde schlossen der brandenburgische
AfD-Landesvorsitzende Kalbitz und sein sächsischer Amtskollege Urban einen
Aufschluss des Braunkohletagebaues Jänschwalde-Nord und damit die
Umsiedlung von Grabko, Kerkwitz und Atterwasch nicht aus.

"Wer jedes Abschaltdatum für das Kraftwerk Jänschwalde ablehnt, der muss
sagen, welche Dörfer er als nächstes abbaggern will. Das ist simple
Mathematik. Die AfD verspricht den Lausitzern weitere Kohleverstromung,
verschweigt ihnen aber die Folgen für die Region", sagt René Schuster vom
Umweltverband GRÜNE LIGA.

Schuster hatte Urban und Kalbitz nach deren Bekenntnis zur Braunkohle
öffentlich gefragt, woher die Kohle für einen dauerhaften Weiterbetrieb des
Kraftwerksstandortes Jänschwalde kommen soll. "Man kann's nicht jedem recht
machen", betonte Andreas Kalbitz mit Blick auf weitere Umsiedlungen, nannte
aber kein konkretes Dorf oder Abbaufeld.

Nach zehn Jahren fast geschlossenem Widerstand der betroffenen Bewohner war
der Tagebau Jänschwalde-Nord im März 2017 vom Tagebaubetreiber LEAG
aufgegeben worden. Das ist unausweichlich mit einem Ende der
Kohleverstromung in Jänschwalde verbunden.

Die AfD-Landtagsfraktionen hatten Freitagabend zu einer öffentlichen
Sprechstunde der beiden Vorsitzenden in Jänschwalde eingeladen, die trotz
Plakat- und Anzeigenwerbung mit ca. 50 Gästen nur mäßig besucht war.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5029: Berlin - Offene Poesie- und Kunstwerkstatt (3), Vom Heften und Binden, vom Haften und Finden, 21.07.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

So., 21.7.19, 12.00 Uhr

Mein Buch, dein Buch, unser Buch!

Offene Poesie- und Kunstwerkstatt

Vom Heften und Binden, vom Haften und Finden

Workshop



Familienworkshop für alle von 5-99 mit Peter Holland Verleger und
Buchbinder, Berlin | Karla Reimert Dichterin, Berlin

Bücher werden gekauft und gelesen. Wie aber entstehen sie? Wie schreibt
man einen dichten Text und wie wird aus einem dicken Stapel Papier am Ende
ein Buch? In vier offenen, nicht aufeinander aufbauenden Werkstätten jeden
Sonntag im Juli wollen wir uns in diesem Sommer vom eigenen Schreiben,
Malen und Gestalten verzaubern lassen. Peter Holland (Buchbinder und
Verleger), Sylvia Krupicka (Autorin und Literaturvermittlerin), Nele
Probst (Künstlerin), Karla Reimert (Dichterin) und Carsten Schneider
(Künstler) unterstützen Groß und Klein darin, neue Techniken zu erproben.
Die Ergebnisse binden wir gemeinsam in Leporellos. Schreiben? Das wird
nach dem Sommer ein offenes Buch für uns sein.

Wir tauchen tief in Techniken des Buchbindens ein; von einfachen Faltund
Schneidearbeiten bis hin zu Klammer-, Klebe- und Fadenheftungen. Wir
experimentieren mit unterschiedlichen Materialien und Formen. Außerdem
können Origami-Sommertiere gefaltet, Journaling geübt und das japanische
Poesiespiel Karuta gespielt werden.

12-15 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Eintritt: 3/2 EUR mit Superferienpass

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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KURSUS/5028: Berlin - Offene Poesie- und Kunstwerkstatt (2) mit Carsten Schneider u. Karla Reimert, 24.07.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

So, 14.7.19, 12.00 Uhr

Mein Buch, dein Buch, unser Buch! 

Offene Poesie- und Kunstwerkstatt

Collagen, Texte und Schablonen

Workshop



Familienworkshop für alle von 5-99 mit Carsten Schneider Künstler,
Berlin | Karla Reimert Dichterin, Berlin

Bücher werden gekauft und gelesen. Wie aber entstehen sie? Wie schreibt
man einen dichten Text und wie wird aus einem dicken Stapel Papier am Ende
ein Buch? In vier offenen, nicht aufeinander aufbauenden Werkstätten jeden
Sonntag im Juli wollen wir uns in diesem Sommer vom eigenen Schreiben,
Malen und Gestalten verzaubern lassen. Peter Holland (Buchbinder und
Verleger), Sylvia Krupicka (Autorin und Literaturvermittlerin), Nele
Probst (Künstlerin), Karla Reimert (Dichterin) und Carsten Schneider
(Künstler) unterstützen Groß und Klein darin, neue Techniken zu erproben.
Die Ergebnisse binden wir gemeinsam in Leporellos. Schreiben? Das wird
nach dem Sommer ein offenes Buch für uns sein.

Wir dichten Elfchen, Haikus und Sommersonette und gestalten dazu Collagen
aus Bildern und Wörtern. Dann werden die Zeitschriften vergangener Jahre
durchforstet und in bunten Motiv-Papieren geschwelgt. Welche Techniken
gibt es, welcher Klebstoff eignet sich für welches Papier - und wie
bringen wir Ordnung aufs Blatt?

12-15 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Eintritt: 3/2 EUR mit Superferienpass

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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KURSUS/5027: Berlin - Offene Poesie- und Kunstwerkstatt (1) mit Nele Probst u. Karla Reimert, 07.07.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

So., 7.7.19, 12.00 Uhr

Mein Buch, dein Buch, unser Buch!

Offene Poesie- und Kunstwerkstatt

Collagen, Texte und Schablonen

Workshop



Familienworkshop für alle von 5-99 mit Nele Probst Künstlerin,
Berlin |
Karla Reimert Dichterin, Berlin

Bücher werden gekauft und gelesen. Wie aber entstehen sie? Wie
schreibt
man einen dichten Text und wie wird aus einem dicken Stapel Papier am
Ende
ein Buch? In vier offenen, nicht aufeinander aufbauenden Werkstätten
jeden
Sonntag im Juli wollen wir uns in diesem Sommer vom eigenen Schreiben,
Malen und Gestalten verzaubern lassen. Peter Holland (Buchbinder und
Verleger), Sylvia Krupicka (Autorin und Literaturvermittlerin), Nele
Probst (Künstlerin), Karla Reimert (Dichterin) und Carsten Schneider
(Künstler) unterstützen Groß und Klein darin, neue Techniken zu
erproben.
Die Ergebnisse binden wir gemeinsam in Leporellos. Schreiben? Das wird
nach dem Sommer ein offenes Buch für uns sein.

Wir dichten Sommergedichte, erstellen Summer-Backup-Lists und ABC-
Texte
und gestalten Collagen aus Bildern und Wörtern. Dann wird
experimentiert
mit Sprüh-, Glitzer- und Spritztechniken, geklebt und gekratzt,
gezeichnet, gemalt, getapet und Neues geschrieben. Verschiedene Farben
stehen zur Auswahl und Texte finden wir im Innen und Außen. Ob daraus
unser erstes Buch werden wird? Wer weiß ...

12-15 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Eintritt: 3/2 EUR mit Superferienpass

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/8482: Berlin - Berliner Rede zur Poesie 2019, Sergio Raimondi, 16.06.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2019

So., 16.6.19, 19.30 Uhr

Akademie der künste, Kleines Parkett

Hanseatenweg 10, 10557 Berlin

Berliner Rede zur Poesie 2019

Sergio Raimondi - Probleme beim Schreiben einer Ode an den Pazifischen
Ozean

Projektleitung: Matthias Kniep



Sergio Raimondi (geb. 1968 in Bahía Blanca, Argentinien) gilt seit
Erscheinen seines ersten Gedichtbandes "Poesía civil" im Jahre 2001
("Zivilpoesie", Reinecke & Voß 2017, übersetzt von Timo Berger) als
Erneuerer der argentinischen Poesie. Der Dichter Arturo Carrera rühmte die
Zivilpoesie, weil sie in absolutem Kontakt zur Realität stehe und die
Sprache unserer Zeit reinwasche. Raimondis Texte sind immer in einem
empathischen Sinne politisch. In nur wenigen Versen vermag er es, die
Grundsatzfragen der politischen Ökonomie auf eine Scheibe Kastenbrot
runterzubrechen. Dabei geht er stets von seiner Heimatstadt Bahía Blanca
mit ihrem wichtigen Exporthafen aus. Seit fast zwei Jahrzehnten arbeitet
Raimondi an seinem zweiten Band, ein gewaltiges enzyklopädisches Projekt,
das kurz vor seiner Vollendung steht und den Titel "Für ein kommentiertes
Wörterbuch" tragen wird. Eine Auswahl ist bereits unter gleichem Titel
2012 im Berenberg Verlag erschienen. Sergio Raimondi war 2018 Gast im
Berliner Künstlerprogramm des DAAD.

In seiner Berliner Rede geht Raimondi auf Adornos Forderung nach einer
Poesie auf der Höhe des Kapitalismus ein. Er weist diese Forderung in
einer für ihn typischen gedanklichen Volte als maßlos zurück, da der
Kapitalismus seinem Wesen nach mit all seinen globalen Strategien selbst
maßlos sei. Muss der Dichter also mit Karten und Statistiken operieren, um
angemessen poetisch reagieren zu können? Die Beantwortung dieser Frage,
die Raimondi in seiner Rede unternimmt, stellt die Forderung Adornos vom
Kopf auf ihre Füße und macht einen ebenso maßlosen Vorteil auf Seiten des
Dichters deutlich: Der Kapitalismus ist niemals auf der Höhe der Poesie.

"Probleme beim Schreiben einer Ode an den Pazifischen Ozean" erscheint zur
Veranstaltung auf Spanisch und Deutsch (übersetzt von Timo Berger) im
Wallstein Verlag (13,90 EUR).

Die Rede wird auf Spanisch gehalten, die Übersetzungen liegen auf Deutsch
vor.

Die Berliner Rede zur Poesie 2019: Sergio Raimondi - Probleme beim
Schreiben einer Ode an den Pazifischen Ozean wird freundlich unterstützt
durch das Auswärtige Amt und das Berliner Künstlerprogramm des DAAD.

Ort:

Akademie der künste

Kleines Parkett

Hanseatenweg 10, 10557 Berlin

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/213: Braunschweig - "Wenn die Rente nicht mehr reicht" am 19. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Vortrag im Seniorenbüro: "Wenn die Rente nicht mehr reicht"



Braunschweig. Rund um das Geld geht es beim nächsten Termin der
Informationsvorträge für Seniorinnen und Senioren am Mittwoch, 19.
Juni, um 14 Uhr mit dem Titel "Wenn die Rente nicht mehr reicht" im
Seniorenbüro der Stadt Braunschweig, Kleine Burg 14. Es werden
Möglichkeiten im Einzelfall aufgezeigt und erläutert, beispielsweise
wie man ergänzende finanzielle Leistungen beantragen kann. Darüber
hinaus gibt es gute Tipps für Einsparpotentiale bei den
Verbrauchskosten.

Eine Anmeldung unter der Telefonnummer: 0531/470-3385 oder per E-Mail:
seniorenbuero@braunschweig.de ist erforderlich. Die Teilnehmerzahl ist
auf 20 Personen begrenzt.

Den Schlager "Mit 66 Jahren, da fängt das Leben an" hat Udo Jürgens
stets fröhlich gesungen. Die Realität sieht leider nicht so rosig aus.
Tatsächlich können viele Rentnerinnen und Rentner von teuren Hobbys,
Wellness-Urlaub und ausgedehnten Reisen nur träumen. Eine zunehmende
Zahl kann mit der Rente sogar die eigenen Lebenshaltungskosten nicht
vollständig aufbringen. Selbst wer eine ausreichende Rente bezieht,
kann im Laufe der Zeit durch Hilfebedürftigkeit oder gesetzliche
Änderungen plötzlich in finanzielle Engpässe geraten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1214: Hamburg - Buch braucht Bühne, literarischer Abend von Hamburger Studierenden, 11.07.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juli 2019

Donnerstag, 11.7.2019, 19.30 Uhr

Buch braucht Bühne

Ein literarischer Abend - gestaltet von Studierenden der
Universität Hamburg



Ihr habt tolle Ideen, wir haben einen schönen Saal, warum tun wir uns
nicht zusammen? Das Literaturhaus Hamburg überlässt seit einigen
Semestern Studierenden der Uni Hamburg für einen Abend die
Programmregie: Im Seminar »Buch braucht Bühne. Projektmanagement im
Literaturbetrieb« lernen die Studierenden Veranstaltungsorganisation
mit allem Drum und Dran - Lampenfieber inklusive. Als Krönung
veranstalten die jungen Menschen einen Abend im Literaturhaus.

Bisherige Kurse präsentierten dem Publikum so abwechslungsreiche Ideen
wie eine Collage aus Hausarbeiten (»Pimp your Paper«), das »Hamburger
Literaturquiz« (mittlerweile ein Dauerbrenner am Schwanenwik mit der
nächsten Ausgabe am 23.09.), eine Lesung aus abgelehnten Manuskripten
(»Salon des Refusés«), einen psychedelischen Abend über Text als Droge
und Drogentexte (»Literatur im Rausch«), »Und tschüss!« über Abschiede
in Leben und Literatur und zuletzt »Ankerlos in Hamburg« über das
Leben ohne Obdach.

Seien Sie gespannt, was zur inzwischen zehnten Auflage von »Buch
braucht Bühne« heuer auf dem Programmkalender stehen wird - wir sind
es auch.

Ein Projekt des Seminars »Buch braucht Bühne: Projektmanagement im
Literaturbetrieb« der Arbeitsstelle für Studium und Beruf an der
Universität Hamburg

Eintritt: EUR 8,-/4,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8669: Und morgen, den 14. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.06.2019 bis zum 15.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8669 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sehr viel glatter Sonnenschein,

manchmal auch Gewitter,

Jean-Luc spielt nicht ganz allein

Don Quichotte, den Ritter.
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INFOPOOL / EUROPOOL / ERNÄHRUNG





MELDUNG/085: Patentanträge vom Saatgut zum Schnitzel, auf Mais und Milch (no patents on seeds)


no patents on seeds - Pressemitteilung vom 12.06.2019

Patentanträge vom Saatgut zum Schnitzel, auf Mais und Milch

Patent auf Lachs und Forelle kein Einzelfall



12. Juni 2019 / Nachdem das Europäische Patentamt (EPA) ein Patent auf
Lachse und Forellen erteilt hat, die mit bestimmten Pflanzen gefüttert
werden (EP1965658), könnte das Patent jetzt ein Präzedenzfall für viele
weitere Anmeldungen werden. Eine aktuelle Recherche zeigt, dass bereits
mehrere ähnliche Patentanträge eingereicht sind, die darauf abzielen,
Lebensmittel wie Milch und Fleisch von Tieren, die mit ausgewählten
Pflanzen gefüttert werden, als "Erfindungen" zu beanspruchen.

Das Patent auf Lachs und Forellen wurde im Oktober 2018 erteilt und jüngst
durch Keine Patente auf Saatgut! bekannt gemacht. Das Patent beansprucht
ein Monopol für die Haltung und die Fütterung der Fische, einschließlich
der Fische selbst. Vor diesem Hintergrund hat Keine Patente auf Saatgut!
eine Recherche nach ähnlichen Patentanträgen durchgeführt. Das Ergebnis ist
alarmierend: Es wurden jüngst mehrere ähnliche Europäische Patentanträge
bei der Weltpatentbehörde (WIPO) eingereicht, die eine ähnliche Strategie
verfolgen. Ausgehend von Pflanzen und Futtermitteln werden auch
Lebensmittel, die von landwirtschaftlichen Nutztieren stammen, als
Erfindung beansprucht.

Beispielsweise beansprucht der Konzern Syngenta nicht nur gentechnisch
veränderte Maispflanzen als "Erfindung", sondern auch deren Verfütterung
zur Produktion von Fleisch und Milch: Im Patentantrag WO2018204245 wird
"ein von Rindern geernteter Schlachtkörper" beansprucht, im Patent
WO2019075028 geht es um "eine Methode die Milchmenge von Kühen zu erhöhen."
Während diese Patente auf transgenem Mais beruhen, wird in anderen, wie dem
Patent auf Lachs, auch die Verwendung von konventionell gezüchteten
Pflanzen beansprucht.

"Dies ist ein ethisch nicht akzeptabler Versuch das Patentrecht zu
missbrauchen. Die Folgen können für Tierschutz, Landwirtschaft und
VerbraucherInnen schwerwiegend sein. Werden derartige Patente vom Saatgut
bis zum Schnitzel erteilt, können die Patentinhaber Tierhaltung und
Lebensmittelerzeugung in großem Umfang kontrollieren", sagt Christoph Then
für Keine Patente auf Saatgut! "Wenn es mit dieser Strategie klappt, werden
die Firmen in Zukunft immer mehr derartiger Patentmonopole beantragen."

Keine Patente auf Saatgut! fordert, dass die Regeln zur Auslegung des
bestehenden Patentrechtes geändert werden um die bestehenden Schlupflöcher
zu schließen und die bestehenden Verbote wirksam zu machen. Falls eine
veränderte Auslegung keine ausreichende Klarheit und Sicherheit bringt,
müssen die Gesetze selbst entsprechend verändert werden. Keine Patente auf
Saatgut! warnt davor, dass große Konzerne wie Bayer, DowDupont und Syngenta
zunehmende Kontrolle über Landwirtschaft, Züchtung und
Lebensmittelherstellung erhalten, falls Patente auf landwirtschaftlich
genutzte Pflanzen und Tiere nicht gestoppt werden.


Weitere Informationen:

Einspruch gegen das Lachs-Patent

https://www.no-patents-on-seeds.org/de/aktivitaeten

Downloads

Überblick über weitere Patentanträge "Vom Saatgut zum Schnitzel"

http://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Hintergrund%20Patentantr%C3%A4ge%20vom%20Saatgut%20zum%20Schnitzel.pdf

Hintergrund Patente auf Nutztiere (2019)

http://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Hintergrund%20Patente%20auf%20Nutztiere%20%282019%29_0.pdf

Bericht über Patent auf Pflanzen

http://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Keine%20Patente%20auf%20Saatgut%20-%20%C3%9Cberblick%202018-2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

no patents-on-seeds

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: www.no-patents-on-seeds.org
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/391: Literaturhinweis - Die erste umfassende Wirkungsgeschichte Isaac Newtons (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 12.06.2019

Die erste umfassende Wirkungsgeschichte Isaac Newtons



Isaac Newton gilt als einer der einflussreichsten Denker der Neuzeit.
Bis wohin sein Einfluss reicht, zeigt die dreibändige Edition "The
Reception of Isaac Newton in Europe" auf über 1.000 Seiten. Herausgeber
sind der Wissenschaftstheoretiker und -historiker der Ruhr-Universität
Bochum (RUB), Prof. Dr. Helmut Pulte, und der Historiker Scott Mandelbrote
von der University of Cambridge.


Eine prägende Gestalt

Isaac Newton (1643-1727) war nicht nur Mathematiker und Physiker, sondern
auch Philosoph, Bibelforscher, Chronologe und Alchimist. Sein Werk hat das
Zeitalter der Aufklärung mehr als jedes andere beeinflusst. In den
Wissenschaften prägten seine beiden Hauptwerke, die Principia (1687) und
die Opticks (1704), das Weltbild bis zum Ende des 19. Jahrhunderts.

Landkarte der Newton-Rezeption

Die jetzt erschienene Ausgabe bietet erstmals eine umfassende Darstellung
und Analyse der Wirkung Newtons. "Unser Ziel war es, eine Art Landkarte
der europäischen Newton-Rezeption zu zeichnen", so Helmut Pulte. Das tut
das Buch im ersten Band in einem fast wörtlichen Sinne: Zehn Beiträge
behandeln die Aufnahme des Newtonschen Denkens in den wichtigsten
europäischen Ländern und Regionen, von den Niederlanden bis Russland und
von Skandinavien bis Spanien und Portugal.

Wirkung bis ins frühe 20. Jahrhundert

"Tatsächlich weist die Landkarte aber noch zwei weitere Dimensionen auf",
so Pulte: "16 weitere Beiträge im zweiten Band untersuchen Newtons
Einfluss auf verschiedene wissenschaftliche Disziplinen wie etwa die
Himmelsmechanik, die Theorie der Materie, die wissenschaftliche
Methodenlehre oder auch Newton-Darstellungen in der Dichtung." Schließlich
wird im dritten Band in 18 Beiträgen die Rezeption Newtons bei
maßgeblichen Gelehrten der Aufklärung wie etwa Voltaire, Lavoisier oder
Kant und Personengruppen wie zum Beispiel die Women Readers analysiert;
dieser Teil umfasst mit Dichtern wie Goethe, Philosophen wie Hegel und
Wissenschaftlern wie Einstein auch das 19. und das frühe 20. Jahrhundert.

"Wir bieten eine umfassende Wirkungsgeschichte eines einzigartigen, aber
auch sehr schwierigen Genies", fasst Helmut Pulte zusammen. Das Buch
richtet sich nicht nur an Wissenschaftshistorikerinnen und -historiker,
sondern auch an historisch und philosophisch Interessierte allgemein.

Streitbares und umstrittenes Genie

Isaac Newton war zu Lebzeiten alles andere als unumstritten. An ihm
schieden sich die Geister: Er wurde bewundert und verehrt, aber auch
scharf kritisiert, geradezu angefeindet. Und er selber schreckte vor
Anfeindungen seiner Gegner nicht zurück. Gottfried Wilhelm Leibniz, mit
dem er sich jahrzehntelang darüber stritt, wer von beiden die
Differentialrechnung erfunden hatte, wurde sein prominentestes Opfer.
Nicht alle Dichter und Denker, die sich seinem Werk widmeten, stimmen
daher Alexander Pope zu, der über Newton schrieb: "Nature, and Nature's
Laws lay hid in Night. God said, Let Newton be and all was Light."


Originalveröffentlichung

Helmut Pulte, Scott Mandelbrote (Herausgeber): The Reception of Isaac
Newton in Europe, Bloomsbury, London 2019, 1.194 Seiten, ISBN
9780826479709

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





WISSENSCHAFT/097: "Die Ära des Menschen und seiner Zivilisation" (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 12.06.2019

"Die Ära des Menschen und seiner Zivilisation"



Team von Wissenschaftshistorikern der Friedrich-Schiller-Universität
Jena spürt den Ideengeber für die Bezeichnung "anthropozoisches Zeitalter"
(heute Anthropozän) auf. Es handelt sich um Ernst Haeckel (1834-1919),
Zoologe und Verfechter der Darwinschen Evolutionstheorie aus Jena. Die
Autoren berichten in der aktuellen Ausgabe des renommierten Fachmagazins
Nature über ihre Entdeckung.

Ernst Haeckel, dessen Todestag sich in wenigen Wochen zum 100. Mal jährt,
hat nicht nur mehrere Tausend Organismen-Arten entdeckt, Fachbegriffe wie
"Ontogenie" und "Phylogenie" eingeführt und mit der "Ökologie" sogar eine
ganze biologische Fachdisziplin aus der Taufe gehoben. Er war es auch, der
unserem heute allgemein als "Anthropozän" bezeichneten Zeitalter einen
ersten Namen gab - und das bereits über 100 Jahre bevor sich der Begriff
in Wissenschaft und Öffentlichkeit durchsetzte.

"Im Jahr 1866 hat Ernst Haeckel erstmals ein System geologischer Zeitalter
vorgeschlagen, in dem die letzte Epoche die 'Ära des Menschen und seiner
Zivilisation' darstellt", erläutert Dr. Elizabeth Watts von der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. Gemeinsam mit ihren Kollegen Ulrich
Kutschera, Uwe Hoßfeld und Georgy S. Levit berichtet die
Wissenschaftshistorikerin in der aktuellen Ausgabe des Nature-Magazins über
diese Wiederentdeckung. Demnach hat Haeckel in seiner 1868 erschienenen
"Natürlichen Schöpfungsgeschichte" diese Epoche wie folgt charakterisiert:
"Da die Ausbildung des Menschen und seiner Kultur mächtiger als alle
früheren Vorgänge auf die organische Welt umgestaltend einwirkte, und da
sie vor allem dieses jüngste Zeitalter charakterisiert, so könnte man
dasselbe auch die Menschenzeit, das anthropolithische oder anthropozoische
Zeitalter nennen."

"Ernst Haeckel war damit der erste, der die Idee eines 'anthropozoischen
Zeitalters' einführte, um den mannigfachen Einfluss des Menschen auf die
Umwelt zu benennen", ergänzt Co-Autor PD Dr. Georgy Levit. Und nicht nur
den Namen der Epoche habe Haeckel geprägt, auch den Beginn und die
Ursachen für das "Zeitalter des Menschen" sei durch ihn bereits korrekt
identifiziert worden. Anders als etwa der Chemiker und Nobelpreisträger
Paul J. Crutzen, der mehr als 100 Jahre nach Haeckel das 18. Jahrhundert
als Beginn des Anthropozäns vorschlug, glaubte Haeckel, dass der Einfluss
des Menschen viel früher begann: mit der Landwirtschaft, lange vor der
industriellen Revolution. "Eine Sichtweise, die sich durch aktuelle
Klimastudien bestätigt", macht Elizabeth Watts deutlich. Das belege einmal
mehr Haeckels tiefes Verständnis für das Funktionieren natürlicher
Ökosysteme.


Originalpublikation:

E. Watts, U. Kutschera, G. S. Levit, U. Hossfeld. Ernst Haeckel's
prescient view, Nature 570, 164 (2019), DOI: 10.1038/d41586-019-01822-2,

https://www.nature.com/articles/d41586-019-01822-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSEUM/856: Bielefeld - "Spuk auf der Sparrenburg" am 16. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Geisterjagd im Museum



Bielefeld (bi). Um "Spuk auf der Sparrenburg" geht in einer
Veranstaltung des Historischen Museums am Sonntag, 16. Juni, von 14.30
bis 15.30 Uhr. Kinder von sechs bis acht Jahren gehen im Museum auf
Geisterjagd und basteln im Anschluss eigene fliegende Gespenster. Die
Teilnahme kostet sechs Euro, Anmeldung unter Telefon 0521 / 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSEUM/855: Bielefeld - Märchenstunde am 16. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Märchenstunde für Kinder



Bielefeld (bi). Für drei- bis fünfjährige Kinder veranstaltet das
Historische Museum am Sonntag, 16. Juni, eine "Märchenstunde im
Museum". Von 11.30 bis 12.30 Uhr tauchen die Teilnehmer in die Welt
der Märchen ein, begegnen Drachen, Hexen sowie Feen und basteln eigene
Märchenkronen. Die Teilnahme kostet sechs Euro, Anmeldung unter
Telefon 0521 / 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9684: Karlsruhe - "In Focus" - Art - Science - Nature, 22.06.-14.07.2019


Pressemitteilung von: GEDOK Karlsruhe

"In Focus" - Art - Science - Nature

Three different positions of contemporary media art and photography

Astrid Hansen, Birgit Spahlinger, Sabine Schäfer

Vernissage: Sa. 22.06. 20 h



Einführung: Dr. Annette Hünnekens, Medienkunstwissenschaftlerin

Musikalisches Rahmenprogramm:

EndoMikroSonoSkopische Klangkompositionen von Sabine Schäfer

Ausstellungsort: GEDOK Künstlerinnenforum Karlsruhe

Markgrafenstr.14 (Ecke Fritz-Erler-Str.), 76131 Karlsruhe

Ausstellungsdauer: So. 23.06. - So. 14.07.2019

Öffnungszeiten: Mi. - Fr. 17 - 19 Uhr; Sa. + So. 14 - 16 Uhr

Finissage am So. 14.07.2019, 14-16 h; die Künstlerinnen werden
anwesend sein.

Eine der effektivsten und revolutionärsten Techniken der Reduktion und
Konzentration ist die Fokussierung auf die Dingwelt als
Ausgangsmaterial, um zum Wesen der Dinge vorzudringen und schließlich
vielerlei Neuschöpfungen hervorzubringen. Anhand konsequenten
Fokussierens hat die Kunst seit jeher die Pforten der Wahrnehmung für
transhumanes Sein geöffnet und eine Ästhetik des Hybriden generiert,
die gegenwärtig häufig einer rhizomatischen Logik und einer
algorithmischen Form folgt.

Das konsequenteste Ergebnis der Technisierung unseres
Wahrnehmungsapparates ist wohl die Reduktion auf eine Sein/ Nicht-Sein
Situation des Digitalen.

Drei künstlerische Positionen nehmen hierauf Bezug, indem sie den
Betrachterstandpunkt variieren und ihn zwischen technischem Apparat
und sensuellem Organ bis in das Objekt hinein skalieren. Das Kunstwerk
übernimmt dabei die Rolle des Transmitters, es führt die Apparaturen,
Destillate und transhumanen Formationspotentiale in den menschlichen
Bereich des Wahrnehmbaren zurück und hinterlässt dabei eine leise
Ahnung der Erhabenheit universalen Seins und seiner vielfältigen
Subtexte.

In diesem Sinne dringen Astrid Hansen, Birgit Spahlinger und Sabine
Schäfer durch eine je eigene Weise medialen Fokussierens nicht nur zu
einer Art 'Grund' vor, sondern sie kreieren Begründungen von
Information, Wahrnehmung und Existenz.

GEDOK Karlsruhe e.V.

Markgrafenstr. 14

76131 Karlsruhe

Tel. 0721 / 37 41 37

Fax: 0721 / 625 625 4

www.gedok-karlsruhe.de

www.facebook.com/gedok.karlsruhe

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9683: Wien - Claudia Märzendorfer, "A Blazing World", 18.06.- 29.09.2019


Pressemitteilung von: Kunst Haus Wien

Claudia Märzendorfer "A Blazing World"

ERÖFFNUNG Di, 18.06.19, 19:00

AUSSTELLUNGSDAUER: bis 29.09.2019



Die österreichische Künstlerin Claudia Märzendorfer eröffnet mit ihrer
Installation A Blazing World, die sie eigens für die KUNST HAUS WIEN
Garage entwickelt hat, mehrere Perspektiven auf die Verschmutzung der
Weltmeere durch Plastik. Mit einer zentralen Skulptur, Texten und
einer Soundinstallation macht die Künstlerin auf die Komplexität der
Situation, die auf das ausufernde kapitalistische Konsumverhalten der
westlichen Welt zurückzuführen ist, aufmerksam.

Claudia Märzendorfer, *1969 in Wien, lebt und arbeitet in Wien. Sie
studierte Bildhauerei an der Akademie der bildenden Künste Wien. In
ihren Arbeiten zerlegt sie Situationen und konstruierte Bedingungen
und setzt diese zumindest gedanklich neu zusammen. Sie versteht die
Welt als (ihr) Material. Die Bilder, die dabei entstehen, sind immer
umfassend recherchiert und vermissen dennoch nicht einen
Überraschungseffekt, der sie auch unmittelbar verstehen lässt.

Begrüßung:

Bettina Leidl, Direktorin

Zur Ausstellung:

Verena Kaspar-Eisert, Kuratorin

Statement:

From Limits of Growth' to Climate Emergency

Graeme Maxton, britischer Ökonom, Bestsellerautor und ehem.
Generalsekretär International Club of Rome

Die Künstlerin ist anwesend.

Weinverkostung des Bioweinguts Mehofer im Anschluss.

KUNST HAUS WIEN

Untere Weißgerberstraße 13

1030 Wien

T: +43-1-712 04 91-0

E: info@kunsthauswien.com

www.kunsthauswien.com

Täglich 10:00-18:00

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9682: Köln - Familienbande. Die Schenkung Schröder, 13.07.-29.09.2019


Pressemitteilung von: Museum Ludwig

Familienbande. Die Schenkung Schröder

13. Juli - 29. September 2019

Eröffnung: Freitag, 12.7.2019, 19 Uhr



Künstler*innen aus der Schenkung:
Kai Althoff, Cosima von Bonin, KP Brehmer, Tom Burr, Lukas
Duwenhögger, Isa Genzken, Renée Green, Dan Graham, Ull Hohn, Hilary
Lloyd, Lucy McKenzie, Christian Philipp Müller, Nils Norman, Stephen
Prina, Danh Vô

Künstler*innen aus der Sammlung des Museum Ludwig:
Juliette Blightman, Tom Burr, Andrea Fraser, Isa Genzken, Renée Green,
Ull Hohn, Christian Philipp Müller, Danh Vô, Stephen Willats

In den 1990er Jahren begann sich in Köln eine neue Kunstszene zu
formieren. Es entstanden neue junge Galerien, Zeitschriften wie Texte
zur Kunst und der alternative Ausstellungsraum Friesenwall 120.
Alexander Schröder verfolgte diesen Aufbruch aus Berlin. Bereits als
Kunststudent an der Hochschule der Künste Berlin gründete er mit Thilo
Wermke eine eigene Galerie. Gleichzeitig begann er, mit einem
besonderen Blick, die Kunst der 1990er und 2000er Jahre zu sammeln.
Heute vermittelt seine Sammlung die eigenwillige und sinnliche Seite
der durch die Konzeptkunst geprägten Jahre. Sie macht deutlich, welche
Bedeutung Kunstgemeinschaften und Kollaborationen in wechselnden
Konstellationen hatten. Nähe und Distanz, Verbindlichkeit und
Konkurrenz, Ein- und Ausschluss traten in produktive Reibung
zueinander. Alexander Schröder schenkt dem Museum Ludwig 29, teilweise
raumgreifende Werke aus seiner Sammlung von Künstler*innen wie Kai
Althoff, Cosima von Bonin, Tom Burr, Lukas Duwenhögger, Isa Genzken
und Danh Vô. Die Ausstellung Familienbande. Die Schenkung Schröder
stellt sie der Öffentlichkeit zusammen mit einer Auswahl aus der
Sammlung des Museum Ludwig vor. Sie nimmt die Kunst de
r Wende zum 21. Jahrhundert in den Blick und fragt nach ihren
besonderen Bedingungen in Köln auch im Verhältnis zu New York.

Direktor Yilmaz Dziewior: "Es freut mich sehr, dass mit der Schenkung
zahlreiche Werke, die ursprünglich einmal in enger Beziehung zu Köln
entstanden beziehungsweise erstmalig hier zu sehen waren, nun wieder
an ihren Ursprungsort dauerhaft zurückkehren."

Um 1995 erweiterte sich das Kunstfeld. Proklamierte Kunstrichtungen
und Bewegungen wurden von Gruppenzugehörigkeiten abgelöst.
Familienähnliche Strukturen oder Netzwerke bestimmten die
Arbeitsweisen und damit auch ästhetische Entscheidungen. Cosima von
Bonin stellt in ihren Arbeiten Freund*innen und Vorbilder mit
familiären Verbindungen gleich. Kai Althoff übersetzt wiederum
ambivalente Gruppendynamiken in eindringliche Werke, welche die
Sehnsucht oder den Zwang einer Gruppenzugehörigkeit thematisieren.
Kooperationen von Künstler*innen entstanden, die weniger werk- als
prozessorientiert waren. Zu ihnen gehören Andrea Fraser, Renée Green,
Christian Philipp Müller und Nils Norman. Ihre Arbeitsweisen konnten
sich unterscheiden: Die selbsterklärte Bohème, das (temporäre)
Kollektiv und das Netzwerk, das sich auf Zeit und auf bestimmte
Fragestellungen hin mit offenen Austauschbeziehungen immer wieder neu
bildet, waren drei mögliche Modelle. Die Schriften des Soziologen
Pierre Bourdieu waren für diese institutionskritischen Künstler*innen
ein wichtiger Bezugspunkt. Bourdieu beschreibt das Verhältnis zu
Vorbildern unter anderem als "Strategie der Zugehörigkeit". Renée
Green spricht lieber von Kontaktzonen. Mit ihnen entwirft sie
Genealogien, die anders als die Tradition auf keine lineare Historie
und keinen Ursprung verweisen, sondern Geschichte als gegenwärtig und
fragmentarisch vermittelt. Einen ähnlichen Anspruch hat auch Lukas
Duwenhögger: die eigenen Geschichten selbstgewählter Bezüge ersetzen
das biologistische Verständnis von Familie. Die aufgerufene
"Familienbande" ist auf vielfältige Weise in den besprochenen
Kunstwerken der 1990er und frühen 2000er Jahre umgesetzt. Das Soziale
wird zum Kunstmaterial.

Im Katalog zur Ausstellung werden die Werke aus der Schenkung mit
erläuternden Texten von Barbara Hess dokumentiert. Über Archivmaterial
wie Einladungskarten, Flyer, Plakate, Publikationen wird ihr
Produktionskontext vermittelt. Dabei wird alles Material ebenso wie
die Werke chronologisch auf einem Zeitstrahl angeordnet, der auch die
wichtigsten nationalen und internationalen Ereignisse in Kunst und
Gesellschaft der 1990er und 2000er Jahre listet. Mithilfe einer
Auswahl von zentralen Texten aus der Zeit, die repräsentativ für die
vielschichtige Kunstentwicklung sind, werden die unterschiedlichen
Debatten und Kontroversen abgebildet. Das Vorwort von Yilmaz Dziewior
und der Essay von Barbara Engelbach stellen den Bezug des Museum
Ludwig zu den 1990er und 2000er Jahren her und zeigen die Bedeutung
der Schenkung für die Sammlung auf.

Die Ausstellung wird großzügig gefördert durch das Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, den
Landschaftsverband Rheinland, Dezernat Kultur und Landschaftliche
Kulturpflege, die Sparkassen-Kulturstiftung Rheinland sowie durch eine
Förderung der Sparkasse KölnBonn aus dem PS Zweckertrag der Lotterie
des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes PS Sparen und Gewinnen.

Kuratorin: Barbara Engelbach

Web und Social Media:

Zur Ausstellung kommuniziert das Museum Ludwig auf seinen
Social-Media-Kanälen mit den Hashtags #MLxSchroeder #Familienbande

Facebook/Instagram/Twitter/Vimeo: @MuseumLudwig - www.museum-ludwig.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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EU droht Italien mit Defizitverfahren

Von Peter Schwarz

13. Juni 2019



Nach der Europawahl ist der Streit über die italienische Staatsverschuldung
wieder aufgeflammt. Die EU-Kommission empfahl am 5. Juni die Einleitung
eines Defizitverfahrens gegen das hochverschuldete Land, an dessen Ende
empfindliche Geldbußen stehen können, wenn die Regierung die Staatsausgaben
nicht drastisch reduziert.

Bis es soweit kommt, sind allerdings noch eine Vielzahl von Schritten
notwendig. Bisher ist noch nie ein Bußgeld gegen ein Mitglied der Eurozone
verhängt worden. Hinzu kommt, dass eine mögliche Zahlungsunfähigkeit
Italiens die gesamte Eurozone in Mitleidenschaft ziehen würde. Italien ist
nach Deutschland und Frankreich die drittgrößte Volkswirtschaft des
Währungsblocks.

Die italienische Regierung selbst ist in der Frage gespalten. Während der
parteilose Ministerpräsident Giuseppe Conte mit Rücktritt drohte und
gemeinsam mit dem ebenfalls parteilosen Finanzminister Giovanni Tria für
die Einhaltung der EU-Regeln plädierte, stellte sich Lega-Chef Matteo
Salvini anfangs stur. Der eigentliche starke Mann der Regierung spottete
über die "Briefchen" aus Brüssel und gelobte, sich dem Diktat der EU nicht
zu beugen.

Anfang dieser Woche gab Conte dann Entwarnung. Auf einem Krisentreffen mit
Salvini und dem Fünf-Sterne-Vorsitzenden Luigi Di Maio habe man sich
geeinigt, gemeinsam mit Finanzminister Tria eine Strategie auszuarbeiten,
wie das EU-Verfahren vermieden werden könne, gab Conte bekannt. Zuvor hatte
er in einem Zeitungsinterview gewarnt, ein Strafverfahren würde in Italien
zu einer Krise der Finanzmärkte führen.

Salvini bestätigte die Einigung. Das will allerdings wenig heißen. Bereits
Ende letzten Jahres hatte die EU-Kommission gedroht, ein Verfahren gegen
Italien anzustrengen, sich dann aber auf einen Kompromiss eingelassen.
Inzwischen geht sie davon aus, dass sowohl die Neuverschuldung wie die
Gesamtverschuldung des Landes weiter ansteigen werden.

Im Wesentlichen handelt es sich bei der Auseinandersetzung über den
italienischen Haushalt um einen erbitterten Streit zwischen verschiedenen
Flügeln der europäischen und italienischen Bourgeoisie, der auf dem Rücken
der Arbeiterklasse ausgetragen wird.

Das angedrohte EU-Strafverfahren erinnert an das Vorgehen der EU gegen
Griechenland. Die EU stört sich insbesondere daran, dass die Fünf
Sterne-Lega-Regierung ein Grundeinkommen eingeführt und die Rentenreform
ausgesetzt hat, was im Haushalt mit einstelligen Milliardensummen zu Buche
schlägt. Sie fordert ein Ende dieser Maßnahmen und ein strikteres
Sparregime.

In Wirklichkeit sind diese Maßnahmen - wie die WSWS aufgezeigt hat
[1] - nicht mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein und, ähnlich wie
Hartz IV in Deutschland, an drakonische Vorschriften gebunden. An der
krassen sozialen Ungleichheit ändern sie nichts, und Armut und
Arbeitslosigkeit steigen weiter. Sie wurden vor allem auf Drängen der Fünf
Sterne eingeführt, die mit dem Versprechen eines Grundeinkommens im
verarmten Süden des Landes viele Wähler gewonnen hatten.

Salvini hegt dagegen ganz andere Pläne. Seine Lega war ursprünglich als
separatistische Bewegung im reicheren Norden des Landes entstanden und
stützte sich auf privilegierte Mittelschichten und Unternehmerkreise.
Zurzeit macht ein altes Hasslied Salvinis wieder die Runde, das er zu
Beginn seiner Karriere über YouTube verbreitet hatte. Es richtet sich gegen
die "stinkenden" Neapolitaner, vor denen angeblich sogar die Hunde Reißaus
nähmen.

Erst später dehnte sich die Lega mithilfe von Flüchtlingshetze und
Anti-EU-Demagogie auf das gesamte Land aus. Salvini machte sich dabei vor
allem den Umstand zunutze, dass die sogenannten "linken" Parteien und die
Gewerkschaften seit drei Jahrzehnten sklavisch die Spardiktate der EU
umgesetzt hatten.

Salvinis Kernprojekt ist eine massive Steuersenkung für Reiche und
Unternehmen. Durch die Einführung einer "Flat Tax" will er einen
"Fiskalschock" auslösen. Das Projekt würde den Haushalt alleine 50 bis 60
Milliarden Euro kosten.

Eine solche Politik ist mit brutalen Angriffen auf die Arbeiterklasse
verbunden. Sie wurde bisher von offenen Diktaturen - wie dem
Pinochet-Regime in Chile - oder den rechten Regierungen praktiziert, die
nach der Restauration des Kapitalismus in der ehemaligen Sowjetunion und
Osteuropa an die Macht gelangten. Salvini kultiviert gezielt eine
faschistische Basis, um sie gewaltsam gegen Widerstand aus der
Arbeiterklasse durchzusetzen.

Die Fünf-Sterne-Bewegung, die lange behauptet hatte, "weder links noch
rechts" zu sein, hat sich dabei als nützlicher Steigbügelhalter entpuppt.
Die WSWS/i> hatte bereits vor sechs Jahren gewarnt [2], dass sie wütende
Schichten des Kleinbürgertums durch nationalistische Politik gegen die
Ärmsten und Flüchtlinge aufhetze.


Hatten die Fünf Sterne bei der Parlamentswahl 2018 noch 33 und die Lega 17
Prozent der Stimmen erhalten, hat sich das Verhältnis bei der Europawahl in
diesem Jahr umgekehrt. Die Lega wurde mit 34 Prozent stärkste Partei,
während die Fünf Sterne bei 17 Prozent landeten. Die Protestpartei ist tief
gespalten und droht auseinanderzubrechen.

Unter diesen Umständen hofft Salvini darauf, nach vorgezogenen Neuwahlen
eine Regierung rechter Parteien führen zu können. Gemeinsam mit der Forza
Italia von Ex-Premier Silvio Berlusconi (8,8 Prozent) und den
faschistischen Fratelli d'Italia (6,5 Prozent) erreichte die Lega bei der
Europawahl knapp die Hälfte der abgegebenen Stimmen. Einen offenen Konflikt
mit der EU mit dem Risiko einer Finanzkrise kann sich allerdings auch
Salvini nicht leisten. Deshalb laviert er in der Schuldenfrage.

Die EU hat gegen massive Steuersenkungen für die Reichen im Prinzip nichts
einzuwenden, wenn diese durch entsprechende Kürzungen bei den
Sozialausgaben wieder eingetrieben werden. Ihre gesamte Politik der letzten
Jahrzehnte beruhte auf diesem Prinzip. Sie ist aber nicht bereit zu
akzeptieren, dass dies vorübergehend durch eine höhere Verschuldung
ausgeglichen wird. Das würde nicht zuletzt die wirtschaftliche Dominanz
Deutschlands in der EU schwächen, die auf einer Politik des harten Euro
beruht.

Gerade deutsche Ökonomen betonen deshalb, dass die italienische Regierung
als erstes die Sozialausgaben senken müsse. So warnte Clemens Fuest,
Präsident des Münchener Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, die von
Demokraten (PD) geführten Vorgängerregierungen hätten "am Arbeitsmarkt
dereguliert" und "für mehr Flexibilität gesorgt". Nun sei man "wieder in
die andere Richtung marschiert. Diese Deregulierungen hat man
zurückgenommen, und das ist einfach der falsche Weg." Notwendig sei es,
"Ausgaben zu verlagern, zum Beispiel weg von Pensionsleistungen hin zu
Investitionen".

Der Übergang zwischen den Unterstützern der Europäischen Union und den
Nationalisten vom Schlage Salvinis ist fließend: Beide stimmen überein,
dass weitreichende Angriffe auf die sozialen Errungenschaften der
Arbeiterklasse erforderlich sind, um den Kapitalismus zu verteidigen. Für
die italienischen Arbeiter gibt es in diesem Konflikt kein kleineres Übel.
Sie müssen sich unabhängig organisieren, mit der Arbeiterklasse Europas und
der ganzen Welt verbünden und für ein sozialistisches Programm kämpfen. Nur
so kann der Rückfall in Barbarei und Krieg verhindert werden.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/03/13/ital-m13.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2013/03/09/gril-m09.html
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Konzert statt Kakophonie?

Strategische Autonomie: Ein EU-Sicherheitsrat für die EU-Großmächte

von Jürgen Wagner



"Die nackte Wahrheit besteht darin, dass zwar alle Mitglieder auf dem
Papier gleich sind, in der Praxis aber einige gleicher als andere
sind."[1]

Spätestens mit Verabschiedung einer neuen Globalstrategie im Juni 2016
hat sich die Europäische Union auf die Fahnen geschrieben, so bald wie
möglich eine "Strategische Autonomie" zu erlangen.[2] Darunter wird
die Fähigkeit verstanden, in den wichtigsten außen- und
militärpolitischen Bereichen eigenständig ohne Abhängigkeiten von den
USA (oder gar von Russland oder China) handlungsfähig zu sein.[3]
Gemeinhin wird davon ausgegangen, dass eine solche autonome
Handlungsfähigkeit im militärischen Bereich drei Ebenen umfasst:
Operative Autonomie bedeutet, über alle Planungskapazitäten sowie die
entsprechenden Truppen und das Material zu verfügen, um selbstständig
Kriege führen (und gewinnen) zu können; industrielle Autonomie soll in
die Lage versetzen, Militärinterventionen mit Waffen aus "heimischer"
Produktion durchführen zu können; und politische Autonomie beinhaltet,
auf oberster Ebene die "notwendigen" Entscheidungsstrukturen für
schnelle und reibungslose Beschlussfassungen zu etablieren.[4]

Vor diesem Hintergrund wurden in den letzten Jahren eine Reihe von
Initiativen angeschoben, mit denen existierende "Defizite" auf den
diversen Ebenen behoben werden sollen. So zielt die "Europäische
Interventionsinitiative" (E2I) ebenso wie die Aufstellung eines
EU-Hauptquartiers (MPCC) auf eine "verbesserte" operative
Handlungsfähigkeit. Insbesondere mit der "Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit" (PESCO) sowie dem "Europäischen Verteidigungsfonds"
(EVF) will man dagegen primär die industrielle Autonomie durch den
Aufbau eines europäischen Rüstungskomplexes "verbessern".[5] Und was
die politische Dimension anbelangt, so spielt in jüngster Zeit vor
allem die Forderung nach einem "Europäischen Sicherheitsrat" (ESR)
eine zunehmend wichtigere Rolle.

Antreiber sind hierbei einmal mehr Deutschland und Frankreich, die
sich davon versprechen, gleich zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen
zu können: Einmal soll der Sicherheitsrat die Fähigkeit der
Europäischen Union "verbessern", ihr gesamtes globalpolitisches
Gewicht zugunsten "ihrer" (in Wahrheit der deutsch-französischen)
Interessen in die Waagschale werfen zu können. Auf der anderen Seite
ist es aber allenfalls nur ein Teil der Wahrheit, wenn ein Papier der
"Konrad-Adenauer-Stiftung" (KAS) behauptet, beim EU-Sicherheitsrat
gehe es vor allem darum sicherzustellen, dass die EU-Außen- und
Militärpolitik künftig nicht mehr als "Kakophonie", sondern als
"Konzert" wahrgenommen werde.[6] Denn mindestens ebenso wichtig ist es
dem selbsternannten deutsch-französischen Führungsduo, dass sich die
Union immer weiter vom Gleichheitsprinzip unter den Staaten entfernt
und dadurch sichergestellt ist, dass sie es sind, die künftig die
erste Geige im europäischen Konzert fideln.


1. EU-Sicherheitsrat: Machtpolitischer "Charme"

In einem Grundsatzpapier zur "Strategischen Autonomie", an dessen
Erstellung nicht weniger als 29 MitarbeiterInnen der "Stiftung
Wissenschaft und Politik" (SWP) beteiligt waren, wird deren
Notwendigkeit machtpolitisch folgendermaßen begründet: "Ein hoher Grad
an strategischer Autonomie befähigt dazu, Regelwerke in der
internationalen Politik aufrechtzuerhalten, weiterzuentwickeln oder zu
schaffen und sich nicht unwillentlich fremden Regelwerken unterwerfen
zu müssen. Das Gegenteil strategischer Autonomie wäre ein Status als
Empfänger von Regeln und strategischen Entscheidungen, die Dritte -
die USA, China oder Russland - mit unmittelbarer Wirkung für Europa
treffen."[7]

Für den politischen Bereich erfordere dies, effektiv, schnell und
möglichst reibungslos Entscheidungen herbeiführen zu können, um die
europäischen Interessen auf globaler Ebene durchzusetzen. Dies sei
besonders deshalb aktuell dringender denn je, da dem Aufstieg von
Ländern wie China nur kollektiv etwas entgegengesetzt werden könne,
sonst würden den EU-Staaten über kurz oder lang die machtpolitischen
Felle davonschwimmen. In diesem Sinn wurde etwa Ende April im "Berlin
Policy Journal" (und kurz darauf vom selben Autor auch gleich noch in
der renommierten "Internationalen Politik") argumentiert und ein
EU-Sicherheitsrat gleich noch obendrauf als optimale Lösung angeboten:
"In einer neuen strategischen Umgebung, in der rohe Machtpolitik in
zunehmendem Maße dominiert, muss Europa selbst mächtiger werden, um
die internationale Ordnung entlang seiner Prinzipien und Interessen
mitgestalten zu können. Aber die existierenden Institutionen und
Plattformen sind dem nicht gewachsen. [...] Aus diesem Grund macht es
Sinn über eine neue Institution nachzudenken, die bereits von Macron
und Merkel in Aussicht gestellt wurde: einen Europäischen
Sicherheitsrat."[8]

Das größte Problem sei, dass sich die EU in der Praxis derzeit noch
als eine "langsam mahlende Konsensmaschinerie" erweise, beklagen in
diesem Zusammenhang die Regierungsberater der "Stiftung Wissenschaft
und Politik".[9] Tatsächlich müssen (bislang noch) nahezu sämtliche
Entscheidungen im Außen- und Militärbereich der Europäischen Union
einstimmig getroffen werden, was den kleinen und mittleren EU-Staaten
weitreichende Einflussmöglichkeiten einräumt, ihnen unliebsame
Entscheidungen blockieren zu können. In einem anderen SWP-Papier wird
deshalb genau dies als größtes Problem identifiziert: "Der Weg zur
Entschei­dungsfindung in der EU [ist] zu lang. Größter Hemmschuh ist
hier das Gebot der Einstimmigkeit unter den Mitgliedstaaten."[10]

Nachdem Deutschland und Frankreich spätestens seit der Unterzeichnung
des Aachener-Vertrages im Januar 2019 immer offener darauf pochen, der
EU-Außen- und Militärpolitik mehr oder weniger im Alleingang ihren
Stempel aufzudrücken, wird dieses Konsensprinzip aus deren Sicht als
zunehmendes Ärgernis empfunden. Um hier Abhilfe zu schaffen, werden
derzeit vor allem zwei Optionen debattiert: Schon länger drängen vor
allem deutsche Vertreter auf die Einführung Qualifizierter
Mehrheitsentscheidungen in der Außen- und Militärpolitik (65% der
EU-Bevölkerung und 55% der EU-Mitgliedsstaaten), wodurch die
Mitsprachemöglichkeiten der kleineren EU-Staaten massiv beschnitten
würden.[11]

Als Alternative oder als Ergänzung dazu nimmt derzeit mit dem
EU-Sicherheitsrat eine weitere Option Fahrt auf, wobei es Deutschland
und Frankreich, die diese Idee vorantreiben. Dies ist allerdings auch
kein Wunder, schließlich laufen nahezu alle derzeit diskutierten
Vorschläge darauf hinaus, eine Art Direktorium ins Leben zu rufen, dem
die beiden Staaten permanent vorsitzen würden, während der Großteil
der anderen EU-Mitglieder massiv an Einfluss einbüßen würde.


2. Genese der EU-Sicherheitsratsdebatte

Mindestens seit Anfang der 1980er Jahre kursieren diverse Modelle für
einen möglichen Europäischen Sicherheitsrat.[12] Initialzündung der
neueren Debatte war allerdings das Brexit-Referendum am 23. Juni 2016,
in dem sich eine Mehrheit der britischen Bevölkerung für einen
Austritt aus der EU aussprach. Von diesem Zeitpunkt an hatte sich die
bisherige Rolle Großbritanniens als Bremsklotz nahezu sämtlicher
Initiativen zum Ausbau des Außen- und Militärapparates über Nacht
erledigt. Schnell ergriffen Deutschland und Frankreich in einem
gemeinsamen Papier der damaligen Außenminister Jean-Marc Ayrault und
Frank-Walter Steinmeier die Initiative und beanspruchten am 27. Juni
2016 nicht nur die Führungsrolle beim Ausbau der Union zu einem
(militärischen) globalen Akteur, sondern präsentierten auch eine Reihe
hierfür für geeignet befundener Initiativen - u.a. einen
EU-Sicherheitsrat.[13] Diese Vorlage wurde von Emmanuel Macrons
"Partei" En Marche aufgegriffen, die u.a. mit der Forderung nach einem
solchen EU-Sicherheitsrat in den Wahlkampf 2017 ging.[14] Daran
anschließend befürwortete auch Kanzlerin Angela Merkel Anfang Juni
2018 diese Idee[15], die dann auch in der Abschlusserklärung des
deutsch-französischen Treffens von Meseberg später im selben Monat
prominent erwähnt wurde.[16]

Im November 2018 griff Angela Merkel den Vorschlag noch einmal in
ihrer Rede vor dem Europäischen Parlament auf und rückte ihn gleich
auch noch in den entsprechenden machtpolitischen Kontext: "Wir merken
doch schon jetzt, dass wir als Europäer unsere Interessen überall dort
viel besser verteidigen können, wo wir gemeinsam auftreten. Nur
geschlossen ist Europa stark genug, um auf der globalen Bühne gehört
zu werden und seine Werte und Interessen verteidigen zu können. [...]
Das heißt nichts anderes, als dass wir Europäer unser Schicksal
stärker in unsere eigene Hand nehmen müssen, wenn wir als Gemeinschaft
überleben wollen. Das bedeutet, dass Europa langfristig außenpolitisch
handlungsfähiger werden muss. Deshalb müssen wir bereit sein, unsere
Entscheidungswege zu überdenken und verstärkt dort auf Einstimmigkeit
zu verzichten, wo die Verträge dies möglich machen und wo immer es
möglich ist. Ich habe vorgeschlagen, dass wir einen europäischen
Sicherheitsrat mit wechselnden, rotierenden Besetzungen der
Mitgliedstaaten einrichten, in dem wichtige Beschlüsse schneller
vorbereitet werden können."[17]

Schließlich legte Macron im März 2019 noch einmal in einem "Brief an
die EU-Bürger" nach: "Wir müssen unsere unentbehrlichen
Verpflichtungen in einem Vertrag über Verteidigung und Sicherheit
festlegen, im Einklang mit der NATO und unseren europäischen
Verbündeten: Erhöhung der Militärausgaben, Anwendungsfähigkeit der
Klausel über die gegenseitige Verteidigung, Europäischer
Sicherheitsrat unter Einbeziehung Großbritanniens zur Vorbereitung
unserer gemeinsamen Entscheidungen."[18] Dicht (in dieser Sache) auf
dem Fuße des französischen Präsidenten folgte dann noch die neue
CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer nur wenige Tage später nahezu
wortgleich: "Die CDU-Vorsitzende schlägt außerdem vor, in einem
'Europäischen Sicherheitsrat unter Einbeziehung Großbritanniens über
gemeinsame außenpolitische Positionen zu entscheiden und gemeinsames
Handeln in der Sicherheitspolitik zu organisieren."[19]

Soweit, so vage: Zwar finden sich etwa in den Äußerungen Merkels
minimale Hinweise über den Charakter des anvisierten Sicherheitsrates
("rotierend"), darüber hinaus blieben aber sowohl die Kanzlerin als
auch ihr französischer Kollege Details ebenso schuldig, wie die
meisten anderen Politiker, die ihren Hut für die neue Organisation in
den Ring geworfen hatten.[20] Insofern lohnt ein genauerer Blick auf
einige der von Denkfabriken ausgearbeiteten Vorschläge zu Art und
Charakter der geplanten Institution.


3. Kompetenzen: Positiver Gruppendruck

Ungeachtet einiger Differenzen im Detail, ähneln sich die meisten
aktuell zirkulierenden Vorschläge zur Ausgestaltung des
vorgeschlagenen EU-Sicherheitsrates. Papiere dazu stammen unter
anderem aus dem Haus der "Stiftung Wissenschaft und Politik" oder der
CDU-nahen "Konrad-Adenauer-Stiftung", wobei die ausführlichste
Ausarbeitung vom "Wilfried Martens Centre for European Studies" kommt,
der offiziellen Denkfabrik der "Europäischen Volkspartei", dem
Zusammenschluss konservativer Parteien auf EU-Ebene.

Eine besonders ambitionierte Vision bringt die "Stiftung Wissenschaft
und Politik" ins Spiel: "An [die ESR-]Mitglieder müssten möglichst
viele EU-Staaten das Recht delegieren, in ihrem Namen Beschlüsse zu
Fragen der internationalen Politik zu fassen. [...] Zu den politischen
Entscheidungen, die in seine Verantwortung fallen könnten, gehören die
drei Instrumente der GASP: der Gemeinsame Standpunkt, die Gemeinsame
Aktion sowie die Gemeinsame Strategie. Bislang müssen diese
überwiegend einstimmig beschlossen werden."[21] Allerdings räumt die
Denkfabrik auch gleich ein, aufgrund der "nationalstaatlichen
Beharrungskräfte" sei "dieses Modell auf absehbare Zeit nicht zu
verwirklichen."[22]

Allein schon weil es illusorisch ist, dass die kleinen und mittleren
Staaten dem zustimmen würden, sind sich deshalb alle Papiere darin
einig, dass die sensibelsten Entscheidungen der "Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik" (GSVP) nicht allein vom ESR
gefällt werden können - die KAS etwa schreibt: "Entscheidungen wie die
über künftige EU-Erweiterungen müssten dem Gesamtkollegium der Staats-
und Regierungschefs vorbehalten bleiben. Auch sollten GSVP-Missionen
zunächst weiterhin vom Rat mandatiert und die Zusammenarbeit mit der
NATO bei Einsätzen von allen Mitgliedstaaten beschlossen werden."[23]

Dennoch soll der ESR weitreichende Kompetenzen erhalten, insbesondere
die Fähigkeit, Entscheidungen "vorzubereiten", wie es bereits von
Angela Merkel angedeutet worden war. Hierüber soll es den "restlichen"
EU-Staaten erschwert werden, sich erst einmal im Vorfeld bereits
festgelegter Positionen zu widersetzen, wofür das "Martens Centre"
folgendes Kompetenzbündel vorschlägt: "Der ESR würde die Kompetenz
haben, Resolutionen über internationale Konflikte zu verabschieden und
alle fünf Jahre ohne weiteren Input anderer Nicht-ESR-EU-Länder eine
neue Europäische Sicherheitsstrategie (ESS) aufzulegen. Er würde auch
in der Lage sein, dem Rat Vorschläge für Exekutivhandlungen zu
unterbreiten [...]."[24] Mehr noch: "Sollten die ESR-Mitgliedsstaaten
nach Anhörung der relevanten Experten zu einem Konsens gelangt sein,
wie die EU auf eine bestimmte Krise oder Herausforderung reagieren
sollte, hätte der ESR das Recht, einen Entwurf für eine
Ratsentscheidung anzufertigen, um schnellere EU-Entscheidungen zu
ermöglichen. Diese Ratsentscheidungen könnten beispielsweise die
Entsendung einer neuen zivilen oder militärischen Operation, die
Verhängung von Sanktionen oder die vorübergehende Schließung der
diplomatischen EU-Präsenz in einem Land, das schwerer
Menschenrechtsverletzungen für schuldig befunden wird, betreffen."[25]

Und dann entscheidend: "Angesichts der Tatsache, dass die mächtigsten
EU-Staaten auch stets im ESR repräsentiert wären, wäre es für
Nicht-ESC-Mitglieder nicht einfach, die Annahme solcher Entwürfe für
Ratsentscheidungen zu verhindern, sollte der ESR sie einmal auf die
Ratsagenda gesetzt haben. Der Grund dafür besteht darin, dass
positiver Gruppendruck ["positive peer-pressure"] Nicht-ESR-Mitglieder
wahrscheinlich in Richtung einer Unterstützung der vom ESR
vorgeschlagenen Maßnahmen drängen würde, selbst wenn sie sie nicht
voll unterstützen sollten."[26]

In etwas anderen Worten beschreibt die KAS das mit dem ESR verbundene
Ziel, renitente Mitgliedsstaaten außerhalb des Gremiums "auf Linie" zu
bringen, folgendermaßen: "Mit dem ESR wäre daher eine doppelte
Hoffnung verbunden: Einerseits würde der ESR die Formulierung klarer
und eindeutiger Politiken im EU-Rahmen befördern. Andererseits würden
Abweichler durch die erhöhte Sichtbarkeit und den erhöhten
Erklärungsaufwand angereizt, sich nur bei sensiblen Entscheidungen,
die für sie von zentraler Bedeutung wären, vom Votum des ESR zu
distanzieren."[27]


4. Komposition: Ein EU-Direktorium

Aufgrund der potenziell weitreichenden Möglichkeiten, über einen
EU-Sicherheitsrat andere Mitgliedsstaaten an die Kandare zu nehmen,
ist seine mögliche Zusammensetzung von entscheidender Bedeutung.
Insofern verwundert es auch nicht weiter, dass fast alle Vorschläge
hierzu den großen EU-Staaten ständige Sitze und Vetomöglichkeiten
einräumen wollen. Zumeist stellen sich die "Denkfabrikler" die
Zusammensetzung in etwa so vor, wie hier die "Stiftung Wissenschaft
und Politik": "Dem Europäischen Rat als Zentrum der GASP würde ein
Direktorium übergeordnet, zum Beispiel ein Europäischer Sicherheitsrat
(EU-SR). In einer solchen Super-Formation wären die fünf größten
EU-Länder Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und Polen sowie
der Präsident des Europäischen Rats als ständige Mitglieder vertreten.
Sie würden von sechs weiteren EU-Ländern nach dem Rotationsprinzip
ergänzt, wobei das Vorsitzland im Rat immer einen der »rotierenden«
Sitze hielte."[28]

Eine wenigstens - im Sinne von Kriterien - nachvollziehbare
Begründung, wie sich ein solcher Sicherheitsrat zusammensetzen soll,
liefert das "Martens Centre": Zehn Staaten sollen es sein, wobei fünf
ständige Sitze an die mächtigsten EU-Staaten vergeben werden sollten,
die um drei rotierende und zwei fallspezifische Mitglieder ergänzt
würden. Als "quantifizierbare Kriterien" für die Auswahl der ständigen
Mitglieder nennt das "Martens Centre" die Bevölkerungsgröße im
Vergleich zu der Frankreichs (als dem aus Sicht der Denkfabrik
militärisch stärksten EU-Akteur), die kombiniert mit der Höhe der
Militärausgaben im Verhältnis zu der Frankreichs einen Wert ergeben
soll, der dann darüber entscheidet, ob ein Land in den erlauchten
Kreis der ständigen EU-Sicherheitsratsmitglieder aufgenommen wird. Um
eine gewisse Durchlässigkeit bei sich ändernden Machtverhältnissen zu
gewährleisten, schlägt die Denkfabrik dann noch vor, dass diese
Rangliste alle fünf Jahre einer Überprüfung unterzogen wird.[29]

Ausgerechnet die "Konrad-Adenauer-Stiftung" schert hier ein wenig aus,
indem sie vorschlägt, dass beileibe nicht allen EU-Großmächten ein
obligatorischer Platz am ESR-Tisch garantiert werden sollte: "Eines
der drei bevölkerungsreichsten EU-Mitgliedstaaten sollte ebenfalls
vertreten sein: Deutschland, Frankreich und Italien."[30] Allerdings
mildert sie im selben Atemzug die verwegene Vorstellung, die
EU-Großmächte - und insbesondere Deutschland - könnten (wie im Übrigen
die meisten anderen EU-Mitglieder ja auch) von relevanten
Entscheidungen ausgeschlossen werden, entscheidend ab. Dies geschieht,
indem finanziell begründete Vetorechte eingeschleust werden, die dann
den Großmächten doch wiederum alle Optionen in die Hände spielen
würden: "Alternativ wäre denkbar, im Vorhinein ein Quorum zu
definieren, in dem, ähnlich dem Rotationsverfahren bei der Besetzung
des ESR, das Widerspruchsgewicht der Staaten in Abhängigkeit vom
Haushaltsanteil ihrer Verteidigungs- und Entwicklungshilfeausgaben
oder von ihrer Beteiligung in GSVP-Missionen (finanziell und
personell) Eingang fände (gewichtetes Veto). Denn wer bezahlt, soll
nicht überstimmt werden dürfen."[31]


5. Bruch des Gleichheitsprinzips

Freundlich formuliert leidet die EU schon heute unter einem Besorgnis
erregenden Demokratiedefizit: "Kein Land, das so verfasst wäre wie die
EU und die Eurozone, könnte jemals selbst Mitglied in dieser Union
werden."[32] Dies trifft vor allem auf die Außen- und Militärpolitik
zu, wo die Regierungen der Staaten im Rat (Exekutive), weitgehend
unbehelligt von EU-Parlament (Legislative) oder EU-Gerichtshof
(Judikative) schalten und walten können, wie es ihnen gerade beliebt.
Diese Machtkonzentration wird nun seit einigen Jahren durch eine immer
stärkere Verschiebung der Macht- und Einflussmöglichkeiten innerhalb
des Rates auf die EU-Großmächte verstärkt. Hierüber wird nicht nur das
bestehende Demokratiedefizit weiter akzentuiert, sondern der gesamte
Charakter der Europäischen Union nimmt hierüber immer hierarchischere
Züge an.[33]

Das Interesse der Großmächte an dieser Entwicklung liegt auf der Hand.
Weshalb aber kleine und mittlere Staaten ohne Not zustimmen sollten,
die Entscheidungsgewalt über ihre Außen- und Militärpolitik an ein wie
auch immer dann konkret zusammengesetztes Gremium wie den ESR
abzugeben, steht auf einem ganz anderen Blatt. Und tatsächlich, auch
hier sind sich alle Papiere einig, sei es nachvollziehbar, dass ein
EU-Direktorium eine Pille sei, die für viele EU-Länder nur schwer zu
schlucken wäre. So räumt die "Stiftung Wissenschaft und Politik" ein:
"Mit der Einrichtung eines Europäischen Sicherheitsrates dürften sich
vor allem die kleineren EU-Mitgliedstaaten schwertun. [Daher] dürfte
es bei vielen Mitgliedstaaten auf Unverständnis stoßen, wenn
Deutschland und Frankreich eine derart prominente Stellung eingeräumt
würde. Deshalb besteht die Gefahr, dass zahlreiche Mitgliedstaaten den
ESR ablehnen würden."[34]

Die Einrichtung eines EU-Sicherheitsrates sei ein klarer "Bruch mit
dem Gleichheitsgrundsatz", so die Regierungsberater in einem anderen
Papier. Andererseits lägen die machtpolitischen Vorteile eines solchen
Gremiums auf der Hand, es sei deshalb unklar, ob es sich als
"Befreiungsschlag oder Spaltpilz" erweisen werde.[35] Ungeachtet des
vermeintlich sorgsamen Abwägens von Pro und Contra ist das
abschließende Urteil, ob es einen EU-Sicherheitsrat braucht, am Ende
doch völlig eindeutig: "Um das politische Gewicht des ESR zu erhöhen,
wird man jenen Staaten Europas eine Vorzugsstellung einräumen müssen,
die aufgrund ihrer Ambitionen und Ressourcen besondere Verantwortung
für die außenpolitische Handlungsfähigkeit Europas tragen. Sie könnten
entweder durch einen ständigen, nichtrotierenden Sitz oder aber durch
eine Vetoposition bei Abstimmungen privilegiert werden."[36]

Zu ganz ähnlichen Ergebnissen kommt auch das "Martens Centre" nach
Abwägung derselben Pro und Contra-Argumente: "Zumindest einige der
Länder, die beim ESR außen vor bleiben würden, werden nahezu sicher
ihre Bedenken äußern. Aber sollte es die EU ernst mit ihren Ambitionen
meinen, strategisch autonom zu werden, wenn sie ein effektiverer
internationaler Akteur werden will, der auf globaler Ebene auf
Augenhöhe mit Riesen wie Russland, China und den USA mithalten kann,
dann gibt es keine Alternative zu einer wie auch immer gearteten
Stärkung ("empowerment") der großen EU-Mitgliedsstaaten in der Außen-,
Sicherheits- und Verteidigungspolitik. "Die nackte Wahrheit besteht
darin, dass zwar alle Mitglieder auf dem Papier gleich sind, in der
Praxis aber einige gleicher als andere sind. Die EU-Außenpolitik wird
es überleben, wenn beispielsweise Belgien nicht bereit ist, eine
gemeinsame Position gegenüber Venezuela zu unterstützen. Was sie aber
nicht überleben wird ist, wenn es Deutschland oder Frankreich nicht
tun."[37]

Es bleibt abzuwarten, ob sich Deutschland und Frankreich mit ihren
Ideen tatsächlich werden durchsetzen können - in jedem Fall dürften
die Reaktionen von Belgien und den vielen anderen "Außenseitern", die
an den Katzentisch der EU verbannt werden sollen, interessant werden.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2390: Hannah Borer über den Schweizer Frauen*streik im Juni


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Unsere
Forderungen sind konkret genug, um legal zu streiken"

Hannah Borer über den Schweizer Frauen*streik im Juni



Ein landesweiter Frauenstreik für die aktive Gleichstellung der
Frauen in allen gellschaftlichen Bereichen der Schweiz erregte am
14. Juni 1991 weltweite Aufmerksamkeit. Die Losung hieß: "Frauen
Basta, niente Pasta!" Das Beispiel fand 1994 Nachahmung auch in
Deutschland. Doch es hat sich in Sachen Gleichstellung nur wenig
getan. Die Schweizerinnen beklagen, dass die bürgerlichen Politiker
und die Unternehmen verbindliche Maßnahmen zur Umsetzung des
Gleichstellungsartikels aktiv verhindern. Deshalb rufen sie zu einem
neuen Frauenstreiktag am 14. Juni 2019 auf.

Das nachstehende Interview mit Hannah B. führte Ute Abraham für die
SoZ. Hannah ist aktiv im Zürcher Kollektiv für den Frauenstreik und
Mitglied der Bewegung für den Sozialismus (BFS).


SoZ: Fast 30 Jahre nach eurem großen Frauenstreik im Juni
1991 ruft ihr erneut zu einem solchen auf. Was hat euch dazu bewogen?

Hannah Borer: Seit 2016 können wir weltweit eine erstarkende
feministische Bewegung beobachten. So war auch in der Schweiz die
#MeToo-Debatte ein Anstoß zu öffentlichen Diskussionen und viele
schauten gespannt auf die Streiks und Demonstrationen in Argentinien
(#NiUnaMenos), den USA (#WomensMarch) und dem Spanischen Staat. Diese
weltweiten Proteste führten zum einen zu Ablegern in der Schweiz wie
dem Women's March 2017 in Zürich, zum anderen zu einer Politisierung
vieler junger Frauen.

Die Idee zu einem zweiten Frauen*streik kam dann aber vom
Frauenkongress des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds (SGB). Die noch
immer anhaltende Lohnungleichheit von 20 Prozent sowie die ungleiche
Verteilung der Hausarbeit waren die Hauptgründe für den Aufruf zum
Streik.

Die Idee wurde in der Westschweiz sehr schnell aufgenommen. Ein
überregionales Westschweizer Kollektiv hat ein Manifest geschrieben,
das neben der Abschaffung des Lohnunterschieds auf viele weitere
Punkte der Unterdrückung und Diskriminierung von Frauen eingeht: Es
behandelt Migration, Ökologie, Körper und Sexualität, Räume und
Öffentlichkeit und vieles mehr. Ausgehend von diesen Arbeiten und der
Gründung von Kollektiven in der Westschweiz wurden sehr bald auch in
der restlichen Schweiz Streikkollektive gegründet.


SoZ: Bei einer Arbeitsniederlegung spielen die
Gewerkschaften eine wichtige Rolle. In Deutschland haben sie weder
1994 noch am Frauen*streiktag 8. März 2019 zu Arbeitsniederlegungen
aufgerufen. Wie sieht das in der Schweiz aus?

Hannah Borer: Das kommt sehr auf die Gewerkschaft an. Der SGB
hat beschlossen, den Frauen*streik zu unterstützen, ruft aber nicht
konkret zu Arbeitsniederlegung auf. Es gibt bei den einzelnen
Gewerkschaften unterschiedliche Positionen: Während die Syna meint,
der Streik sei nicht legal, die Frauen sollten die Arbeitgeber bitten,
ihnen an diesem Tag frei zu geben, sagt die Unia, Frauen seien
streikberechtigt, und der VPOD in Zürich ruft zu ein-, zwei-,
dreistündigen, halbtägigen oder ganztägigen Streiks auf. Klar ist
allen: Je mehr Frauen es sind, desto weniger haben wir zu befürchten.


SoZ: Der DGB und seine Einzelgewerkschaften sagen, ein
Streikaufruf sei illegal. Werden solche Argumente auch in der Schweiz
aufgebracht und wie verhalten sich die Arbeitgeberverbände?

Hannah Borer: Wir haben in der Schweiz eigentlich ein
Streikrecht. Es gibt aber ebenso eine Friedenspflicht, solang ein
Betrieb dem Gesamtarbeitsvertrag (GAV) unterstellt ist. Das
Streikrecht wurde bislang so ausgelegt, dass ein Streik sich mit
konkreten Arbeitsforderungen gegen einen konkreten Arbeitgeber richten
musste. Der VPOD vertritt aber den Standpunkt, dass die Forderungen
konkret genug seien, um legal zu streiken. Somit kommt es auf die
Branche und den Betrieb und auf die juristische Auslegung an, ob
Frauen am Arbeitsplatz legal streiken können. Der Arbeitgeberverband
spricht sich natürlich gegen den Streik aus und es kommen auch schon
Drohungen: Die SVP-Vizepräsidentin und Chefin des Chemieunternehmens
EMS, Martullo-Blocher, hat angekündigt, Frauen zu entlassen, die am
14. Juni streiken.


SoZ: Wie habt ihr euch organisiert? Von einer
feministischen Bewegung konnte ja lange Zeit nicht mehr gesprochen
werden. Und welche Organisationen nehmen am Frauenstreik teil?

Hannah Borer: Mittlerweile gibt es in fast allen Kantonen
Streikkollektive, in manchen sogar mehrere, sie funktionieren alle
etwas unterschiedlich. Ich selber bin in Zürich aktiv, wo wir mit
einer AG-Struktur arbeiten. Das heißt, es gibt das Zürcher Kollektiv,
das sich einmal im Monat versammelt und wichtige Entscheidungen trifft
(Manifestinhalte, Tagesablauf, gemeinsame Auftritte etc.), und dann
haben wir verschiedenste Arbeitsgruppen, die mehr oder weniger ans
Kollektiv gebunden sind. Diese AGs haben sich entweder
berufsspezifisch (Betreuungsgruppe, Hochschulkollektiv etc.) oder
themen- und aufgabenspezifisch (Manifestgruppe, internationalistisches
Treffen etc.) gebildet und sind weitgehend autonom, tragen aber die
Informationen und Ideen ins Kollektiv.

Auf der schweizweiten Ebene läuft vieles übers Netz. So haben wir eine
schweizweite Webseite (frauenstreik2019.ch), wo versucht wird, alle
Informationen zu sammeln. Es gibt eine nationale Koordination, die
jedoch für die Ausgestaltung des Streiktags an den jeweiligen Orten
nicht viel zu sagen hat. Am 10. März wurde auf einer schweizweiten
Versammlung, an der über 500 Frauen teilnahmen, ein gemeinsamer
Streikaufruf verabschiedet und die zwei fixen Zeitpunkte 11 Uhr und
15.25 Uhr bestimmt.

Was die unterstützenden Organisationen angeht, so ist der Streik sehr
breit aufgestellt: Von Einzelfrauen, politischen Organisationen,
Parteien über Gewerkschaften, Berufsverbände bis zu Kirchengemeinden
und Frauenhäusern sind alle dabei. Bürgerliche und rechte Frauen, aus
der SVP wie auch der FDP, sind nicht dabei, was lediglich aufzeigt,
dass wir die richtigen Forderungen stellen und uns
pseudofeministischen Standpunkten kein bisschen annähern werden.


SoZ: Vereinigen sich alle Beteiligten unter einem
gemeinsamen Streikaufruf oder gibt es jeweils spezifische Forderungen?

Hannah Borer: Auf der vorhin erwähnten schweizweiten
Versammlung wurde ein gemeinsamer Streikaufruf verabschiedet. Dieser
umfasst Armut, Lohnunterschiede, Care-Arbeit, Rassismus, Ökologie und
Gewalt und benennt das kapitalistische System als eines der
Hauptursachen für die Ungleichheit. Es ist somit als schweizweiter
Appell relativ stark! In Zürich und in anderen Kollektiven gibt es
trotzdem auch eigene Manifeste und Forderungen, was die Vielfalt der
Bewegung nur bestärkt.


SoZ: Die große Herausforderung eines feministischen
Streiks ist, dass er über den Arbeitsplatz hinausgehen muss. Alle
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens, von Kinderbetreuung über
Kranken- und Altenpflege, Haushalt oder der Platz von Frauen im
öffentlichen Raum sollen sichtbar gemacht werden. Was habt ihr dazu
geplant?

Hannah Borer: Es ist tatsächlich eine Herausforderung, Arbeit,
die - um sie besser ausbeuten zu können - unsichtbar gemacht wurde und
wird, sichtbar zu machen! Es sind verschiedenste Ideen aufgekommen und
viele Aktionen in Planung. So wird z.B. dazu aufgerufen, Besen vor die
Haustür zu stellen oder Pfannen und Laken aus den Fenstern zu hängen,
um auf den Streik in der Hausarbeit aufmerksam zu machen. Auf die
Unsichtbarkeit im öffentlichen Raum wurde schon mit Ideen wie dem
Ändern von Straßennamen oder dem Verschönern von Statuen aufmerksam
gemacht, und ich kann mir vorstellen, dass sich solche Aktionen auch
am Streiktrag wiederholen werden.

Es wird außerdem auch dazu aufgerufen, nichts einzukaufen, also einen
Konsumstreik durchzuführen. Zum einen, um auch auf die Rolle der Frau
als Versorgungsverantwortliche für die Familie aufmerksam zu machen,
zum anderen, um neben dem Streik in den Betrieben auf eine weitere Art
die kapitalistische Wirtschaft anzugreifen. Es wird auch von Männern
organisierte Kinderbetreuung geben, die ebenfalls rege genützt werden
sollte, um sich der Betreuungsarbeit zu verweigern. Und außerdem
werden wir so viele sein, dass man uns eh nicht übersehen kann!


SoZ: Und die Männer?

Hannah Borer: An vielen Orten gibt es solidarische
Männerkollektive, die den Frauen*streik mit Kinderbetreuung, Essen und
Berichterstattung unterstützen. Sie helfen uns schon bei den
Vorbereitungen, indem sie bspw. die Kinderbetreuung während der
Sitzungen oder die Übersetzung von Protokollen, Einladungen und
Aufrufen übernehmen. An anderen Orten machen Männer auch in den
Kollektiven mit und sind Teil der Planung.

Ich persönlich finde es am sinnvollsten, wenn sich Männer in
solidarischen Kollektiven treffen und die Streikkollektive
unterstützen, wo sie können. Sie sollten sich aber meiner Meinung nach
nicht in die Planung von Aktionen und Streiks einmischen, denn es geht
ja darum, dass Frauen sich selbst ermächtigen und ihre spezifische
Unterdrückung benennen und aufzeigen können. An den Orten, wo sie am
Streiktag dabei sind, sollen sich Männer jedenfalls nicht in den
Vordergrund drängen, denn es geht an diesem Tag nicht um sie. Wichtig
ist auf jeden Fall, dass sie sich auch untereinander kritisch mit
ihren Geschlechterrollen auseinandersetzen. Denn schlussendlich wollen
wir eine Welt ohne Rollendenken, und da gehören alle dazu.


SoZ: Gibt es bereits Diskussionen darüber, wie es nach
dem Streiktag weitergehen soll?

Hannah Borer: Ja, es gibt dazu Diskussionen und auch schon
Daten für Vernetzungstreffen nach dem Streik. So wie ich das
mitbekomme, finden es viele Frauen unheimlich wichtig, die Vernetzung
über den Streiktag hinaus beizubehalten. Viele sehen den Streik als
Startpunkt und nicht als Ende der Mobilisierung. Wie diese Bewegung
weitergehen wird, welche Strukturen und Formen sie annehmen wird, das
wird sich zeigen. Es sieht aber so aus, als werde das nicht der letzte
Streik gewesen sein. Ich hoffe nur, dass die kommenden Streiks - im
Sinne einer internationalen Perspektive - am 8. März stattfinden
werden.

 * 
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VORWÄRTS/1472: Frauen*streiks verändern den Streikbegriff


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 31. Mai 2019

Frauen*streiks verändern den Streikbegriff

von Sabine Hunziker



Die Frauen*bewegung 2019 bezieht sich auf den Streik von 1991,
der nach wie vor eine der grössten Mobilisierungen der Schweizer
Geschichte ist. An der Quellenpräsentation im Schweizerischen
Sozialarchiv in Zürich wurden die Geschehnisse von 1991 und 2019
eingeordnet. Ein Bericht.


Jeder Stuhl war besetzt. Viele der Besucher*innen erkannte man
als Aktivist*innen aus der Zeit rund um den Frauenstreik 1991. Sie
waren damit deutlich älter als die Männer* und Frauen*, die zuvor
einen Stock höher in den Räumlichkeiten des Schweizerischen
Sozialarchivs in Zürich mit Computer recherchiert oder Texte gelesen
und sich nun an diesem 17. Mai zur Quellenpräsentation im Medienraum
eingefunden hatten. Es war ein Zusammentreffen von werdenden
Zeitzeug*innen mit Zeitzeug*innen. Caroline Arni, Professorin für
Allgemeine Geschichte an der Universität Basel, und Christian Koller
vom Schweizerischen Sozialarchiv stellten ihre Bestände vor und
verorteten die Ereignisse der Geschichte und Gegenwart der
Schweizerischen Frauenbewegung. Ab diesem Zeitpunkt werden auf der
Internetseite des Archivs digitalisierte Bilder oder Flugschriften zum
Frauenstreik '91 zum Download bereitstehen.

Der Frauenstreik vom 14. Juni 1991 war eine der grössten politischen
Mobilisierungen der modernen Schweizer Geschichte. Hunderttausende
beteiligten sich an den Demonstrationen, Veranstaltungen oder
Streikaktionen aus Anlass des zehnjährigen Bestehens des
Gleichstellungsartikels in der Bundesverfassung. Aktivist*innen
forderten die Beseitigung anhaltender Ungleichheit in Gesellschaft,
Wirtschaft und Politik und somit die Umsetzung des Artikels.


"Schätze" des Frauenstreiks 1991

Auf der Leinwand, die vorne im Medienraum aufgehängt war, zeigte
Christian Koller einige Beispiele der "Schätze", die im Sozialarchiv
zu finden sind. Auf einem Flyer mit dem Titel "Jubeljahr 1991" stand
"700 Jahre Eidgenossenschaft", "20 Jahre Frauenstimmrecht" und
"10 Jahre Gleichberechtigung". Im Fliesstext darunter stach der Satz
"die Bilanz nach 10 Jahren ist düster..." heraus. Diese ironische
Einordnung der unterschiedlichen Zeitpunkte verwies auf die lange
Geschichte der Diskriminierung in der Schweiz hin.

Die Wahl der Streikaktivitäten ausgerechnet im Jahr 1991 war geschickt
gewählt. Weiter zeigte Koller verschiedene Protokolle von Sitzungen
bei Gewerkschaften, bei denen heute viele der Namen der Teilnehmenden
gut bekannt sind. Es gab 1991 zwei Logos, die oft verwendet wurden.
Bei einem Signet sind Augen einer Frau* zu sehen und beim anderen
steht eine Frau* mit verschränkten Armen da. Nach den Protokollen
wurden u.a. über Streikkonzepte gesprochen und Gedanken/Beschlüsse
dazu festgehalten. Bei den nächsten Quellen handelte es sich um
unterschiedliche Zeitungsartikel. Beispielsweise fand sich bei einem
Text vom Tagesanzeiger der Titel "Frauenstreik überall", was auf die
imposante Grösse der Streikaktivitäten hinwies. Die Diskussion
darüber, wie man den 14. Juni 1991 genau nennen sollte, wurde auch
geführt. So findet sich im Archiv ein T-Shirt mit der Aufschrift
"Frauentag" und nicht Frauen*streik. Hier wird klar, dass es innerhalb
der Bewegung unterschiedliche Meinung bezüglich Umsetzung der
Forderungen gehabt hatte. Viele Zeitungsartikel von 1991 thematisieren
auch die Frage, ob die Teilnahme am Streiktag illegal oder legal ist.
So fand sich der Titel: "Ist der Streik erlaubt? Rechtmässig?
Politisch?" Auch in einem privaten Nachlass waren Briefe, die sich ans
Personal mit Mitteilungen bezüglich Teilnahme am Frauenstreik '91
richteten. In einem wurde die Teilnahme "erlaubt" und die
Arbeiter*innen dieser Branche durften am Streik teilnehmen. Allerdings
wurde diese Zeit nicht als Arbeitszeit angerechnet. In einem anderen
Brief erhielten die Beamten von der Leitung kein "Streikrecht" und man
drohte mit Lohnabzügen und disziplinarischen Folgen.


Neue alte Geschichte des Frauen*streiks

Immer wieder ist die Rede vom irischen Frauenstreik 1975 als grosses
Vorbild für Frauen*streiks. Es finden sich aber auch eine Vielzahl von
kleinen Streiks von Arbeiter*innen in der Schweiz, die zur Geschichte
der Frauen*kämpfe gehören und an denen man sich daran orientieren und
von denen man lernen kann. So streikten in den 1900er-Jahren
Tabakarbeiter*innen um ihre Existenz. Ihr Chef bewirkte darauf hin,
dass die Kinderkrippen geschlossen wurden, um die Frauen so unter
Druck zu setzen. Er stellte männliche Streikbrecher ein, die für einen
höheren Lohn arbeiteten. Genau dieser höhere Lohn war eine der
Forderungen der Aktivist*innen.

Als "Hausfrauenkämpfe" gelten die "Milchkriege", die in den
1920er-/3Oer-Jahren in Biel stattgefunden haben. Milchlieferanten
wollten die Milch nicht mehr in die einzelnen Haushalte bringen. So
gründeten Frauen* kurzerhand eine eigene Milchgenossenschaft. Dies ist
eine Stärke der Kämpfe, dass sie genau da stattfinden, wo die Frauen*
sind. Obwohl es immer wieder viele Streiks oder Protestaktionen in der
Geschichte gab, ist der Frauen*streik 1991 bereits wegen der grossen
Mobilisierungskraft in Erinnerung geblieben. In der
Geschichtsschreibung sind die "Verhältnisse" in Zahlen stets wichtig,
im Sinne von wieviele Leute oder wieviele Tage. 1991 sollen eine halbe
Million gestreikt haben, so Quellen. Die Vermutung liegt nahe, dass
diese Zahl wohl in irgendeiner Redaktion, beeinflusst von der
euphorischen Stimmung, entstand. Mitglieder von grossen Streiks kann
man nur schwer zählen. Vor allem wenn die Aktionen in den Haushalten
oder an dezentralen Orten passieren, ist eine genaue Angabe zu den
Teilnehmer*innen unmöglich.


War es ein Wendepunkt?

Frauen*streiks verändern den Streikbegriff. Bewusst angeknüpft hatte
der Frauenstreik 1991 an den Landesstreik 1918. Hinweise finden sich
in der Parole: "Wenn Frau will, steht alles still." Hier wird auf den
Generalstreik angespielt, wo unterschiedliche Bereiche des
öffentlichen Lebens zum erliegen kommen. Es werden aber auch neue
Inhalte und Aktionsformen geschaffen, weil hier die unbezahlte Arbeit
Teil der Lebenswelt der Frauen ist. Zuvor wurde Produktion und
Reproduktion getrennt.

Der Frauenstreik 1991 war zwar als Streik geplant und dennoch war es
ein "unscharfer Streik". Er nimmt die häusliche Situation, die
politische Situation und die betriebliche Situation der Frauen* auf.
Hier wird klar: das Leben der Männer* und Frauen* funktioniert nicht
analog. Diese Unterschiede sagen viel aus über das Leben der Frauen*
in der Gesellschaft. Kann also der Streik 1991 als Wendepunkt
betrachtet werden? Ja und nein! Es gibt hier keine Einigkeit. Sicher
ist, dass der Streik nicht wie andere vergleichbare Aktivitäten durch
genaue Vorgaben der Justiz kanalisiert werden kann - daher auch die
unklare Rechtslage. Vor allem die Grundforderungen sind politisch
legitim, weil es einen Artikel zur Gleichberechtigung in der
Verfassung gibt. Was Caroline Arni aber auffiel war, dass es viele
Ähnlichkeiten zwischen den Quellen von 1991 und den bereits
vorhandenen Quellen von 2019 gibt. Es ist aber nicht so, dass seither
nicht viel passiert ist, sondern noch immer die gleiche Dynamik
vorherrscht.

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 17/18 - 75. Jahrgang - 31. Mai 2019, S. 4

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 2469, 8026 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/1002: Pressenza - Internationale Klausurtagung der Redaktionsteams (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Pressenza: Internationale Klausurtagung der Redaktionsteams

Von Marianella Kloka, 12. Juni 2019
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Klausurtagung der Nachrichtenagentur Pressenza am 8. und 9. Juni 2019
in Hudson Valley, New York

Bild: © Pressenza



Hudson Valley, New York - 12.06.2019. Die jährliche Klausurtagung der
Nachrichtenagentur Pressenza fand dieses Jahr im Studien- und
Reflektionspark Hudson Valley in der Nähe von New York statt und
endete am 9. Juni.

Mitarbeiter aus Chile, Ecuador, Costa Rica, den USA, dem Vereinigten
Königreich, Deutschland, Österreich, Spanien, Griechenland und
Frankreich nahmen teil. Auch Mitglieder der Redaktionen in Katalonien,
Italien und Argentinien wurden über Videokonferenz zugeschaltet.

Im Mittelpunkt der Diskussionen standen vertiefte Analysen der
aktuellen weltpolitischen Situation und der bestehenden Tendenzen. Ein
Großteil des Gedankenaustauschs befasste sich mit der Frage, was als
fortschrittlich oder rückschrittlich anzusehen ist, um die Konsistenz
zwischen den verschiedenen Redaktionsteams weltweit zu gewährleisten.
Gleichzeitig wurden spezifische Themen angesprochen, die die
Redaktionen für zentral halten. Dazu gehören: Friedens- und
Abrüstungsinitiativen, Ökologie, Migration, alternative
Wirtschaftsformen, neue Technologien wie z.B. 5G, soziale Bewegungen
und Phänomene, die zeigen, dass Veränderungen im oder parallel zum
bestehenden System möglich sind. Die Methodologie der aktiven
Gewaltfreiheit ist das Hauptanliegen, das alle diese Themen verbindet,
und sich in der Art und Weise, wie die Agentur darüber berichtet und
sich positioniert widerspiegelt.

Neben der Website sowie den Radio- und Fernsehproduktionen verfügt die
Agentur derzeit über 3 Dokumentarfilme mit Untertiteln in mehreren
Sprachen, die von Álvaro Orus produziert wurden:

Jenseits der Rache [1]

BGE, unser Recht zu Leben [2]

Der Anfang vom Ende der Nuklearwaffen [3]

Der Vertrieb dieser Dokumentarfilme über Fernsehsender, Festivals und
andere Kanäle ist eine der Prioritäten in den kommenden zwölf Monaten.

Gleichzeitig wurden Änderungen in der internen Organisationsstruktur
beschlossen sowie die Verbesserung der Website, Reisen in geografische
Gebiete von besonderem Interesse, die Stärkung der Redaktionen und der
Zusammenarbeit mit den Medienpartnern der Agentur diskutiert.


Über die Autorin

Marianella Kloka ist eine 47jährige Griechin mit Lebensmittelpunkt in
Athen. Seit 1990 ist sie Mitglied der Humanistischen Bewegung und
außerdem Gründungsmitglied der Organisation 'Welt ohne Krieg und
Gewalt' in Griechenland. Aktuell arbeitet sie als
Menschenrechtsreferentin in der NGO PRAKSIS.


Anmerkungen:

[1] https://youtu.be/2s02mf08PTg

[2] https://www.youtube.com/watch?v=60PcKrrM9zE&t=95s

[3] https://www.youtube.com/watch?v=l3_bKtdtqRM&t=56s


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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PREIS/2242: Bayerischer Filmpreis für Dokumentarfilm "Eldorado" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Erstmals im deutschen Fernsehen

Preisgekrönter Dokumentarfilm "Eldorado"



Die BR-Koproduktion "Eldorado" von Regisseur Markus Imhoof ("More than
Honey") erzählt über die politischen Zusammenhänge und die großen
Herausforderungen der aktuellen internationalen Flüchtlingskrise in
Europa. Markus Imhoof wagt mit seinem Film einen sehr persönlichen
Blick auf diese Krise und sucht nach Antworten auf Fragen, die ihn
seit seiner Kindheit beschäftigen. "Eldorado" ist unter anderem mit
dem Bayerischen Filmpreis ausgezeichnet worden und ist als deutsche
Erstausstrahlung auf dem Sendeplatz DoX - Der Dokumentarfilm im BR am
19. Juni 2019 um 22.45 Uhr im BR Fernsehen zu sehen.


Inhalt

"Das einzige, was uns am Ende bleibt, sind Erinnerungen, die auf Liebe
basieren."

Es ist eine solche Erinnerung, die den preisgekrönten Regisseur Markus
Imhoof sein Leben lang begleitet hat: Es ist Winter, die Schweiz ist
das neutrale Land inmitten des Zweiten Weltkriegs und Markus Imhoofs
Mutter wählt am Güterbahnhof ein italienisches Flüchtlingskind aus, um
ihm zu helfen wieder zu Kräften zu kommen. Das Mädchen heißt Giovanna
und verändert den Blick, mit dem der kleine Markus die Welt sieht.

70 Jahre später kommen wieder Fremde nach Europa. Markus Imhoof hat
Giovanna nie vergessen können, hat ihre Spuren verfolgt und in ihrem
Land gelebt. Nun geht er an Bord eines Schiffes der italienischen
Küstenwache, es ist die Operation "Mare Nostrum", in deren Verlauf
mehr als 100.000 Menschen aus dem Mittelmeer gezogen werden. Mit den
Augen des Kindes, das er damals war, spürt er den Fragen nach, die ihn
seit jeher umtreiben.


Infos zum Film

Buch und Regie: Markus Imhoof

Redaktion: Matthias Leybrand (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Urs
Augstburger (SRF), Sven Wälti (SRG SSR)

Produktion: zero one film (Produzent: Thomas Kufus), Thelma Film
(Produzent: Pierre-Alain Meier), Ormenis Film (Produzent: Markus
Imhoof) in Koproduktion mit BR und Schweizer Radio und Fernsehen,
gefördert von BKM, FFA, FFF Bayern, EDI, Cinéforom und Loterie
Romande, Zürcher Filmstiftung, Kulturfonds Suissimage, Marlies
Kornfeld, Volkart Stiftung, Ernst Goehner Stiftung, UBS
Kulturstiftung, SRG Succès Passage Antenne, BAK Succès Cinéma

 * 
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FEATURE/1263: Deutschlandfunk Kultur - Kolumbianische Männer nach dem Bürgerkrieg, 15.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Adelante Muchachos

Kolumbianische Männer nach dem Bürgerkrieg

Von Étienne Roeder

Deutschlandfunk Kultur 2017/53'58

Feature

Samstag, 15. Juni 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Irgendwo an Kolumbiens Karibikküste sitzen drei Männer an einem Tisch.
Sie träumen von der Zukunft und sinnieren über Familie, Krieg und
Frieden. Die Männer waren Soldaten dreier verfeindeter Armeen: der
Guerilla, der Paramilitärs und der Armee. Doch das wissen sie nicht.
Schweigen über die Vergangenheit ist die Bedingung dieses Gesprächs,
das es so eigentlich noch nicht geben kann. Denn auch wenn das Bemühen
um einen Friedensvertrag die politische Agenda Kolumbiens beherrscht,
bleibt die Frage, wie nach so vielen Jahren der Gewalt ein
Zusammenleben möglich ist.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1908: Deutschlandfunk - Der Balkan und die Kriegsverbrechen, 15.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verklärte Helden, verurteilte Mörder

Der Balkan und die Kriegsverbrechen

Mit Reportagen von Dirk Auer

Gesichter Europas

Samstag, 15. Juni 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Arbeit des Haager UN-Gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien
geht zu Ende, die Aufarbeitung der Kriegsverbrechen wird aber
fortgesetzt. Gerichte in Sarajevo oder Belgrad tragen nun die
Verantwortung dafür, dass sie nicht ungesühnt bleiben. Selbst zwei
Jahrzehnte nach dem Ende der kriegerischen Konflikte ist das
allerdings sehr schwierig: Nationalisten geben in vielen Balkanstaaten
den Ton vor. Politiker weigern sich bis heute, Kriegsverbrechen
anzuerkennen, die im Namen der eigenen Volksgruppe verübt worden sind.
Verurteilte werden auch in großen Teilen der Bevölkerung wie Helden
verehrt, das Leid der Opfer einfach ausgeblendet. Es gibt auch eine
andere Seite, doch neben der Justiz sind es vor allem
zivilgesellschaftliche Initiativen, die dafür sorgen, dass die
Wahrheit nicht in Vergessenheit gerät.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2916: BR-KLASSIK - Zum 200. Geburtstag von Jacques Offenbach, 14.-23.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. April 2019

BR-KLASSIK-Schwerpunkt

Zum 200. Geburtstag von Jacques Offenbach



Zu Jacques Offenbachs 200. Geburtstag am 20. Juni 2019 hat BR-KLASSIK
ein großes Fest vorbereitet: Zehn Tage lang wird mit Opern, Operetten,
Balletten oder virtuosen Cellostücken der berühmte Komponist gefeiert,
genauso wie der Mensch Offenbach mit seiner schillernden
Persönlichkeit: Von Freitag, 14. bis Sonntag, 23. Juni 2019 in
BR-KLASSIK/Hörfunk, im Bildungskanal ARD-Alpha und im Internet auf
br-klassik.de.

Offenbach, der Kölner Wahlfranzose und Wien-Liebhaber, der unentwegt
Reisende, der berühmte Cellovirtuose, der Salonlöwe, der
Theatergründer und -leiter, der unermüdlich schreibende Opern-,
Konzert- und Operettenkomponist - und natürlich der Mensch inmitten
all dieser Teilaspekte seines Seins, der Sohn, der Vater, der
Liebhaber, der katholische Jude. Offenbach bietet so viele Facetten,
dass die gesamten zehn Tage nur Schlaglichter werfen können auf
einzelne Bereiche seines Lebens.

Zur Einstimmung auf den runden Geburtstag des großen Komponisten und
Cellisten sind schon am Freitag, 14. Juni 2019, auf BR-KLASSIK in den
aktuellen Magazinen "Allegro" und "Leporello" kleine Appetithäppchen
zu den Sondersendungen der folgenden Woche zu hören.

Als Aperitif bietet BR-KLASSIK am Samstag, 15. Juni 2019, ab 19.05
Uhr, eine Referenzaufnahme von "Hoffmanns Erzählungen" aus dem Jahr
1965, mit dem 2017 verstorbenen schwedischen Tenor Nicolai Gedda in
der Titelrolle. Außerdem glänzen Sängerstars wie Elisabeth
Schwarzkopf, Victoria de los Angeles oder George London. Diese
historische Aufnahme schlägt eine Brücke über alle
Geburtstagssendungen hinweg zu einer ebenso herausragenden TV-Version
von "Hoffmanns Erzählungen" des Jahres 2014 aus der Bayerischen
Staatsoper: Am Sonntag, 23. Juni 2019, sind auf ARD-alpha ab 20.15 Uhr
Rolando Villazon und Diana Damrau in den Hauptpartien zu erleben.

Im Mittelpunkt der 10-Tage-Geburtstagsfeier steht "Ein Tag mit
Offenbach" am Sonntag, 16. Juni auf BR-KLASSIK/Hörfunk:

Vom "Musikrätsel" um 9.05 Uhr über ein "Après-Midi" um 13.05 Uhr mit
Offenbach-Hits und -Raritäten - sowie andere Programmpunkte - bis zur
Sonderausgabe des "Operetten-Boulevard" um 21.05 Uhr mit dem
Offenbach-Biografen Ralf-Olivier Schwarz als Gast von Susanne Prinz
und Stefan Frey, wirft BR-KLASSIK Schlaglichter auf das Schaffen des
Jubilars.

In der folgenden Woche geht es weiter mit vielen
Offenbach-Impressionen: Zum Beispiel ist in "Sweet Spot" am Montag,
den 17. Juni, ab 19.05 Uhr Offenbachs Jugendzeit das Thema, in der
"Mittagsmusik" beschäftigt sich Xaver Frühbeis täglich ab 12.05 Uhr
mit Raritäten aus Offenbachs Feder und im Musik-Feature am Freitag,
21. Juni, beleuchtet und feiert Dagmar Penzlin den "Orpheus vom
Rhein".

Mit einem Highlight auf ARD-alpha rundet BR-KLASSIK den Reigen ab. Die
Sendung "Operetten-Boulevard" wirft abschließend einen Rückblick auf
die vergangenen zehn Tage.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KURSUS/1916: Unna - "Daten sicher verschlüsseln in der Cloud" am 18.6.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Daten sicher verschlüsseln in der Cloud



Kreisstadt Unna. Die Absicherung und Verschlüsselung sensibler Daten
wird im Zeitalter von Big Data immer wichtiger. Besonders im Internet
und vor allem bei Cloud-Diensten ist dieses sogar schon ein "Muss".
Die VHS-Veranstaltung stellt Tools und Techniken für das
Betriebssystem Windows vor, um Daten in der Cloud vor Fremdzugriffen
richtig abzusichern.

Die Veranstaltung "Daten sicher verschlüsseln in der Cloud" mit der
Kursnummer 191-4304 findet am Dienstag, 18. Juni 2019 von 18 bis 19.30
Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt
8 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 60 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Workshops" zu finden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MIKROBIOLOGIE/011: Tropische Zecken - Neu eingewanderte Art überwintert erstmals in Deutschland (idw)


Universität Hohenheim - 11.06.2019

Tropische Zecken: Neu eingewanderte Art überwintert erstmals in Deutschland

Tropische Hyalomma-Zecke wieder in Deutschland gesichtet / Team der Uni
Hohenheim und des Instituts für Mikrobiologie der Bundeswehr meldet sechs
neue Funde erstmals in diesem Jahr in Deutschland



Sie ist wieder da: In den letzten Tagen sind gleich sechs Exemplare der
tropischen Hyalomma-Zecke in Deutschland aufgetaucht. Und dieses Jahr ist
die Art einen wesentlichen Schritt weiter auf dem Weg sich hier zu
etablieren. Denn die Zeckenforscher der Universität Hohenheim in Stuttgart
und des Instituts für Mikrobiologie der Bundeswehr sind davon überzeugt,
dass die Tiere - im Gegensatz zu den Exemplaren des Vorjahres - in
hiesigen Gefilden überwintert haben. Die auffälligen Tiere mit den
geringelten Beinen sind doppelt bis dreimal so groß wie ihre europäischen
Verwandten.

Fünf Zecken in einem Pferdehof in Nordrhein-Westfalen, eine auf einem
Pferd in Niedersachsen: "Wir haben die ersten Nachweise dieses Jahres von
Hyalomma-Zecken in Deutschland", meldet Prof. Dr. Ute Mackenstedt von der
Universität Hohenheim. "Und diesmal müssen wir davon ausgehen, dass diese
Tiere bei uns in Deutschland überwintern konnten."

Letztes Jahr wiesen die Zeckenforscher erstmals Tiere der Gattung Hyalomma
in größerer Menge nach. Daraufhin hatte Prof. Dr. Mackenstedt gemeinsam
mit PD Dr. Gerhard Dobler und Dr. Lidia Chitimia-Dobler vom Institut für
Mikrobiologie der Bundeswehr in München im Februar die Bevölkerung
gebeten, mögliche Funde von Hyalomma-Zecken einzusenden. Jetzt wurden sie
fündig.

"Beide Funde sind in den letzten Tagen erfolgt, also praktisch
zeitgleich", erklärt PD Dr. Dobler. "Wir gehen deshalb davon aus, dass die
drei heißen Tage dafür verantwortlich waren, dass die wärmeliebenden
Hyalomma-Zecken jetzt ziemlich gleichzeitig an unterschiedlichen Orten
aktiv wurden."

Hyalomma-Zecken können in Deutschland überwintern

Doch während die Exemplare letztes Jahr höchstwahrscheinlich noch mit
Zugvögeln eingeschleppt wurden, dürfte das diesmal nicht der Fall sein.
"Die Jugendstadien der Zecken, die Larven und Nymphen, sind oft an
Zugvögeln zu finden", erläutert Prof. Dr. Mackenstedt. "Sie lassen sich
dann einfach abfallen." Doch die jetzt gefundenen Tiere seien relativ früh
im Jahr aufgetaucht. "Wenn man den Entwicklungszyklus zurückrechnet,
hätten sie also zu einem Zeitpunkt eingeschleppt werden müssen, als die
Zugvögel noch gar nicht da waren."

Letztes Jahr konnten zwei Hyalomma-Arten nachgewiesen werden, H.
marginatum und H. rufipes. Bei den diesjährigen Zecken steht die genaue
Artbestimmung teilweise noch aus, "doch wir vermuten, dass es sich bei
allen um H. marginatum handelt", so Dr. Lidia Chitimia-Dobler. "Die Art
stammt vorwiegend aus der Türkei und Osteuropa, weshalb sie unserem Klima
eher angepasst ist als H. rufipes aus Afrika."

Forscher beobachten, ob sich Arten in Deutschland etablieren

Doch Überwintern heiße nicht notwendigerweise, dass Hyalomma in
Deutschland bereits heimisch geworden ist. "Damit sich eine Population
entwickeln kann, müssten sich Männchen und Weibchen finden", erklärt Prof.
Dr. Mackenstedt. "Das ist bei geringer Populationsgröße schwierig. Zudem
müssten sich Larven und Nymphen entwickeln, die Vögel oder auch Hasen als
Wirt benötigen. Ob und wie das hier funktioniert, wissen wir noch nicht.
Das müssen wir weiter beobachten."

Allerdings lege der Fund von fünf Hyalomma-Zecken in einem einzelnen
Pferdehof nahe, dass dort mehrere Individuen gleichzeitig vorhanden waren
und somit die Möglichkeit einer Paarung und des Entstehens einer
eigenständigen Population bestehe.

Auch andere tropische Zecken hat die Forscherin deshalb genau im Visier.
Beispielsweise die Braune Hundezecke Rhipicephalus sanguineus: "Sie ist
ursprünglich in Afrika beheimatet. Doch wir gehen davon aus, dass diese
Zecke mit Hunden nach Deutschland transportiert werden. Es wurden auch
bereits Exemplare an Hunden gefunden, die ihren Hof nie verlassen hatten",
berichtet sie. "Damit konnten sie kein unbeabsichtigtes Urlaubsmitbringsel
sein - ein Hinweis darauf, dass sich die Art hier möglicherweise bereits
entwickeln kann."


HINTERGRUND: Steckbrief Zecken-Gattung Hyalomma

Hyalomma marginatum und Hyalomma rufipes sind ursprünglich in den
Trocken- und Halbtrockengebieten Afrikas, Asiens und Südeuropas beheimatet. In
Mittel- und Nordeuropa kamen sie bisher nicht vor. Mit ihren gestreiften
Beinen sind sie eine auffällige Erscheinung, viel größer als der normale
Holzbock.

Im eurasischen Raum gelten beide Arten als wichtige Überträger des Virus
des Krim-Kongo Hämorrhagischen-Fiebers und des Arabisch Hämorrhagischen
Fiebers (Alkhumra-Virus). Auch das Bakterium Rickettsia aeschlimannii, das
eine Form des Zecken-Fleckfiebers auslöst, kann durch diese Zecken
übertragen werden.

Die erwachsenen Zecken saugen Blut vor allem an großen Tieren. Die Zecken
können sich aktiv auf ihren Wirt zubewegen und legen dabei eine Strecke
von bis zu 100 Metern zurück. Auch der Mensch ist ein potenzieller Wirt
der Tiere. Larven und Nymphen dagegen sind vor allem an Vögeln und
Kleinsäugetieren zu finden. Sie bleiben bis zu 28 Tage auf ihrem Wirt und
können so mit Zugvögeln nach Deutschland eingeschleppt werden.

Text: Elsner

Weitere Informationen finden Sie unter

http://hundezecken.uni-hohenheim.de/hundezecken

("Info-Seite zur Braunen Hundezecke")

http://www.uni-hohenheim.de/presse

("Pressemitteilungen der Universität Hohenheim")

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/340: Gesundheitsgefahren durch hormonaktive Substanzen (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 11.06.2019

DDG/DGE: Gesundheitsgefahren durch hormonaktive Substanzen - Vorsorgeprinzip endlich konsequent umsetzen



Sie können im Wasser oder in der Nahrung enthalten sein, in Kosmetika,
Kinderspielzeug oder Gebrauchsgegenständen: Hormonaktive Substanzen,
verkürzt oft "Umwelthormone" genannt, können auf verschiedenen Wegen in
den Körper gelangen. Gemeinsam ist ihnen, dass sie hormonelle Vorgänge im
menschlichen Körper imitieren oder stören, weshalb sie auch als endokrine
Disruptoren bezeichnet werden.

Weil endokrine Disruptoren die Entwicklung und Fruchtbarkeit von Tieren -
und sehr wahrscheinlich auch die des Menschen - beeinträchtigen können und
womöglich auch das Risiko für Erkrankungen wie Krebs oder Adipositas
steigern, fordern Experten der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie
(DGE), die betreffenden Substanzen umgehend aus dem Verkehr zu ziehen. Die
konkreten Forderungen und Hintergründe zum Thema werden auch auf einer
Pressekonferenz zur Sprache kommen, die die DGE gemeinsam mit der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) am 18. Juni 2019 in Berlin abhält.


Zu den bekanntesten endokrinen Disruptoren zählen die Polychlorierten
Biphenyle (PCB), die früher hauptsächlich als Hydraulik- oder Isolieröle
verwendet wurden, Weichmacher wie Phthalate und Bisphenol A (BPA), die bei
Verbrennungsprozessen entstehenden Dioxine, oder das früher großflächig
zur Insektenbekämpfung eingesetzte DDT. "Einige dieser Substanzen sind
schon seit Jahren verboten, finden sich jedoch noch immer in der Umwelt",
sagt Professor Dr. rer. nat. Josef Köhrle, ehemaliger Direktor des
Instituts für Experimentelle Endokrinologie an der
Charité-Universitätsmedizin Berlin und Präsident der DGE. Polychlorierte Biphenyle
etwa werden seit Beginn der 80er-Jahre in vielen Ländern nicht mehr
hergestellt, seit 2001 sind sie weltweit verboten. Trotzdem sind sie noch
heute auf der ganzen Welt nachweisbar - auch im menschlichen Körper. Mit
Luft- und Wasserströmungen sind sie sogar bis in die Polarregionen
gelangt.

Auch viele andere endokrine Disruptoren sind aufgrund ihrer chemischen
Struktur sehr stabil und reichern sich in der Umwelt, in der Nahrungskette
und letztlich auch im Fettgewebe von Tieren und Menschen an, sagt
Professor Dr. med. Baptist Gallwitz, Pressesprecher der DDG. So können
auch ursprünglich geringe Konzentrationen zu gesundheitlich relevanten
Belastungen führen. "Wir beobachten beispielsweise, dass Jugendliche
früher in die Pubertät kommen, und Übergewicht und Diabetes, aber auch
Entwicklungsstörungen bei Kindern zunehmen", erklärt der kommissarische
Direktor der Medizinischen Klinik IV am Universitätsklinikum Tübingen. Von
Fachleuten werden derzeit mehr als 1.000 Substanzen als endokrine
Disruptoren eingestuft. Von insgesamt knapp 100.000 bekannten chemischen
Verbindungen ist bisher nur ein kleiner Bruchteil auf mögliche endokrin
aktive, schädliche Wirkungen geprüft.

Endokrinologische Fachgesellschaften weltweit, unter ihnen auch die DGE,
fordern, die bereits als endokrine Disruptoren bekannten Substanzen
konsequent aus dem Verkehr zu ziehen. Zudem müssten neue chemische
Substanzen auf ihre Unbedenklichkeit überprüft werden, bevor sie in großem
Maßstab produziert und in Umlauf gebracht würden, so die Experten.
Insbesondere sei es nicht sinnvoll, bekannte endokrine Disruptoren durch
verwandte, aber noch wenig untersuchte Verbindungen zu ersetzen. Auch
diese können das Hormonsystem aus der Balance bringen und gefährden
ebenfalls die Gesundheit. "Nur wenn Produzenten und Vertreiber nachweisen
müssen, dass neue Substanzen nicht als endokrine Disruptoren wirken,
können gesundheitliche Risiken verhindert werden", sagt Biochemiker und
Hormonexperte Köhrle.

Um das Problem in den Griff zu bekommen, müsste zunächst die einheitliche
Definition der Weltgesundheitsorganisation WHO für endokrinen Disruptoren
konsequent angewendet und in den noch unterschiedlichen Prüfverfahren für
neue Substanzen EU-weit einheitlich umgesetzt werden. Das sei bislang noch
nicht der Fall, kritisiert Köhrle. Weitere Forderungen der Endokrinologen
beziehen sich auf die Verbesserung und konsequente Anwendung der
Informations-, Kennzeichnungs- und Meldepflicht für endokrine Disruptoren,
die Intensivierung und Förderung der Forschung, und die Entwicklung von
Testmethoden zum schnelleren und sicheren Nachweis der Wirkung von
endokrinen Disruptoren. "Wir müssen erreichen, dass nicht wie bisher erst
nach dem Auftreten von Gesundheitsschäden reagiert wird", sagt Köhrle,
"sondern dass das in der EU geltende Vorsorgeprinzip auch auf endokrine
Disruptoren konsequent angewendet wird."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2529: NGOs fordern von Bundesregierung mehr Einsatz bei der Eindämmung von Aids, TB und Malaria (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 11. Juni 2019

NGOs fordern von Bundesregierung mehr Einsatz bei der Eindämmung von Aids, TB und Malaria

Hannover/Berlin - "Der Globale Fonds braucht einen starken deutschen
Beitrag"



Neun Entwicklungsorganisationen rufen die Bundesregierung mit der
Kampagne #FillUpTheFund gemeinsam dazu auf, den Globalen Fonds zur
Bekämpfung von Aids, Tuberkulose (TB) und Malaria mit 1,2 Milliarden
Euro zu unterstützen. Jedes Jahr fordern Aids, TB und Malaria fast
drei Millionen Menschenleben. Betroffen sind vor allem jene, die in
Armut leben.

Seit seiner Gründung in 2002 hat der Globale Fonds dazu beigetragen,
27 Millionen Menschenleben zu retten, die ansonsten an den Folgen von
Aids, TB und Malaria gestorben wären. Insgesamt konnten die Todesfälle
durch die drei Armutskrankheiten um ein Drittel reduziert werden - ein
beeindruckender Erfolg, der den Globalen Fonds zu einem der
effektivsten Finanzierungsinstrumente für weltweite Gesundheit macht.
Neben der Prävention und Behandlung der drei Krankheiten stärkt er die
Gesundheitsversorgung insgesamt: Er unterstützt einkommensschwache
Länder beim Aufbau nachhaltiger Gesundheitssysteme, damit alle
Menschen Zugang zu guter Gesundheitsversorgung bekommen.

Das zeigt, dass ein Ende dieser Epidemien möglich ist - entscheidend
ist nun einzig und allein der politische Wille. Der Globale Fonds
benötigt bis zu seiner Wiederauffüllungskonferenz in Lyon am 10.
Oktober 2019 mindestens 14 Milliarden US-Dollar, um seine erfolgreiche
Arbeit in den Jahren 2020-2022 fortsetzen zu können.

#FillUpTheFund - "Der Globale Fonds braucht einen starken deutschen
Beitrag, damit Aids, TB und Malaria bald Geschichte sind". Mit diesem
Appell richten sich die Entwicklungsorganisationen Deutsche Stiftung
Weltbevölkerung (DSW), Aktionsbündnis gegen Aids, Freunde des Globalen
Fonds Europa, Global Citizen, Kindernothilfe, ONE, Oxfam, Plan
International Deutschland und World Vision an die Bundesregierung. Das
Herzstück der Kampagne sind Videobotschaften von
Bundestagsabgeordneten, in denen sie sich für einen starken Beitrag
Deutschlands einsetzen. Diese und andere Kampagnenelemente befinden
sich auf der Kampagnenwebsite www.fillupthefund.de.

Die Erfolge des Globalen Fonds machen das Ziel greifbar, die
Ausbreitung der drei tödlichsten Armutskrankheiten zu stoppen. Es
könnte jedoch schnell wieder in weite Ferne rücken, wenn sich die
Weltgemeinschaft - und insbesondere wirtschaftsstarke Nationen wie
Deutschland - vor den nötigen Investitionen scheut.

- Seit seiner Gründung im Jahr 2002 hat der Globale Fonds zusammen mit
seinen Partnerorganisationen 27 Millionen Menschenleben gerettet.

- 35 Millionen Menschen sind bisher an den Folgen von Aids gestorben -
das entspricht der Bevölkerung Kanadas. Aids ist weltweit Todesursache
Nummer 1 für Frauen unter 50. Allein 2017 konnten dank des Globalen
Fonds 17,5 Millionen Menschen eine antiretrovirale HIV-Therapie
erhalten.

- TB bleibt bis heute die tödlichste Infektionskrankheit der Welt:
laut der WHO fordert sie jedes Jahr 1,6 Millionen Menschenleben.
Allein 2017 wurden fünf Millionen Erkrankte mithilfe des Globalen
Fonds behandelt.

- Alle zwei Minuten stirbt ein Kind an Malaria. Fast 200 Millionen
Moskitonetze zur Malariaprävention stellte der Globale Fonds im Jahr
2017 zur Verfügung und verhinderte so Millionen von Neuinfektionen.


Infos zur Kampagne, die Videobotschaften sowie eine Vorstellung
der beteiligten Organisationen finden Sie unter 

www.fillupthefund.de


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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AUSLAND/2528: EU-Flüchtlingspolitik - Ein Jahr geschlossene Häfen (Ärzte ohne Grenzen)


Ärzte ohne Grenzen - 12. Juni 2019

Ein Jahr geschlossene Häfen: Europäische Politik führt zu immer neuen Todesfällen im Mittelmeer



Berlin, 12. Juni 2019. Vor einem Jahr hat sich Italien dazu
entschlossen, seine Häfen für zivile Rettungsschiffe zu schließen.
Seitdem sind mindestens 1.151 Männer, Frauen und Kinder im zentralen
Mittelmeer ertrunken. Mehr als 10.000 weitere Menschen wurden auf See
abgefangen und nach Libyen zurückgezwungen, wo sie in Gefahr sind.
Diese vermeidbaren Todesfälle und dieses unnötige Leid sind auch ein
Ergebnis der rücksichtslosen europäischen Abschottungspolitik, betonen
die Hilfsorganisationen SOS Mediterranee und Ärzte ohne Grenzen. Der
gemeinsam betriebenen Aquarius war vor genau einem Jahr als erstem
Schiff ein Hafen zur Ausschiffung von Geretteten verwehrt worden.

"Vor einem Jahr haben wir davor gewarnt, dass die gefährlichen und
unmenschlichen Blockaden auf See keinen Präzedenzfall schaffen dürfen.
Doch genau das ist passiert", sagt Sam Turner, Projektleiter von Ärzte
ohne Grenzen für Libyen und das Mittelmeer. "Die politische Blockade
durch die europäischen Staaten und ihre Unfähigkeit, die Rettung von
Menschenleben ganz oben anzustellen, ist heute noch schockierender, da
die Kämpfe in Tripolis weiter wüten."

Allein seit Beginn des Konflikts um die Hauptstadt Tripolis Anfang
April haben mehr als 3.800 Menschen versucht, auf unsicheren Booten
der Gewalt in Libyen zu entfliehen - obwohl so gut wie keine
Rettungsschiffe im Einsatz waren.

"Das Fehlen humanitärer Schiffe im zentralen Mittelmeer sollte den
unbegründeten Vorwurf eines angeblichen Pull-Faktors beenden", sagt
Frédéric Penard, Einsatzleiter von SOS Mediterranee. "Tatsächlich
nehmen Menschen trotz fehlender Rettungsschiffe aus Mangel an
Alternativen und ungeachtet der Risiken die Flucht über das Mittelmeer
weiter auf sich. Der einzige Unterschied ist: Das Risiko, bei der
Flucht zu sterben, ist jetzt fast viermal höher als im vergangenen
Jahr, so die Zahlen der Internationalen Organisation für Migration."

Seit die Aquarius im vergangenen Jahr daran gehindert wurde,
italienische Häfen anzulaufen, ist die Blockade von Schiffen im
offenen Meer mit mehr als 18 solchen Vorfällen zum traurigen
Normalfall geworden. Insgesamt mussten Schiffe mit geretteten Menschen
so 140 Tage lang auf See ausharren, während die Staats- und
Regierungschefs der EU darüber diskutierten, wo und wie sie an Land
gelassen würden. 2.443 Männer, Frauen und Kinder wurden so tagelang
auf dem Meer festgehalten.

Selbst Handels- und sogar Militärschiffe sind durch die Blockade und
Kriminalisierung der Seenotrettung immer seltener bereit, auf
Notsituationen zu reagieren. Ihnen droht, nach einem Rettungseinsatz
längere Zeit auf See blockiert zu werden, oder sie sind gezwungen,
gefährdete Menschen unter Verletzung des Völkerrechts nach Libyen
zurückzubringen.

Seit Beginn der Kämpfe um Tripolis haben das UN-Flüchtlingshilfswerk
UNHCR und andere Organisationen wie Ärzte ohne Grenzen gefordert,
Geflüchtete aus Libyen in anderen Ländern in Sicherheit zu bringen.
Doch in diesem Jahr hat die libysche Küstenwache mehr als doppelt so
viele Geflüchtete nach Libyen zurückgezwungen als von internationalen
Organisationen aus dem Land gebracht oder umgesiedelt wurden. Die
europäischen Staats- und Regierungschefs unterstützen diese Praxis,
obwohl sie genau wissen, dass die Zurückgebrachten in Libyen weiter
Ausbeutung, Folter, sexueller Gewalt und willkürlicher Inhaftierung
ausgesetzt sind.


SOS Mediterranee und Ärzte ohne Grenzen fordern die EU-Mitgliedstaaten auf:


	dringend ausreichende proaktive Such- und Rettungskapazitäten für das Mittelmeer bereitzustellen, einschließlich kompetenter und reaktionsfähiger Koordinierungsbehörden, um unnötige Todesfälle zu vermeiden

	Strafmaßnahmen gegen NGOs zu beenden, die versuchen, den Mangel an Rettungsschiffen mit ihrer Hilfe auszugleichen

	die politische und materielle Unterstützung für das System der Zwangsrückführungen von Geflüchtete, Asylsuchenden und Migranten nach Libyen zu beenden, wo sie unwillkürlicher und unmenschlicher Haft ausgesetzt sind

	ein nachhaltiges und zuverlässiges System zur Ausschiffung Geretteter an einem sicheren Ort zu schaffen, wo eine menschliche Behandlung, ausreichende Versorgung und der Zugang zu einem Asylverfahren nach internationalen Standards sichergestellt sind.



Am Wochenende vom 9. und 10. Juni 2018 retteten die Teams des
Rettungsschiffes Aquarius 230 Menschen aus Seenot. Nach der Übernahme
weiterer 400 Überlebender von italienischen Marine- und
Küstenwachschiffen verweigerten die italienischen Behörden der
Aquarius die Genehmigung, die 630 Menschen, wie im internationalen
Seerecht vorgeschrieben, sicher an Land zu bringen. Und das, obwohl
die Rettung und die Übernahme von der italienischen
Seenotrettungsleitstelle (MRCC) eingeleitet und koordiniert wurde. Am
11. Juni 2018 bot die spanische Regierung der Aquarius die Einfahrt in
den Hafen von Valencia an. Erst nach einer Woche trafen die Aquarius
sowie italienische Küstenwach- und Marineschiffe, die den Transport
eines großen Teils der Geretteten übernommen hatten, in Valencia ein,
wo alle 630 Menschen endlich sicher an Land gehen konnten.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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POLITIK/1950: Interview zum Tarifkonflikt mit der Sana-Kliniken AG - Tarifabschluss erkämpft (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 23 vom 7. Juni 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Tarifabschluss erkämpft

"Rücken krumm, Tasche leer, Sana-Klinik, danke sehr!"

Werner Sarbok im Gespräch mit Karl Lichtenberg



In der vergangenen Woche hat ver.di im Tarifkonflikt mit der Sana
Kliniken AG ein Ergebnis für die bundesweit rund 10.000 Beschäftigten
erzielt. Darüber sprachen wir mit einem Kollegen, der in Berlin als
Krankenpfleger bei dem Konzern arbeitet. Der Kollege möchte nicht mit
seinem richtigen Namen genannt werden, daher nennen wir ihn hier Karl
Lichtenberg.


UZ: Was hat die Kolleginnen und Kollegen in dieser Tarifauseinandersetzung
am meisten bewegt?

Karl Lichtenberg: Wir erleben in Pflege und Funktionsbereichen seit
Jahren eine unerträgliche Arbeitsverdichtung. Für das bisher gezahlte
Gehalt will hier keine Fachkraft mehr anfangen. Junge Kollegen suchen
sich woanders eine Stelle. Viele kommen auch krank zur Arbeit, nur
damit der Laden noch irgendwie läuft. Da haben sich viele gesagt: So
geht das nicht mehr weiter! Somit hatten wir erstmals eine hohe
Streikbereitschaft. Empört hat es auch viele, dass die Gegenseite sich
monatelang nicht bewegt hat und nichts anbieten wollte. Die
Geschäftsleitung hatte sogar behauptet, dass es bei Sana keinen
Fachkräftemangel gebe. Das brachte das Fass zum Überlaufen.


UZ: Was hat der Abschluss für die Beschäftigten gebracht?

Karl Lichtenberg: Die Tarifverhandlung brachte am 23. Mai erstmals ein
Ergebnis zustande, nachdem die Kapitalseite monatelang gemauert hatte.
Danach soll es 4 Prozent mehr Gehalt geben, die Laufzeit aller
Entgeltregelungen beträgt ein Jahr. Eine Einmalzahlung von 450 Euro,
für Pflege-Azubis 50 Euro mehr und ab dem 1. Januar 2020 nochmals 50
Euro. Zum nächsten Jahreswechsel wird die Arbeitszeit im Osten
angeglichen, dann beträgt die wöchentliche Arbeitszeit dort wie im
Westen 38,5 Stunden.


UZ: Wie bewertest du das Ergebnis?

Karl Lichtenberg: Wir sind noch weit entfernt vom eigentlichen Ziel,
mittelfristig an das Niveau des Tarifvertrages im Öffentlichen Dienst
heranzukommen, und auch deutlich unter den geforderten 7 Prozent. Die
Chance eines solchen Abschlusses, sollte er von den Mitgliedern
angenommen werden, besteht darin, dass wir bei kurzer Laufzeit in der
nächsten Tarifrunde noch kräftig nachlegen können. Die
Sana-Beschäftigten haben erstmals gezeigt, dass sie auch streiken
können und dass es keine Nullrunden mehr geben wird.


UZ: Wie wird der Abschluss von den Kolleginnen und Kollegen diskutiert?

Karl Lichtenberg: Der Abschluss hat keine Begeisterung ausgelöst. 4
Prozent ist deutlich unter dem Erwartungshorizont der Kollegen. Selbst
die geforderten 7 Prozent waren ja nicht das, was in den Teams als
wünschenswert gesehen wird. Wir diskutieren das Ergebnis weiter. Eine
einstimmige Annahme wird es nicht werden. Ich hoffe aber, dass wir
das, was wir im Tarifkampf geleistet haben, als Sprungbrett für die
nächste Tarifrunde nutzen können.


UZ: Der Warnstreik fand am 23. Mai in Berlin und Sommerfeld
statt. Welche Wirkung habt ihr erzielt und wie ist er abgelaufen?

Karl Lichtenberg: Es lief am 23. Mai nur ein Notprogramm in vielen
Bereichen der Sana-Kliniken Berlin-Lichtenberg und Sommerfeld. Die
OP-Bereiche waren lahmgelegt. In der Lichtenberger Kardiologie ging
nichts mehr, vor allem nicht im Herzkatheterlabor. Auf vielen
Stationen sorgte nur eine Notbesetzung in Früh- und Spätdienst für die
Patienten. Ab 5.30 Uhr morgens standen die Streikposten.
Warnstreikplakate wurden im ganzen Haus aufgehängt. Und bald darauf
widerrechtlich vom Sicherheitspersonal entfernt.

Lautstarke Kundgebungen fanden vor den Haupteingängen statt. Beiträge
wurden auch von Vertretern des Berliner Bündnisses für mehr Personal
im Krankenhaus gehalten. Jeweils etwa 200 Streikende waren aktiv.
Höhepunkt des Streiktages war die gemeinsame Kundgebung um 10 Uhr vor
der ver.di-Bundeszentrale am Ort der Tarifverhandlungen.

Die 200 Anwesenden bereiteten der Verhandlungsgruppe der Kapitalseite
einen lautstarken Empfang. Die war zufällig mit einer Stunde
Verspätung eingetroffen und betrat dann sehr eilig das Gebäude. Von
der Klinik Sommerfeld waren über 50 Kolleginnen und Kollegen mit einem
Bus angereist. Von dort ging es wieder zurück an die Kliniken, um den
Streik auch in der Spätschicht durchzusetzen. Die Wirkung auf die
Gegenseite blieb nicht aus. Viel wurde im Vorfeld beeinflusst,
geschoben und schlechtgemacht. Das Beste aber war: Am Streiktag wurden
Angehörige der Pflegedirektion in Pflegearbeitskleidung gesichtet.


UZ: Gab es Unterstützung und Solidarität für euren Kampf?

Karl Lichtenberg: Es gab Unterstützung aus der ver.di-Betriebsgruppe
von Vivantes. Das Berliner Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus
hat sehr aktiv unsere letzte aktive Mittagspause und den Warnstreik
unterstützt. Durch Redebeiträge, starke Präsenz, und durch Mithilfe
bei der Kleinarbeit im Warnstreik waren die Aktivisten des Bündnisses
wirklich mittendrin. Es gab viele Gespräche und die Kollegen haben das
Bündnis deutlich wahrgenommen. In den Medien gab es sonst außer einem
Rundfunkbeitrag nahezu keine Resonanz.


UZ: Mobilisiert ihr zu den ver.di-Aktionen zur Konferenz der
Gesundheitsminister am 5. Juni in Leipzig?

Karl Lichtenberg: Natürlich wurde in den Versammlungen dazu
aufgerufen, nach Leipzig zu fahren. Ich denke, es werden einige
Kolleginnen und Kollegen von uns dabei sein.

 * 
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RECHT/641: Krankenkasse muss nach MDK-Gutachten korrigierte Klinikrechnung zahlen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Juni 2019

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Krankenkasse muss nach MDK-Gutachten korrigierte Klinikrechnung zahlen



Heilbronn/Berlin (DAV). Kommt ein Gutachten des Medizinischen Dienstes
der Krankenkassen (MDK) zu dem Ergebnis, dass ein Krankenhaus mehr
hätte abrechnen können, muss die Krankenkasse die korrigierte Rechnung
bezahlen. Die Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) weist auf eine Entscheidung des Sozialgerichts
Heilbronn vom 11. März 2019 hin (AZ: S 15 KR 1107/18). Andernfalls
würde sich die Krankenkasse treuwidrig verhalten.

Der Patient wurde sechs Wochen stationär in einem Klinikum behandelt.
Ihm wurde ein Teil seines Dickdarms entfernt. Das Krankenhaus
berechnete der Krankenkasse für ihre Leistungen knapp 12.500 Euro. Die
Krankenkasse des Manns beglich diese Rechnung zunächst, ließ die
Berechnung aber vom MDK überprüfen. Der stellte fest, dass der
Aufenthalt im Klinikum notwendig war. Das Krankenhaus hätte aber
richtigerweise nach einem anderen Tarif abrechnen müssen. Daraufhin
korrigierte das Krankenhaus die Rechnung und verlangte von der der
Krankenkasse nunmehr insgesamt fast 15.000 Euro. Die Krankenkasse
weigerte sich, die höhere Forderung zu zahlen, da die Klinik ihre
Rechnung nicht fristgerecht korrigiert habe.

Die Klage des Krankenhauses war erfolgreich. Die Krankenkasse musste
auch den Restbetrag von knapp 2.500 Euro nebst Zinsen zahlen. Aufgrund
des MDK-Gutachtens stehe fest, dass die stationäre Behandlung mit der
höher zu bewertenden DRG (diagnosebezogene Fallgruppe) abzurechnen
sei. Das Krankenhaus habe die Rechnung nachträglich korrigieren dürfen
und habe dies auch rechtzeitig getan.

Zudem verhalte sich die Krankenkasse mit ihrer Weigerung treuwidrig.
Andersherum fordere sie regelmäßig die Krankenhausträger zur Korrektur
oder gar Stornierung einer Rechnung auf, falls sich aus einem
MDK-Gutachten ein niedrigerer Vergütungsanspruch des Krankenhauses
ergebe. Umgekehrt müsse sie daher auch eine Rechnungskorrektur zu
ihren Ungunsten akzeptieren.


Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 11/19 vom 4. Juni 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0, Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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PFLEGE/774: Projekt MEHRWERT:PFLEGE startet (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 11. Juni 2019

MEHRWERT:PFLEGE startet - gemeinsames Projekt der Ersatzkassen

vdek unterstützt Krankenhäuser und stationäre Pflegeeinrichtungen in der betrieblichen Gesundheitsförderung



Berlin - Arbeiten in der Pflege bedeutet, sich um die Gesundheit
anderer zu kümmern - dabei rückt die eigene Gesundheit der
Beschäftigten oftmals in den Hintergrund. Der Arbeitsalltag in
Krankenhäusern und stationären Pflegeeinrichtungen ist durch
spezifische Arbeitsanforderungen gekennzeichnet: Schichtdienst,
Zeitdruck, der Umgang mit Emotionen sowie körperlich anspruchsvolle
Tätigkeiten können zu einer Belastung werden.

Um die Arbeitsfähigkeit von Pflegekräften und allen anderen
Beschäftigtengruppen zu erhalten bzw. zu stärken und um eine gesunde
Arbeitsumgebung zu schaffen, haben die Ersatzkassen (TK, BARMER,
DAK-Gesundheit, KKH, hkk, HEK) das Konzept "MEHRWERT:PFLEGE"
entwickelt. Dieses neue Angebot zur betrieblichen Gesundheitsförderung
wird vom Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) organisiert. Grundlage
dafür bildet das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG).

Krankenhäuser und stationäre Pflegeeinrichtungen in Deutschland, die
ein betriebliches Gesundheitsmanagement für ihre Beschäftigten
aufbauen oder weiterentwickeln möchten, können sich von qualifizierten
BGF-BeraterInnen mit Unterstützung des vdek kostenlos beraten und
begleiten lassen. Auf Basis einer Situationsanalyse entwickeln die
BeraterInnen gemeinsam mit dem Krankenhaus oder der stationären
Pflegeeinrichtung passgenaue Unterstützungsangebote zum Beispiel zur
Schichtplangestaltung, zur teamorientierten Kommunikation und
gesundheitsgerechten Führung bis hin zur Stressbewältigung, Bewegung
und Ernährung.

Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek: "Unser Angebot zur
betrieblichen Gesundheitsförderung soll die Pflege attraktiver und
gesünder gestalten. Mit MEHRWERT:PFLEGE haben die Ersatzkassen ein
Konzept entwickelt, welches darauf abzielt, die Ressourcen aller
Beschäftigten zu stärken sowie den Aufbau gesundheitsförderlicher
Strukturen in Krankenhäusern und stationären Pflegeeinrichtungen zu
unterstützen. Damit nehmen die Ersatzkassen den Auftrag des
Gesetzgebers aktiv an und setzen sich für die Förderung der
Beschäftigtengesundheit gemeinsam ein."

Ab sofort können sich interessierte Krankenhäuser und stationäre
Pflegeeinrichtungen an den vdek wenden.

Weitere Informationen unter

vdek.com/mehrwert-pflege

 * 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen rund
28 Millionen Menschen in Deutschland versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK), Twitter: @DieTechniker

- BARMER, Twitter: @BARMER_Presse

- DAK-Gesundheit, Twitter: @DAKGesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse, Twitter: @KKH_Politik

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse, Twitter: @HEKonline

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK)

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 350 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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PFLEGE/773: Verbesserte Rehabilitationsmöglichkeiten für pflegende Angehörige (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Verbesserte Rehabilitationsmöglichkeiten für pflegende Angehörige

von Bärbel Schönhof



Das seit dem 1. Januar 2019 geltende Pflegepersonalstärkungsgesetz
bringt nicht nur Entlastungen für das Pflegepersonal, sondern auch
verbesserte Möglichkeiten der Rehabilitation für pflegende Angehörige.
Galt bislang der Grundsatz "ambulant vor stationär" auch in der Reha,
wird dieser Grundsatz nun für pflegende Angehörige durchbrochen
(§ 40 SGB V).

Seit dem 2013 in Kraft getretenen Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz waren
die Krankenkassen bereits verpflichtet, die besonderen Belange
pflegender Angehöriger bei ihren Entscheidungen über die Gewährung
medizinischer Rehabilitationsmaßnahmen zu berücksichtigen. Jedoch
nahmen viele Angehörige die Rehamöglichkeiten nicht in Anspruch, da
die Pflege der Menschen mit Demenz kaum Gelegenheit gab, ambulante
Rehabilitationsmaßnahmen wahrzunehmen. Nun hat der Gesetzgeber mit der
Reform des § 40 SGB V weitere Verbesserungen geschaffen.

Pflegende Angehörige erhalten nun einen eigenen Leistungsanspruch auf
eine stationäre Rehabilitationsmaßnahme - unabhängig davon, ob zuvor
ambulante Rehabilitationsmöglichkeiten am Wohnort ausgeschöpft wurden.
Voraussetzung für die Gewährung einer stationären Rehabilitation sind
eine ärztliche Verordnung (dem Antrag an die Krankenkasse beifügen!),
das Vorliegen von Rehabilitationsbedürftigkeit, aber auch das
Vorliegen von Rehabilitationsfähigkeit sowie einer positiven
Rehabilitationsprognose. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen muss die
Krankenkasse die stationäre Rehabilitation genehmigen. Gleichzeitig
haben die pflegenden Angehörigen einen Anspruch darauf, dass die
Versorgung der Pflegebedürftigen in der Zeit der stationären
Rehabilitation sichergestellt ist. Hierbei können die
Pflegebedürftigen entweder in die Einrichtung aufgenommen werden, in
der die stationäre Rehabilitationsmaßnahme durchgeführt wird, oder in
einer anderen Einrichtung versorgt werden. § 42 Absatz 4 SGB XI
gibt hierfür einen entsprechenden Anspruch auf Leistungen der
Kurzzeitpflege.

Insgesamt ist die Möglichkeit der pflegenden Angehörigen, medizinische
Rehabilitationsmaßnahmen in Anspruch nehmen zu können, deutlich
verbessert worden. Allerdings hat das Bundessozialgericht bereits 2018
in mehreren Eilverfahren entschieden, dass die 2013 in § 13 SGB V
verankerte sogenannte "Genehmigungsfiktion" für medizinische
Rehabilitation nicht gilt. Danach gilt eine beantragte Leistung als
fiktiv genehmigt, wenn die Krankenkasse nicht innerhalb von fünf
Wochen entscheidet. Das Bundessozialgericht verweist bei
Entscheidungen über Gewährung von Rehabilitationsmaßnahmen auf das
Bundesteilhabegesetz. Dort gilt eine Frist von zwei Monaten, die aber
mit entsprechender Begründung auch verlängert werden kann.

Bärbel Schönhof, Assessorin jur.

Lehrbeauftragte der Privaten Universität Witten/Herdecke

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/19, S. 13

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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FORSCHUNG/296: "Mikro-Origami" - Künstliche Blutgefäße durch 4D-Druck und molekulare Selbstorganisation (idw)


Universität Bayreuth - 11.06.2019

"Mikro-Origami": Künstliche Blutgefäße durch 4D-Druck und molekulare Selbstorganisation



Feinstrukturierte Blutgefäße werden in Zukunft möglicherweise im Druck
hergestellt werden können. Die Grundlagen hierfür erforscht der Chemiker
und Materialwissenschaftler Prof. Dr. Leonid Ionov mit einer Arbeitsgruppe
an der Universität Bayreuth. Das Ziel: Dünne Polymerschichten sollen so
strukturiert werden, dass durch eine räumliche Selbstorganisation ihrer
Moleküle Gefäße in den verschiedensten Größen und Strukturen entstehen.
Ein 4D-Drucker, der die Zeit als vierte Dimension einbezieht, soll die
Schichten erzeugen und in die nötigen Ausgangspositionen bringen. Das
kürzlich gestartete Vorhaben wird von der VolkswagenStiftung aus dem
Programm "Experiment!" mit 120.000 Euro gefördert.

Die Förderinitiative "Experiment!" der VolkswagenStiftung unterstützt die
Startphase von Projekten, die unkonventionelle Forschungsideen, Methoden
oder Technologien erproben oder völlig neue Forschungsrichtungen
einschlagen. Dabei ist allen Beteiligten bewusst, dass ein Erfolg
einerseits ungewiss ist, andererseits aber eine wertvolle Grundlage für
künftige Innovationen darstellen würde.

"Trotz der enormen Fortschritte in der Implantationsmedizin gibt es für
die Herausforderung, feinste Blutgefäße mit hoher Präzision in den jeweils
benötigten Strukturen herzustellen, noch keine befriedigende Lösung. In
unserem Projekt verfolgen wir daher einen neuen Ansatz, der zwei
wissenschaftliche Arbeitsgebiete kombiniert: Die Polymerwissenschaften
erforschen die Fähigkeit von Molekülen, sich unter definierten Bedingungen
in neuen räumlichen Strukturen zu organisieren, und haben dabei
beeindruckende Resultate erzielt. Parallel dazu sind Techniken und
Anwendungen des 4D-Drucks zunehmend verfeinert worden. Deshalb wollen wir
jetzt Polymerschichten drucken, die so strukturiert sind und miteinander
wechselwirken, dass daraus von selbst Gefäßstrukturen entstehen, wie sie
in der Medizin benötigt werden", sagt Projektleiter Ionov.

Charakteristisch für Blutgefäße sind sogenannte "Kreuzungen", bei denen
sich zwei Gefäße zu einem neuen Gefäß verbinden. Diese Strukturelemente
können mit den bisherigen Techniken des 3D-Drucks nicht mit der nötigen
Präzision reproduziert werden. Indem die Bayreuther Forscher die
Druck-Programmierung nicht nur auf räumliche Strukturen, sondern auch auf die
Zeit als vierte Dimension ausrichten, wollen sie eine molekulare
Selbstorganisation ermöglichen, die solche Kreuzungen erzeugt - ohne dass
die Verbindungen zwischen den jeweiligen Gefäßen undicht sind. Die
Wissenschaftler bezeichnen ihr Vorhaben auch als "Mikro-Origami". Der Name
spielt auf die japanische Faltkunst an, die allein durch die in ihrer
zeitlichen Abfolge definierten Papierfaltungen die unterschiedlichsten
Figuren und Muster hervorbringt.

Das von der VolkswagenStiftung geförderte Projekt will zunächst ergründen,
ob der neue Ansatz zur künstlichen Herstellung feinstrukturierter
Blutgefäße prinzipiell in der angestrebten Weise funktioniert. Deshalb
geht es zurzeit noch nicht um die Frage, welche polymeren Materialien für
Anwendungen im lebenden Organismus optimal geeignet sind. Wenn sich die
Forschungsarbeiten als erfolgreich erweisen, stehen die Bayreuther
Wissenschaftler vor einer weiteren Herausforderung: polymere Materialien
zu finden, die nicht allein die nötigen Potenziale zur Selbstorganisation
aufweisen, sondern auch im Organismus keine Abstoßungsreaktionen oder
Infektionen hervorrufen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth - 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9095: Aus aller Welt - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chamenei schließt Austausch mit Trump aus

Irans oberster geistlicher Führer, Ajatollah Ali Chamenei, lehnt ein
Gespräch mit US-Präsident Donald Trump ab. Der Iran habe kein
Vertrauen in Amerika und werde die bittere Erfahrung der vorherigen
Verhandlungen mit Amerika nicht wiederholen, sagte Chamenei am
Donnerstag bei einem Treffen mit dem japanischen Ministerpräsidenten
Shinzo Abe in Teheran. Chamenei würdigte den guten Willen Japans als
Vermittler.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9095: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Schüssen in Dortmund

Nach den Schüssen in der Dortmunder Innenstadt am Mittwochvormittag
mit einem Schwerverletzten konnte ein Tatverdächtiger ermittelt
werden. Im Stadtteil Eving nahm die Polizei nach eigenen Angaben am
Mittwochabend einen 33 Jahre alten Mann in Gewahrsam. Bei ihm wurde
ein Gewehr sichergestellt. Gegen ihn erging am Donnerstag Haftbefehl
wegen versuchten Mordes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9092: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Kämpfe in mehreren Provinzen in Afghanistan

Mindestens 25 Menschen sind bei Gefechten zwischen Regierungskräften
und Talibankämpfern in mehreren afghanischen Provinzen getötet
worden. Zudem gab es im nördlichen Kundus einen fehlgeleiteten
Luftschlag der USA. Dabei wurden sechs Soldaten auf einer kleinen
Armeebasis getötet und acht weitere verletzt.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9094: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD lehnt mehr Abschiebungen in Bürgerkriegsländer ab

Auf der heute in Kiel begonnenen Innenministerkonferenz wandte sich
die SPD erneut gegen mehr Abschiebungen in Krisenländer wie
Afghanistan und Syrien. Wie der niedersächsische Innenminister Boris
Pistorius (SPD) dem Sender Phoenix mitteilte, werden die
SPD-geführten Länder den Unions-Vorschlag nicht mittragen.
Afghanistan sei nach wie vor ein unsicheres Land, sagte Pistorius.
Das Bürgerkriegsland Syrien bezeichnete der SPD-Politiker als
Sonderfall. Menschen, die in Opposition zur syrischen Regierung
stünden, könnten nicht dorthin zurückgeschickt werden.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9093: Tragisches und Kurioses - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Verletzte nach Bruchlandung eines Segelflugzeugs

Zwei 49 und 47 Jahre alte Insassen eines Segelflugzeugs sind bei
einem Absturz in der Valepp im Schlierseer Ortsteil Spitzingsee im
oberbayerischen Landkreis Miesbach verletzt worden. Nach Angaben der
Behörden war das Flugzeug bei der Landung so heftig aufgeschlagen,
daß das Heck abriß. Die Absturzursache steht noch nicht fest.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8178: Aus Forschung und Technik - 13.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kanada installiert Radarsat Constellation

Das private US-Raumfahrtunternehmen SpaceX hat drei kanadische
Erdbeobachtungssatelliten gestartet. Die Raumflugkörper der Radarsat
Constellation Mission wurden am Mittwoch an Bord einer schweren
Falcon-9-Trägerrakete von der Vandenberg-Luftwaffenbasis in
Kalifornien in eine erdnahe Umlaufbahn gebracht. Die von dem
kanadischen Unternehmen MDA Space Missions gebauten Satelliten sollen
die Seen, Wälder und Gebirge Kanadas von Küste zu Küste erfassen.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8191: Aus aller Welt - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Britischer Innenminister zeichnet Auslieferungsantrag für Assange ab

Der britische Innenminister Sajid Javid hat das Ersuchen der
US-Regierung um Auslieferung des Wikileaks-Gründers Julian Assange
unterzeichnet, weil es den formalen Anforderungen genügt. Damit liegt
der Fall bei der britischen Justiz, die das letzte Wort hat. Der
gebürtige Australier sitzt wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen für
50 Wochen im Londoner Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh ein, nachdem
die britische Polizei ihn aus der ecuadorianischen Botschaft geholt
hat. Das südamerikanische Land hatte Assange sieben Jahre lang Asyl
gewährt. Assange fürchtet bei einer Auslieferung an die USA um sein
Leben. Allein die im Auslieferungsantrag aufgeführten 18 möglichen
Anklagepunkte unter anderem wegen Verstoßes gegen Spionagegesetze
können zu einer Gesamthaftstrafe von 175 Jahren für den schwerkranken
47jährigen Mann führen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8150: Medizin und Gesundheitswesen - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Frankreich und das Saarland mit grenzüberschreitender ärztlicher
Hilfe

Die Gesundheitsversorgung in Grenzgebieten ist nicht immer einfach.
Daher haben sich Frankreich und das Saarland laut Deutschen
Ärzteblatt auf eine grenzüberschreitende ärztlich Hilfe geeinigt. Vor
allem in Notfällen soll es künftig im betreffenden Grenzraum keine
Rolle mehr spielen, ob ein Patient in Deutschland oder in Frankreich
krankenversichert ist.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8179: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Kennzeichnung von Waren aus den von Israel besetzten Gebieten

Der Generalanwalt des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in Luxemburg,
der Ire Gerard Hogan, hat sich am Donnerstag für eine
Kennzeichnungspflicht für Exportwaren aus dem von Israel besetzten
Westjordanland und vom Golan ausgesprochen. Hogan bezog sich auf
EU-Vorschriften, wonach Verbraucher gegebenenfalls auch über ethische
Gesichtspunkte von Produkten zu informieren sind. Weil, so Hogan, die
israelische Siedlungspolitik als Verstoß gegen das Völkerrecht
anzusehen ist, könnte eine unklare Angabe des Herkunftsorts der Waren
als irreführend angesehen werden. Das gilt besonders dann, wenn die
Produkte aus israelischen Siedlungen in den 1967 besetzten Gebieten
stammen. Hogan zog den Vergleich zum Boykott südafrikanischer Waren
zur Zeit der Apartheid 1994.

Die Rechtsauffassungen des Generalanwalts ist für den EuGH nicht
bindend. Sie hat jedoch großes Gewicht bei der Entscheidungsfindung
des Gerichts. Der französische Staatsrat hatte den EuGH in einem Fall
um Auslegung des EU-Rechts gebeten. Die jüdische Organisation Juive
Européenne und das Unternehmen Psagot hatten gegen einen Erlaß des
französischen Wirtschaftsministeriums aus dem Jahr 2016 geklagt.
Demnach muß auf Etiketten gegebenenfalls ein Hinweis wie "Israelische
Siedlung" stehen.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8102: Sprache, Kunst und Medium - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Leipziger Jahresausstellung nun doch eröffnet

Nachdem die 26. Leipziger Jahresausstellung wegen der
Auseinandersetzungen um den mutmaßlich AfD-nahen Künstler Axel Krause
zunächst abgesagt worden war, wurde die Leistungsschau mit nunmehr 33
Künstlern gestern mit rund einer Woche Verzögerung doch noch durch den
Trägerverein Leipziger Jahresausstellung e.V. ohne eine sonst übliche
Vernisage eröffnet. Wie es hieß, habe es keine Zwischenfälle gegeben.

Nach Protesten und lebhaften Debatten hatten zunächst einige der
teilnehmenden Künstler mit ihrem Rückzug gedroht, falls es bei der
Einladung für Krause bliebe, wie MDR Sachsen berichtet hatte. Dem
beugte sich der Vereinsvorstand unter Hinweis auf die "stark
politisierte und aufgeheizte Situation", die der Verein nicht
kontrollieren könne. Krause hatte auf seiner privaten Facebook-Seite
Sympathien für die AfD und Kritik an der Flüchtlingspolitik geäußert.
Damit habe er den Statuten und ethischen Grundsätzen des Vereins
widersprochen, so die Begründung für den Rauswurf.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8169: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Explosionen an Bord von zwei Tankern im Golf von Oman

Am Donnerstagmorgen hat es auf den Tankschiffen Front Altair und
Kokuka Courageous im Golf von Oman Explosionen gegeben, die offenbar
durch Angriffe von außen ausgelöst wurden. Die Tanker befanden sich
in internationalem Gewässer. Beide Schiffe setzten Notrufe an die in
Bahrain stationierte Fünfte Flotte der US-Marine ab.

Die "Front Altair" fährt unter der Flagge der Marshallinseln für die
norwegische Reederei Frontline. Der Tanker hat 75.000 Tonnen Naphtha
für Taiwan gebunkert. Die 23 Besatzungsmitglieder wurden von dem
Schiff Hyundai Dubai in den iranischen Hafen Bandar Abbas gebracht.

Die Kokuka Courageous gehört der Hamburger Reederei Bernhard Schulte
Shipmanagement (BSM) und fährt unter panamesischer Flagge. Das Schiff
hatte in Saudi-Arabien Methanol geladen und befand sich auf dem Weg
nach Singapur. Die 21 Besatzungsmitglieder wurden von der Coastal Ace
an Bord genommen.

Am Donnerstagabend war noch unklar, von wem und womit die sich in
voller Fahrt befindenden Schiffe angegriffen wurden. Der Iran
schickte Hubschrauber in das fragliche Seegebiet. Experten an Bord
sollten Ermittlungen zu den Vorfällen aufnehmen. Der iranische
Außenminister Mohammad Javad Zarif deutete eine Verbindung zum
Aufenthalt des japanischen Premierministers Shinzo Abe in Teheran an.
Er vermittelt im aktuellen Konflikt der USA mit dem Iran.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8183: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rechtspopulisten gründen Fraktion im EU-Parlament

Rechtspopulistische Parteien im Europaparlament haben die Fraktion
"Identität und Demokratie" gegründet. Dieser gehören unter anderem
die Lega aus Italien, die FPÖ aus Österreich, die Rassemblement
National aus Frankreich und die AfD aus Deutschland an. Zusammen
stellen sie 73 Abgeordnete und bilden somit die fünftgrößte Fraktion
nach der Europäischen Volkspartei, den Sozialisten, den Liberalen und
den Grünen.

13. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8152: Tragisches und Kurioses - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Zu wenige Löschhubschrauber in Deutschland?

Obwohl es in vielen Regionen Deutschlands nicht an Regen gemangelt
hat, ist es bereits wieder zu Waldbränden gekommen. Nach der
katastrophalen Dürre und den daraus resultierenden Flächenbränden 2018
prangern viele Experten das geringe Engagement des Bundes und der
Länder in Fragen der Waldbrandbekämpfung an.

Sachverständige erklärten, die letzten Waldbrände hätten gezeigt, daß
es relativ lange dauere, bis Hubschrauber der Bundespolizei oder der
Bundeswehr zum Einsatzort gelangten, sagte ein Sprecher aus den neuen
Bundesländern gegenüber dem MDR. Zudem gebe es nur wenige Piloten, die
Erfahrungen mit der Brandbekämpfung haben.

In Mitteldeutschland ist kein einziges der Fluggeräte stationiert. Der
Bund müsse mehr Hubschrauber zur Verfügung stellen und mindestens
einen davon in der Region stationieren.

Auch der Freiburger Brandschutzexperte Goldammer warf der Politik
fehlende Konzepte bei der Waldbrandbekämpfung aus der Luft vor. Sein
Institut berate Dutzende Länder. Von den deutschen Innenministern sei
aber noch keine einzige Anfrage gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8180: Arbeit, Soziales und Familie - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Günter-Wallraff-Preis für Raif Badawi und EJO

Die Initiative Nachrichtenaufklärung (INA) verleiht zum Abschluß des
Kölner Forums für Journalismuskritik ihren diesjährigen
Günter-Wallraff-Preis dem saudischen Blogger und Menschenrechtler
Raif Badawi sowie dem European Journalism Observatory (EJO).

Badawi wurde wegen seiner publizistischen Tätigkeit in seinem
Heimatland zu zehn Jahren Haft, 1000 Peitschenhieben und einer hohen
Geldstrafe verurteilt. Das EJO mit Forschern aus 14 Ländern setzt
sich für Qualitätsjournalismus und objektiven Informationsaustausch
auf internationaler Ebene ein.

Das INA-Ehrenmitglied Günter Wallraff überreicht den Preis von
insgesamt 10.000 Euro an diesem Freitag im Funkhaus des
Deutschlandfunks Badawis Frau Ensaf Haidar und für das EJO Prof. Dr.
Susanne Fengler vom Dortmunder Institut für Journalistik. Das
Preisgeld stellen die Mediengruppe RTL, die Rewe Group, der 1. FC
Köln und Günter Wallraff bereit.
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UMWELT/8161: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesrichter erlauben weiterhin das Schreddern von Küken

Die Richter des Bundesverwaltungsgericht in Leipzig haben sich nicht
von den Argumenten der Tierschützer beeindrucken lassen und 
laut dpa das massenhafte Schreddern männlicher Küken in der
Legehennenzucht vorerst für rechtmäßig erklärt. Zwar ist es nach dem
Tierschutzgesetz verboten, Tiere ohne einen ersichtlichen Grund zu
schaden oder gar zu töten. Und wirtschaftliche Interessen schließt
das Gesetz als Grund ausdrücklich aus. Trotzdem meinten die Leipziger
Richter, daß die Fortsetzung der Kükentötung rechtmäßig ist, bis
Alternativen zur Verfügung stehen. Jedes Jahr werden in Deutschland
laut Bundeslandwirtschaftsministerium rund 45 Millionen männlicher
Küken nach dem Schlüpfen getötet, da sie für die Zucht von Legehennen
überflüssig sind und sich für die Mast nur bedingt eignen.
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Bremer Kaufhaus Lestra unterstützt Containern

Das Bremer Kaufhaus Lestra erlaubt explizit das sogenannte Containern
von Lebensmitteln, die genießbar sind, jedoch nicht mehr verkauft
werden können. Wie zuerst Radio Bremen berichtete, wird das Kaufhaus
Menschen, die Lebensmittel aus seinen Containern klauben, keinesfalls
etwa wegen Diebstahls oder Hausfriedensbruchs anzeigen. Das
Management wünscht sich sogar, daß die Containerer nicht mehr in der
Dunkelheit kommen, sondern sich tagsüber bedienen. An den Containern
wurden Hinweise dazu angebracht, was beim Verzehr der weggeworfenen
Lebensmittel zu beachten ist. Z. B. sind Fleisch und Fisch
ungenießbar, während Konserven trotz abgelaufenen Haltbarkeitsdatums
verzehrt werden können. Lestra erwägt Möglichkeiten, wie Lebensmittel
auf Ablageflächen ausgelegt werden können, damit niemand mehr in
Containern wühlen muß. Das Kaufhaus überläßt bereits zahlreiche
Produkte den eigenen Angestellten. Lebensmittel übernimmt eine
Gemeinde, welche für Bedürftige ein Frühstück ausrichtet. Ein
Naturerlebniszentrum bekommt Lebensmittel zur Fütterung von Tieren.
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Neuartige Teleskoptechnologie mit biegsamen Spiegel

Die Technologie der Teleskope schreitet immer weiter voran. Wie
heise.de gerade meldete, haben Wissenschaftler für Aero- und
Astronautik am Messachusetts Institute of Technology (MIT)
Weltraumteleskope mit biegsamen Spiegel entwickelt. Noch ist unklar, 
ob die Technologie überhaupt funktioniert. Ob sie in Betrieb gehen 
kann, soll mit Hilfe der Deformable Mirror Demonstraion Mission 
gezeigt werden, die noch dieses Jahr starten soll. Dabei soll ein 
CubeSat ins All geschickt werden, der mit der neuartigen Optik 
versehen ist. Das Besondere an dem Spiegel sollen hinter seiner 
reflektierenden Oberfläche sitzende 140 winzige Stellantriebe sein, 
die es dem Spiegel erlauben, sich zu verbiegen und anzupassen, so daß 
klarere Lichtleseleistungen erzielt werden können, wenn die Photonen 
aus den Tiefen des Weltalls kommen.
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ARTIKEL/390: Bangladesch - Leben retten und dabei niemanden zurücklassen (bezev)


Behinderung und internationale Entwicklung 1/2019

Leben retten und dabei niemanden zurücklassen.

Inklusive Katastrophenvorsorge auf Gemeindeebene in Bangladesch

von Oliver Neuschäfer/Manuel Rothe



Der Artikel erläutert am Beispiel eines Pilotprojekts in
Bangladesch, wie inklusive Katastrophenvorsorge erfolgreich gelingen
kann. Es wird aufgezeigt, dass Katstrophenvorsorge nur dann wirklich
inklusiv sein kann, wenn Menschen mit Behinderungen zuvor in die Lage
versetzt wurden, sich selbstständig für ihre Rechte und Belange
einzusetzen. Zugleich führen Inklusionsmaßnahmen nicht nur dazu, dass
Katastrophenvorsorge zugänglicher für Menschen mit Behinderungen wird,
sondern sie erhöhen grundsätzlich die Effektivität der
Katastrophenvorsorge und kommen letztlich somit allen Menschen in
einer Gemeinde zu Gute.


Einleitung

In den letzten Jahren konnte verstärkt, auch wissenschaftlich und
anhand valider Daten, nachgewiesen werden, dass Menschen mit
Behinderungen im Katastrophenfall einem höheren Risiko ausgesetzt sind
als Menschen ohne Behinderungen. Besonders eindrücklich zeigte sich
dies am Beispiel des Erdbebens und des darauffolgenden Tsunamis in
Japan im März 2011: Da in Japan sehr verlässliche Daten zu Prävalenz
von Behinderungen vorliegen, konnte im Nachgang der Katastrophe
ermittelt werden, dass die Mortalitätsrate von Menschen mit
Behinderungen (entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung) mehr als
doppelt so hoch war wie die Mortalitätsrate von Menschen ohne
Behinderungen (Fujii 2012). Die höhere Mortalität lässt sich dabei
durch verschiedene, miteinander zusammenhängende Ursachen erklären:
Zunächst fehlt es meist an barrierefreien Frühwarnsystemen, sodass
beispielsweise Menschen mit einer Hörbeeinträchtigung nichts davon
mitbekommen, wenn durch Sirenen vor einer drohenden Gefahr gewarnt
wird. Gleichzeitig können sich Menschen mit Behinderungen in vielen
Fällen nicht selbstständig evakuieren und werden im schlimmsten Fall
sprichwörtlich zurückgelassen. Begünstigt wird dies auch dadurch, dass
Katastrophenschutz-Behörden in den seltensten Fällen wissen, welche
Menschen bei einer Evakuierung auf ihre Hilfe angewiesen sind, da sie
nicht über die vorhandenen Daten und Informationen verfügen.

In 18 besonders von Überflutungen betroffenen Gemeinden im
GaibandhaDistrikt in Bangladesch hat die CBM daher gemeinsam mit zwei
lokalen Partnerorganisationen vor circa zehn Jahren ein Pilotprojekt
zur inklusiven Katastrophenvorsorge mit dem Ziel begonnen, die
Katastrophenvorsorge-Kapazitäten der lokalen Bevölkerung sukzessive zu
stärken und dabei gleichzeitig die besondere Vulnerabilität von
Menschen mit Behinderungen und anderen Risikogruppen wie älteren
Menschen gegenüber Naturkatastrophen zu adressieren. Ende 2019 wird
das Projekt abgeschlossen.

Bangladesch gehört mit seinen knapp 163 Millionen Einwohnern zu den
weltweit am stärksten von Naturkatastrophen gefährdeten Ländern
(Bündnis Entwicklung Hilft 2018: 32). Begrenzt durch die Ausläufer des
Himalaya-Gebirges im Norden und den Golf von Bengal im Süden, sind es
vor allem zwei Arten von Naturkatastrophen, die Jahr für Jahr das Land
heimsuchen: Einerseits Überflutungen und Erdrutsche im Rahmen der
jährlichen Monsun-Zeit und andererseits Zyklone, die aus dem Golf von
Bengal gen Süden des Landes ziehen. Der Norden von Bangladesch ist vor
allem von jährlichen Überflutungen während der Monsunzeit im Sommer
betroffen - zuletzt im Sommer 2017. So auch der Distrikt Gaibandha,
der am Zusammenlauf der Flüsse Tista und Brahmaptura liegt und somit
von zwei Seiten durch Hochwasser bedroht ist. Gaibandha ist eine sehr
ländliche und arme Region, in der die Bevölkerung überwiegend als
Kleinbauern vom Reisund Gemüseanbau lebt. Die jährlichen Überflutungen
sind für die Region Fluch und Segen zugleich: Einerseits sind sie
wichtig, da sie fruchtbare Erde aus dem Norden anschwemmen, wodurch
die Erträge in den kommenden Ernten verbessert werden. Sind die
Überflutungen jedoch zu stark, wie in den letzten Jahren fast immer
der Fall, kommt es zugleich zu massiven Schäden: die meist einfachen
Häuser werden beschädigt oder komplett zerstört, Nutztiere wie Kühe,
Ziegen und Hühner ertrinken, Reis und Gemüse auf den Feldern stirbt
ab, weil es tage- oder wochenlang unter Wasser steht.

Die Arbeit der CBM und ihrer lokalen Partner in der Gaibandha-Region
begann bereits im Jahr 2009 und wird Ende 2019 abgeschlossen sein. Die
große Zeitspanne lässt erahnen, dass die wirksame Verankerung von
Inklusion und insbesondere von inklusiver Katastrophenvorsorge auf
Gemeindeebene ein langjähriger Prozess ist. Die Umsetzung des Projekts
erfolgte dabei unter der Grundannahme, dass zunächst die Inklusion von
Menschen mit Behinderungen grundsätzlich verbessert werden muss, bevor
spezifische Maßnahmen zu einer inklusiven Katastrophenvorsorge
begonnen werden können ((Brown/Neuschäfer/Rothe 2018: 18). Schließlich
darf nicht vergessen werden, dass vor allem im ländlichen Raum von
Bangladesch bis heute viele Vorurteile gegenüber Menschen mit
Behinderungen bestehen und eine aktive soziale und ökonomische
Teilhabe am GemeindeLeben für Menschen mit Behinderungen oftmals nicht
möglich ist.

Starke Selbsthilfegruppen: Der Schlüssel zur Inklusion

Zu Beginn des Projekts stand der Aufbau von Selbsthilfegruppen von
Menschen mit Behinderungen im Fokus. Ziel einer solchen
Selbsthilfegruppe ist es, ein Netzwerk zwischen Menschen mit
Behinderungen aufzubauen, durch das sie sich gegenseitig unterstützen
können. Zugleich kann die Gruppe gemeinsam leichter ihre Anliegen
durchsetzen, als es für die einzelnen Mitglieder allein möglich wäre.
Da zu Beginn des Projekts keine verlässlichen Daten zu Prävalenz von
Behinderungen vorlagen, war zunächst die wichtigste Aufgabe die
Identifizierung von Menschen mit Behinderungen. Was einfach klingt,
ist in der Praxis sehr kompliziert, da viele Menschen mit
Behinderungen von ihren Familien versteckt werden und zugleich einige
Gebiete in der ländlichen Region nur sehr schwer zu erreichen sind. So
ist es auch zu erklären, dass selbst lange nach dem Projektstart immer
wieder Menschen mit Behinderungen identifiziert werden, die vorher
nicht erfasst waren.

Jede Selbsthilfegruppe umfasst circa 15 Mitglieder, wobei die
Mitglieder unterschiedliche Beeinträchtigungen haben. Kinder mit
Behinderungen werden durch ihre Eltern vertreten. Beim Aufbau der
Selbsthilfegruppen wurde zugleich auf ein ausgewogenes
Geschlechterverhältnis geachtet, das sich auch in den jeweiligen
Führungsstrukturen der einzelnen Gruppen widerspiegelt. Ein wichtiges
Kriterium bei der Aufnahme in eine Selbsthilfegruppe war außerdem die
Motivation der potenziellen Mitglieder. Im ersten Jahr wurden die
Selbsthilfegruppen bei ihren wöchentlichen Sitzungen durch einen
Projektmitarbeiter begleitet. Im Rahmen der Gruppenentwicklung fanden
in diesem Zeitraum eine Vielzahl relevanter Schulungen statt, um die
Kapazitäten der Gruppen sowie der einzelnen Mitglieder aufzubauen.
Dies umfasste zunächst allgemeine Schulungen zur
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) sowie zu den daraus
entstehenden Rechten und Ansprüche. Darüber hinaus nahmen ausgewählte
Gruppenmitglieder an weiterführenden Trainings teil, mit dem Ziel ihre
Führungsqualitäten auszubauen. Erst im späteren Verlauf bezogen sich
die Schulungen der Selbsthilfegruppen dann auch auf spezifische
Aspekte der Katastrophenvorsorge.

Der Aufbau der Selbsthilfegruppen wirkte sich über die Jahre durchweg
positiv für die einzelnen Mitglieder aus, weil es für viele das erste
Mal überhaupt in ihrem Leben war, dass sie sich mit anderen
behinderten Menschen über ihre Erfahrungen austauschen konnten. Durch
den Zusammenhalt in der Gruppe konnten die Mitglieder ihr
Selbstvertrauen und ihre Fähigkeiten und somit ihr Auftreten gegenüber
ihren Familien und anderen Mitgliedern ihrer Gemeinden enorm steigern.
Die Aufklärung über ihre Rechte und Ansprüche führte unter anderem
dazu, dass die Mitglieder ihre Behinderungen offiziell beim
Sozialministerium registrieren ließen, um dadurch Anspruch auf
staatliche Sozialleistungen zu erhalten - beispielsweise eine
monatliche monetäre Unterstützung sowie den Zugang zu zinslosen
Kleinkrediten (Brown/Neuschäfer/Rothe 2018: 19). Vor Beginn des
Projekts hatten nur die wenigsten von ihnen von diesen staatlichen
Unterstützungsleistungen gewusst und noch weniger den
Registrierungsprozess durchlaufen, weil dieser zugleich häufig durch
Korruption erschwert wird. Durch das gemeinsame Auftreten als Gruppe
veränderte sich zugleich die Wahrnehmung seitens der Behörden und die
Registrierung konnte für die meisten Gruppenmitglieder problemlos
durchgeführt werden. So fasst es auch ein Mitglied einer
Selbsthilfegruppe knapp zusammen: "Die [Selbsthilfe-]Gruppe ist
Macht!" (Brown/Neuschäfer/Rothe 2018: 22)

Im Fokus inklusiver Katastrophenvorsorge muss die
 Selbstermächtigung von Menschen mit Behinderungen stehen.



Die Selbsthilfegruppen in Gaibandha gehen inzwischen nicht mehr nur
auf die unterschiedlichen Bedürfnisse ihrer Mitglieder ein, sondern
setzen sich auch verstärkt für allgemeine Belange ihrer Gemeinden ein.
Hierzu zählen unter anderem das Anprangern von Korruptionsfällen sowie
der Kampf gegen Kinder-Hochzeiten. Dadurch haben sich die meisten
Selbsthilfegruppen inzwischen eine hohe Akzeptanz und Relevanz in
ihren Gemeinden erarbeitet. Einzelne Mitglieder der Selbsthilfegruppen
sind durch ihr Handeln so stark ermächtigt, dass sie heute weit über
ihre Gemeinde hinaus bekannt und tätig sind und sich beispielsweise
für Wahlen aufstellen lassen.

Um ihre Durchsetzungskraft zu erhöhen, wurde auf Kreis-Ebene ein
Dachverband der Selbsthilfegruppen aufgebaut. Jede Selbsthilfegruppe
entsendet jeweils zwei VertreterInnen in dieses Gremium. Im Gegensatz
zu den Selbsthilfegruppen ist der Dachverband beim Sozialministerium
registriert und kann somit offiziell von staatlichen Stellen in
relevante Prozesse involviert werden. Ziel des Dachverbands ist die
Sensibilisierung politischer Entscheidungsträger sowie die
Durchsetzung der Rechte und Ansprüche von Menschen mit Behinderungen
auf regionalem Level.

Stärkung der inklusiven KatastrophenschutzMechanismen auf Gemeinde-
und Kreisebene

Nach der erfolgreichen Start-Phase der Selbsthilfegruppen konnte damit
begonnen werden, sich auf das eigentliche Kernanliegen des Projekts zu
fokussieren: die inklusive Katastrophenvorsorge. Inklusive
Katastrophenvorsorge beginnt auf der Haushaltsebene, dort, wo Menschen
mit Behinderungen leben und arbeiten und im Katastrophenfall die erste
Hilfe bekommen. Um die Haushalte in den 18 Gemeinden zu
sensibilisieren, wurden Kampagnen und öffentliche Veranstaltungen
durchgeführt. Dies erfolgte unter anderem über den regulären
Schulunterricht, in den Katastrophenvorsorge als Teil des Curriculums
aufgenommen wurde. Hierdurch wurden Schüler und Schülerinnen zu
Wissens-Multiplikatoren, da sie das erlernte Wissen mit ihren Familien
und Nachbarn teilen.

Neben der Katastrophenvorsorge auf HaushaltsEbene ging es zugleich
darum, die Katastrophenvorsorge-Strukturen auf Gemeinde- sowie auf
Kreisebene inklusiver zu gestalten. Auf Gemeinde-Ebene wurde pro
Gemeinde der Aufbau eines KatastrophenschutzKomitees initiiert. Diese
bestehen aus ca. 20 Freiwilligen aus den jeweiligen Gemeinden, die im
Falle einer (drohenden) Katastrophe alle relevanten Aktivitäten von
der Frühwarnung über die Evakuierung bis hin zur Organisation von
Hilfsmaßnahmen übernehmen. Sie stellen die unterste Einheit im
Gesamtgefüge der Katastrophenvorsorge in Bangladesch dar und sind
somit vor allem bei lokal begrenzten Katastrophen von hoher
Wichtigkeit. Beim Aufbau dieser Strukturen wurde darauf geachtet, dass
in allen Katastrophenschutz-Komitees mindestens auch zwei Personen mit
Behinderungen vertreten sind - meist solche, die auch in den
Selbsthilfegruppen aktiv sind. Hierdurch wurde sichergestellt, dass
die Belange von Menschen mit Behinderungen in allen Aktivitäten
berücksichtigt sind und diese entsprechend inklusiv umgesetzt werden.
Die Katastrophenschutz-Komitees erhielten durch das Projekt eine
Vielzahl von fachlichen Schulungen unter anderem zum Aufbau von
einfachen lokalen (Flut-)Frühwarnsystemen, zur Durchführung von
Evakuierungsmaßnahmen und auch im Bereich Erste Hilfe. Gleichzeitig
wurden sie mit dem notwendigen Equipment für die Durchführung ihrer
Aufgaben ausgestattet. In einem ersten wichtigen Schritt führten die
Katastrophenschutz-Komitees in ihren jeweiligen Gemeinden eine Risiko-
Analyse durch, um ein Bild über kritische Infrastrukturen, besonders
vulnerable Haushalte, mögliche Evakuierungsrouten und Unterkünfte und
natürlich über Barrieren für Menschen mit Behinderungen zu erhalten.

Da sich bestimmte Maßnahmen für eine inklusive Katastrophenvorsorge
nur durch zusätzliche finanzielle Mittel umsetzen lassen, waren die
Katastrophenschutz-Komitees und der Dachverband der Selbsthilfegruppen
auch auf Kreis-Ebene durch eine starke Lobbyarbeit aktiv. Weil in
Bangladesch auf dieser Verwaltungsebene auch ein Teil der Steuergelder
für Maßnahmen zur Inklusion sowie für Katastrophenschutzmaßnahmen
verwaltet werden, drückt sich der Erfolg solcher Lobbyarbeit sehr
häufig in finanziellen Zugeständnissen beziehungsweise in der
Umsetzung wichtiger Infrastrukturmaßnahmen zum Katastrophenschutz wie
beispielsweise dem Bau (barrierefreier) Notunterkünfte aus. Zugleich
wurden politische Entscheidungsträger und Behörden auf Kreis-Ebene zu
den rechtlichen Grundlagen im Bereich Inklusion von Menschen mit
Behinderungen sowie im Bereich Katastrophenvorsorge geschult. Es
zeigte sich hierbei, dass es oftmals nicht fehlender Wille ist, der
bei politischen Entscheidungsträgern als auch in den relevanten
Behörden zu einer fehlerhaften oder mangelnden Umsetzung von Maßnahmen
zur Inklusion oder zur Katastrophenvorsorge führt, sondern schlicht
fehlendes rechtliches und technisches Wissen. Insofern stieß das
Projekt auf dieser Ebene auf überraschend wenig Widerstand, wenngleich
auch zukünftig viel politischer Druck durch den Dachverband der
Selbsthilfegruppen und der Katastrophenschutz-Komitees notwendig sein
wird, um den politischen Versprechen und Ankündigungen auch
tatsächlich Taten folgen zu lassen.

Fazit und Ausblick

Die Erfahrungen zeigen, dass die aufgebauten Strukturen in Gaibandha
inzwischen selbstständig funktionieren: Die Selbsthilfegruppen und
Gemeinde-basierten Katastrophenschutz-Komitees waren in den letzten
drei Jahren bereits sehr aktiv in der Katastrophenvorsorge und darauf
aufbauend auch bei der Durchführung von humanitären Hilfsmaßnahmen
involviert. Als es im Sommer 2016 zu starken Überflutungen kam,
konnten circa 6.500 Bewohner der betroffenen Gemeinden rechtzeitig
gewarnt werden, sodass genügend Zeit zur Evakuierung blieb. Auf dem
Höhepunkt des Hochwassers unterstützen Selbsthilfegruppen und
Katastrophenschutz-Komitees die Durchführung humanitärer
Bedarfsanalysen und die darauffolgende Verteilung von Lebensmitteln
für 1.200 Haushalte. Menschen mit Behinderungen waren in allen
humanitären Aktivitäten sehr engagiert beteiligt, von der
Registrierung der Begünstigten, über das Entladen der Hilfslieferungen
bis hin zur Verteilung der Lebensmittel. Aufgrund der aktiven
Involvierung von Menschen mit Behinderungen konnte zugleich ein
Höchstmaß an Barrierefreiheit gewährleistet werden, was auch von
anderen Risiko-Gruppen wie beispielsweise älteren Menschen und Kindern
als sehr hilfreich empfunden wurde.

Auf Kreis-Ebene wurde durch die starke Lobbyarbeit auch weit mehr Geld
für humanitäre Maßnahmen und für notwendige Wiederaufbaumaßnahmen zur
Verfügung gestellt als bei vorherigen Überflutungen. Alle wesentlichen
Maßnahmen wurden somit von den betroffenen Gemeinden und hierbei
federführend von den Selbsthilfegruppen unterstützt und sind ein
erfolgreiches Beispiel für einen inklusiven und partizipativen
kommunalen Empowerment-Prozess. Es sind hierdurch gute
Voraussetzungen geschaffen, damit die Selbsthilfe- und
Selbstverwaltungsstrukturen in den kommenden Jahren ohne weitere
externe (finanzielle) Hilfe bestehen können und die Gruppen weiterhin
selbstständig für ihre Belange im Katastrophenschutz sowie in der
Inklusion gegenüber staatlichen Behörden auftreten können.

Es zeigt sich abschließend, dass die Umsetzung inklusiver
Katastrophenvorsorge ein langjähriger und sehr umfassender Prozess
ist, in dessen Fokus die Selbstermächtigung von Menschen mit
Behinderungen stehen muss. Um erfolgreich zu sein, muss Inklusion
breit verankert werden und kann sich nicht nur auf den Bereich der
Katastrophenvorsorge konzentrieren. Andernfalls besteht das Risiko,
dass zwar die Katastrophenvorsorge-Mechanismen in der Theorie inklusiv
sind, in der Praxis aber nicht entsprechend umgesetzt werden, weil die
zu Grunde liegenden Ausgrenzungsmechanismen weiter existieren und
Menschen mit Behinderungen keine Chance haben, sich selbst zu
vertreten. Nur wenn Menschen mit Behinderungen von Beginn an aktiv
gestärkt und eingebunden werden und ihre Anliegen selbst vertreten
können, kann Katastrophenvorsorge wirklich inklusiv werden. Es wäre
somit zugleich falsch, das Pilotprojekt in Bangladesch lediglich auf
seine positiven Auswirkungen im Bereich der Inklusion in der
Katastrophenvorsorge zu reduzieren. Vielmehr ist deutlich geworden,
dass die positiven Auswirkungen auch andere Lebensbereiche
durchdringen und sich die soziale, ökonomische und rechtliche
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen verbessert hat.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1796: Eurozonenbudget - Bundesregierung muss jetzt aufhören zu bremsen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Juni 2019

Eurozonenbudget: Bundesregierung muss jetzt aufhören zu bremsen



Zur Sitzung der Euro-Gruppe und der Sitzung der EU-Finanzminister
erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik, und
Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Die Bundesregierung setzt unsere europäische Zukunft aufs Spiel. Das
ewige Zaudern und Zögern von Bundeskanzlerin Merkel und Finanzminister
Scholz blockiert die notwendigen Reformen, um den Euro zukunftsfest zu
machen. Der wichtige Vorschlag von Macron, mit dem Eurozonenbudget
einen krisenfesten Euro-Raum zu schaffen, wurde von Merkel und Scholz
kaputt geschrumpft.

Sollte das Eurozonenbudget tatsächlich nur bei 17 Milliarden Euro für
sieben Jahre ausfallen, wäre eine große Chance vertan. Ein solch
kleiner Etat reicht nicht aus, um die Euro-Zone zu stabilisieren. Der
Euro-Raum braucht dringend sozial-ökologische Investitionen in die
Infrastruktur, etwa in europäische Eisenbahn- und Energienetze sowie
Digitalprojekte.

Scholz muss jetzt retten, was zu retten ist. Gerade Deutschland als
größte Wirtschaftsnation muss jetzt zeigen, was uns Europa wert ist.
Ein Haushalt ohne Geld nützt niemandem. Es wäre sinnvoll, dass das
Eurozonenbudget über eigene Einnahmen gespeist wird, zum Beispiel
durch eine Angleichung der Unternehmenssteuern innerhalb der
EU-Staaten, ein striktes Vorgehen gegen Steuersparmodelle und durch
einen konsequenten Kampf gegen Steuerhinterziehung. Darüber hinaus
darf das Eurozonenbudget auch nicht am Europäischen Parlament vorbei,
ohne Kontrollmöglichkeiten, installiert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





KULTUR/046: Humboldt Forum - Transparenz über weiteren Zeitplan muss her


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Juni 2019

Humboldt Forum: Transparenz über weiteren Zeitplan muss her



Zur Ankündigung des Generalintendanten des Humboldt Forums, Hartmut
Dorgerloh, dass das Humboldt Forum 2019 nicht mehr eröffnet wird,
erklären Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik und Erhard
Grundl, Sprecher für Kulturpolitik:

Die Verschiebung der Eröffnung des Humboldt Forums überrascht uns
sehr. Erst Ende Januar dieses Jahres wurde den Bundestagsabgeordneten
im Bauausschuss berichtet, welch ein Musterbeispiel das Humboldtforum
für kluges Baumanagement und straffes Controlling sei. Es befinde sich
absolut im Kosten- und Zeitrahmen, so die Aussagen damals. Da sich die
Verzögerung nicht erst seit gestern anbahnt, ergeben sich viele Fragen
- vor allem nach den Mehrkosten und nach den baulichen und technischen
Mängeln. Die Bundesregierung muss hier nun dringend Transparenz über
den weiteren Zeitplan herstellen. Wir Grünen haben daher einen Bericht
der Bundesregierung zur aktuellen Situation des Humboldt Forums für
den kommenden Bauausschuss am 26. Juni erbeten.

Unklar bleibt auch, wie die von Staatsministerin Grütters versprochene
Eintrittsfreiheit im Humboldt Forum und an allen anderen Berliner
Museen der Stiftung Preußischer Kulturbesitz umgesetzt werden soll.
Eintrittsfreiheit ist wichtig, um Museen als gemeinsames Gut für mehr
Menschen und neuen gesellschaftlichen Gruppen zu öffnen. Die
Eintrittsfreiheit wirkt dabei nicht allein, sondern muss ergänzt
werden, wie die gerade veröffentlichte umfassende Evaluation zum
freien Eintritt aus Baden-Württemberg zeigt. Es bedarf eines
Gesamtkonzeptes, in das Vermittlungsangebote, mehr Service oder
flexiblere Öffnungszeiten einbezogen sind. Zudem stehen die Museen vor
großen Aufgaben: Sie müssen etwa ihre Bestände digitalisieren,
Provenienzforschung betreiben, die Barrierefreiheit verbessern. Das
alles geht nicht mit weniger, sondern nur mit besserer finanzieller
Ausstattung. Hier muss die Bundesregierung endlich belastbare Zahlen
liefern.

 * 
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Pressemitteilung vom 13. Juni 2019
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





ARBEIT/833: Die Chancen des Arbeitsmarkts auch in Zukunft nutzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juni 2019

Die Chancen des Arbeitsmarkts auch in Zukunft nutzen

Die Nationale Weiterbildungsstrategie gibt die richtigen Impulse



Am heutigen Mittwoch wurde die Nationale Weiterbildungsstrategie
vorgestellt. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Weiterbildung und lebenslanges Lernen sind für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion von zentraler Bedeutung und bilden für uns
einen Schwerpunkt in dieser Legislaturperiode. Denn Weiterbildung und
Qualifizierung sind unerlässlich, um künftige Chancen in der sich
wandelnden Arbeitswelt zu nutzen. Der Erhalt und Ausbau beruflicher
Kompetenzen bietet zudem einen Schutz vor Arbeitslosigkeit.

Die heute vorgestellte Nationale Weiterbildungsstrategie der
Bundesregierung knüpft an die mit dem Qualifizierungschancengesetz
eingeleitete Qualifizierungsoffensive an und setzt zugleich neue
Impulse. So kommt Internetplattformen, die durch kurzweilig und
flexibel einsetzbares E-Learning nachhaltige Motivation für ein
dauerhaftes Selbststudium schaffen, in Zukunft eine zentrale
Bedeutung zu. Die Unionsfraktion hat dazu bereits das Konzept "MILLA"
(Modulares Interaktives Lebensbegleitendes Lernen für Alle)
entwickelt.

Mit der Vorstellung der Nationalen Weiterbildungsstrategie für
Arbeitnehmer und Arbeitssuchende wird auch eine Ankündigung des
Koalitionsvertrags eingehalten. Es ist das Ziel der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, in Deutschland eine neue Kultur der
Weiterbildung zu etablieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2835: 5G-Auktion - Unser Ziel ist der flächendeckende Ausbau


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2019

Unser Ziel ist der flächendeckende Ausbau



Zum gestrigen Ende der 5G-Auktion können Sie die Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine
Schön, wie folgt zitieren:

"Die 5G-Auktion ist zu Ende - 5G kann starten. Mit dem vierten
Wettbewerber wird zukünftig mehr Wettbewerb in Deutschland
stattfinden - das ist gut. Nun muss schnell mit dem 5G-Ausbau
begonnen werden. Der neue Mobilfunkstandard 5G ermöglicht zahlreiche
neue Anwendungen in der Wirtschaft, im Bereich der Mobilität, bei der
Entwicklung von Smart Cities oder beim EGovernment. Diese versprechen
einen enormen wirtschaftlichen wie gesellschaftlichen Nutzen. Die
hohen Ausbauauflagen müssen nun enger als bisher kontrolliert und
Nichteinhaltung sanktioniert werden. Wir brauchen mehr Transparenz
darüber, welches Unternehmen wo welche Leistung vorhält. Und wir
brauchen eine Antwort für die Regionen, in denen der Wettbewerb
versagt, den so genannten 'weißen Flecken'. Von Telefonie bis 5G -
der flächendeckende Ausbau ist unser Ziel."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/2834: Unternehmen müssen jetzt mit Ausbauplanung beginnen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2019

Unternehmen müssen jetzt mit Ausbauplanung beginnen



Zum gestrigen Ausgang der 5G-Auktion können Sie den Stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Nach dem Ende der Auktion müssen die Unternehmen schnell mit ihrer
Ausbauplanung beginnen. Gerade für den ländlichen Raum haben die
Unternehmen die Pflicht, zügig über weitreichende Kooperationen beim
Mobilfunknetzausbau zu verhandeln. Das übliche Taktieren ist jetzt
nicht mehr angebracht. Nur Ergebnisse zählen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1559: Bernd Riexinger - Schuldenbremse bremst Investitionen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

Schuldenbremse bremst Investitionen



Aus dem aktuellen KfW-Kommunalpanel geht hervor, dass noch immer etwa
ein Drittel aller geplanten Investitionen in den Kommunen nicht
ausgezahlt werden können. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, dazu:

Zehn Jahre, nachdem die GroKo die Schuldenbremse in das Grundgesetz
geschrieben hat, sehen wir, wie Kommunen und Länder unter dem
sinnlosen Sparzwang leiden. Und die Bundesregierung verschließt weiter
die Augen vor der Größe der Herausforderungen. Es sind Investitionen
in einem wesentlich größeren Umfang notwendig, um die Infrastruktur
für die Bürgerinnen und Bürger zu modernisieren. Nur dann lassen sich
die Städte der Zukunft sozial und ökologisch gestalten.

Notwendig ist vor allem mehr Personal in den Verwaltungen und
kommunalen Unternehmen. Denn fehlende Baukapazitäten sind kein neues
Problem, sie dürfen der Bundesregierung nicht ewig als Ausrede für
Aussitzen und Verschieben von Problemen dienen.

Wir wissen, dass privat bauen weder kostengünstiger noch effizienter
ist. Daher ist es an der Zeit für Zukunftskonzepte: Wir brauchen einen
neuen Typ kommunaler Bau- und Infrastrukturunternehmen in öffentlicher
und genossenschaftlicher Hand. Wenn diese Unternehmen durch Bürgerräte
wirklich mitgestaltet und kontrolliert werden, sind sie die beste
Lösung, um die Investitionen so umzusetzen, dass die Mehrheit der
Menschen wirklich von ihnen profitiert.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/576: Keine Entwarnung für Nutzer von Webmail- und Messengerdiensten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juni 2019

Keine Entwarnung für Nutzer von Webmail- und Messengerdiensten



"Das Gerichtsurteil ist keine Entwarnung für Bürger, die ihre Daten,
Gespräche und private Fotos vor dem Zugriff eines Sicherheitsapparates
schützen wollen", erklärt Anke Domscheit-Berg, netzpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen Urteil des
Europäischen Gerichtshofs, dass Over-the-top-Webmailer wie Gmail keine
Telekommunikationsdienste im Sinne des Telekommunikationsgesetzes sind
und damit auch nicht verpflichtet, Sicherheitsdiensten Schnittstellen
zur Überwachung bereitzustellen. "Während Innenminister darüber
diskutieren, mit welchen neuen gesetzlichen Grundlagen sie auch
Aufzeichnungen von Alexa und Co. abschnorcheln und die
Verschlüsselungen von Messengerdiensten brechen können, sorgen bereits
die bestehenden Gesetze für ausreichend Kopfzerbrechen. Die
Transparenzberichte von Google, Posteo und anderen Anbietern zeigen,
mit welcher Selbstbedienungsmentalität Daten angefordert werden und
wie häufig Behörden bei den einfachsten Vorgaben scheitern, ihren
Anspruch angemessen zu begründen." Domscheit-Berg weiter:

"Stattdessen bräuchte es bei der Bundesregierung das Maß an
Engagement, das sie bisher nur bei Überwachungsbegehrlichkeiten
zuverlässig an den Tag legt, bei der Verteidigung von Privatsphäre und
Verschlüsselung, der Besteuerung digitaler Konzerne, der Bekämpfung
digitaler Monopole und der Stärkung alternativer Angebote, zum
Beispiel durch verpflichtende Interoperabilität von
Messengerdiensten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/575: Urteil zum Kükentöten - Gesetzgeber ist gefordert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juni 2019

Urteil zum Kükentöten - Gesetzgeber ist gefordert



"Wenn für ein paar Cent Ersparnis männliche Eintagsküken weiter legal
getötet werden dürfen, müssen Gesetze entsprechend geändert werden",
erklärt Kirstin Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, zum aktuellen Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
Kükentöten. Tackmann weiter:

"Sonst bleibt das Staatsziel Tierschutz eine leere Hülle. Und das
obwohl mit 'Zweinutzungsrassen' oder 'Bruderhahninitiativen'
Alternativen zum Kükenschreddern längst verfügbar sind. Die von
Agrarministerin Klöckner favorisierte Selektion der männlichen Küken
im Ei ist eine teure technologische Scheinlösung, die den Kern des
Problems verkennt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Juni 2019

Deutscher Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2633: Kindergrundsicherung gibt es nicht mit der CDU


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juni 2019

Kindergrundsicherung gibt es nicht mit der CDU



"Mit den Grünen hat sich eine weitere Partei für ein Konzept zur
Kindergrundsicherung entschieden. Das ist gut und macht Lust auf
Regierungsmehrheiten links der CDU" erklärt Katja Kipping,
Parteivorsitzende und sozialpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE. Kipping weiter:

"Den Grünen muss klar sein, dass sie eine Kindergrundsicherung in
einer Regierung mit der CDU nicht durchsetzen können. DIE LINKE
streitet seit Jahren für eine Kindergrundsicherung, die alle Kinder
vor Armut und Ausgrenzung schützt. Sie orientiert sich dabei an den
Diskussionen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie
Wohlfahrtsverbänden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Juni 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2166: Regierung erhält rote Karte für Rüstungsexporte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juni 2019

Regierung erhält rote Karte für Rüstungsexporte



"Die Bundesregierung erhält für ihre Blutgrätsche im Interesse der
Profite deutscher Rüstungskonzerne und für ihre skrupellosen
Waffenexporte an Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate und
die anderen Länder der Jemen-Kriegsallianz von den Bürgern
Deutschlands verdientermaßen die rote Karte", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf eine aktuelle Greenpeace-Umfrage zu
deutschen Rüstungsexporten. Dagdelen weiter:

"Es ist ein Skandal, dass die Bundesregierung nach wie vor
Rüstungsgüter in Krisenstaaten und an Despoten-Regime wie
Saudi-Arabien, die Vereinigen Arabischen Emirate, Ägypten oder die
Türkei genehmigt. Dass Kanzlerin Merkel auch noch den Kronprinzen der
Vereinigen Arabischen Emirate, Scheich Mohammed bin Said Al Nahjan,
für die im Jemen begangenen Kriegsverbrechen mit einer vertieften
strategischen Partnerschaft und engeren Kooperation belohnt, ist ein
Affront gegen die 81 Prozent der Bevölkerung, die Waffenlieferungen an
Länder der Jemen-Kriegsallianz ablehnen.

Die Bundesregierung muss die Waffenexporte an die Vereinigten
Arabischen Emirate und alle anderen Länder der Jemen-Kriegskoalition
stoppen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Juni 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8538: Heute im Bundestag Nr. 681 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 681

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 14.36 Uhr

1. Opfer politischer Verfolgung in der DDR

2. Millionen von Datensätzen übermittelt

3. Transparenz-Spielraum nicht genutzt

4. Kontrolle bei Bundesmitteln

5. Einsatz von Schul-Clouds

6. Kaufkraftparität beim BAföG



1. Opfer politischer Verfolgung in der DDR

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
vorgelegt, mit dem rehabilitierungsrechtliche Vorschriften für Opfer
der politischen Verfolgung in der DDR verbessert werden sollen
(19/10817). Danach sollen die Rehabilitierungsgesetze entfristet
werden. Auch soll Schwierigkeiten begegnet werden, die sich bei der
Aufklärung des Sachverhalts im Rehabilitierungsverfahren für Personen
stellen, die in einem Heim für Kinder oder Jugendliche in der DDR
untergebracht wurden.

Zur Begründung heißt es, auch beinahe drei Jahrzehnte nach der
Wiedervereinigung und dem Ende des SED-Unrechtsregimes führten
Betroffene noch Rehabilitierungsverfahren. Die Gesetze zur
Rehabilitierung von Opfern rechtsstaatswidriger Maßnahmen in der DDR
sähen derzeit noch Fristen für Anträge auf Rehabilitierung und
teilweise auch für die Geltendmachung von Leistungsansprüchen vor.
Zwar ließe sich seit Jahren ein Rückgang von Anträgen auf
Rehabilitierung feststellen, die Zahl der Antragseingänge weise jedoch
darauf hin, dass die Rehabilitierung von SED-Unrecht auch heute noch
nicht abgeschlossen ist. Zudem hätten sich zuletzt bei der Gruppe von
Personen, die in einem Heim für Kinder oder Jugendliche untergebracht
wurden und die eine Rehabilitierung wegen der Anordnung der
Heimunterbringung begehren, spezifische Probleme im Hinblick auf die
Sachverhaltsaufklärung gezeigt.

 * 

2. Millionen von Datensätzen übermittelt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für das Jahr 2016 wurden dem Bundeszentralamt für
Steuern rund 1,6 Millionen Datensätze im Rahmen des automatischen
Informationsaustauschs über Finanzkonten nach dem OECD-Meldestandard
aus dem Ausland übermittelt. Die Summe der Kontosalden betrug rund
143,4 Milliarden Euro, die Summe der Erträge rund 65,9 Milliarden
Euro. Für das Jahr 2017 wurden 5,1 Millionen Datensätze mit einer
Summe der Kontosalden in Höhe von 486 Milliarden Euro und Erträgen in
Höhe von 414,7 Milliarden Euro übermittelt. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/10718) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/10331) hervor. Der Vollzug der Steuergesetze obliege
nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes den Ländern, erläutert die
Regierung. "Kenntnisse darüber, dass die Länder die an sie
weitergeleiteten Datensätze nicht zeitnah, spätestens vor Ablauf der
im Einzelfall gegebenen Festsetzungsverjährungsfrist auswerten werden,
liegen nicht vor", heißt es in der Antwort.

 * 

3. Transparenz-Spielraum nicht genutzt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Aus Datenschutzgründen will die Bundesregierung den
eingeräumten Spielraum bei der Umsetzung der 5. Geldwäscherichtlinie
für Auskünfte aus dem Transparenzregister nicht nutzen. In der Antwort
(19/10716) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10359)
erläutert die Regierung, Auskünfte über wirtschaftlich Berechtigte von
Unternehmen für die Öffentlichkeit würden mindestens Name, Jahr der
Geburt, Wohnsitzland und Staatsangehörigkeit sowie Art und Umfang des
wirtschaftlichen Interesses enthalten. Darüber hinaus könnten die
Mitgliedstaaten Zugang zu weiteren Informationen wie Geburtstag und
Kontaktdaten der wirtschaftlich Berechtigten gewähren. Die
Bundesregierung beabsichtigt jedoch zum Schutz der personenbezogenen
Daten der wirtschaftlich Berechtigten nicht, von den erweiterten
Möglichkeiten Gebrauch zu machen und Zugang zu weiteren als den
mindestens erforderlichen Daten zu gewähren, heißt es in der Antwort.

Nach Angaben der Bundesregierung wurden 2018 insgesamt 1003 Anträge
auf Einsichtnahme aus dem Personenkreis der Öffentlichkeit gestellt.
In 512 Fällen sei dem Antrag stattgegeben worden. In 421 Fällen sei
der Antrag abgelehnt worden. 70 Anträge seien durch die Antragsteller
zurückgenommen worden.

 * 

4. Kontrolle bei Bundesmitteln

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) erfolgt die Auswertung der Daten und Berichte, die dem Bund im
Rahmen der Förderung durch den DigitalPakt Schule vorgelegt werden,
durch insgesamt drei Personen beziehungsweise 2,5 Vollzeitäquivalente,
bei der Qualitätsoffensive Lehrerbildung und bei der Auswertung der
Daten zum BAföG durch insgesamt zwei Personen beziehungsweise 2,0
Vollzeitäquivalente und beim Hochschulpakt durch insgesamt drei
Personen (einschließlich der zuständigen Referatsleitung)
beziehungsweise 1,8 Vollzeitäquivalente. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10742) auf die Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10267). Die Abgeordneten hatten dazu bereits mehrere
Kleine Anfragen an die Bundesregierung gestellt, die aus ihrer Sicht
aber nicht ausreichend beantwortet worden waren.

 * 

5. Einsatz von Schul-Clouds

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Auf Länderseite kommen als Cloud-Systeme für Schulen
mit zumindest ähnlicher Leistung wie die Schul-Cloud des
Hasso-Plattner-Instituts (HPI) und das Schulnetzwerk MINT EC
konzeptionell derzeit nur die drei Projekte mebis in Bayern
(Migrationsprozess zu einer Cloud-Struktur eingeleitet), ella@bw in
Baden-Württemberg und Logineo in Nordrhein-Westfalen (beide als
originäre Cloud-Projekte konzipiert) in Betracht. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10744) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10313).

 * 

6. Kaufkraftparität beim BAföG

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Aktuell fehlt ein für das BAföG geeignetes
Instrument zur Berücksichtigung der weltweiten Kaufkraftunterschiede.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10743) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10268). Die Abgeordneten hatten
darauf hingewiesen, dass die Berechnung des BAföG-Förderanspruches
bisher unter Berücksichtigung des elterlichen Einkommens auch dann
erfolgt, wenn dieses im Ausland erzielt wird. Innerhalb der
Europäischen Union und darüber hinaus gebe es unterschiedliche
Preisniveaus.

Obwohl das BAföG als ein Massenleistungsgesetz auf handhabbare
Pauschalierungen zurückgreifen müsse, sei es möglich,
Kaufkraftunterschiede im Ergebnis über das sogenannte
Vorausleistungsverfahren des BAföG im Sinne der
Einzelfallgerechtigkeit auszugleichen, schreibt dazu die
Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/8537: Heute im Bundestag Nr. 680 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 680

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. Linke will rechten Terror stoppen

2. ADEP-Initiative thematisiert

3. Überstellungen im Dublin-Rahmen

4. Situation von LSBTI-Geflüchteten

5. FDP fragt nach Nutzen von Antiterrordatei



1. Linke will rechten Terror stoppen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Die Linke im Bundeskriminalamt (BKA) und beim
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) spezielle Abteilungen
zur Aufklärung drohender rechtsterroristischer Gefahren einrichten.
Ferner fordert die Fraktion in einem Antrag mit dem Titel "Rechten
Terror stoppen - Opfer schützen" (19/10750) die Bundesregierung auf,
die Bedeutung militanter Szenen der extremen Rechten "als
organisatorische Kerne eines potenziellen Terrors von rechts ernst zu
nehmen, entsprechende Ermittlungsschwerpunkte beim BKA einzurichten
und entsprechende Delikte von Personen aus diesen Zusammenhängen als
Organisationsdelikte zu verfolgen".

Auch wird die Bundesregierung in der Vorlage aufgefordert, "die
internationale Vernetzung der militanten Naziszene stärker in den
Blick zu nehmen und Fälle rechten Terrors und Gewalt nicht vorschnell
als Einzelfälle von Einzeltätern zu verharmlosen". Zudem soll sie laut
Antrag in Abstimmung mit den Bundesländern die Neonazi-Szenen
entwaffnen und "Reichsbürgern, Neonazis etc." die waffenrechtlichen
Erlaubnisse entziehen.

Darüber hinaus fordert die Fraktion von der Bundesregierung, "Opfern
rechter und rassistischer Gewalt einen einfachen Zugang zu rechtlicher
Unterstützung und finanzieller Entschädigung zu ermöglichen". Des
Weiteren soll die Regierung nach dem Willen der Abgeordneten unter
anderem "zivilgesellschaftliche Projekte wie zum Beispiel
Opferberatungsstellen und Mobile Beratungen gegen Rechtsextremismus
samt ihrer bundesweiten Koordinierungsgremien als Frühwarnsysteme für
extrem rechte Radikalisierungen" ausreichend und dauerhaft
finanzieren.

 * 

2. ADEP-Initiative thematisiert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die sogenannte ADEP-Initiative ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/10725) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10309) mit dem Titel "Weitere Vernetzung
europäischer Polizeidatenbanken (ADEP)". Wie die Fraktion darin
schrieb, prüft die Europäische Union "ein zusätzliches System zur
Vernetzung von Kriminalakten in den Mitgliedstaaten (European Police
Record Index System; EPRIS)". Zur möglichen Umsetzung eines dezentral
angelegten EPRIS habe die Europäische Kommission im April 2018 das
Projekt "Automation of Data Exchange Processes" (ADEP) gestartet,

Laut Bundesregierung zielt die ADEP-Initiative " im Grundansatz auf
Beantwortung der Frage, wie dem polizeilichen Endnutzer eine
technische Unterstützung zum Stellen von Ersuchen in Bezug auf
Kriminalakten bereitgestellt werden kann". Die deutsche Beteiligung an
dem aus EU-Mitteln geförderten Projekt EPRIS-ADEP wurde der Antwort
zufolge vom Bundesinnenministerium und dem Bundeskriminalamt ausgeübt.

Im Rahmen des Projektes EPRIS-ADEP werden Anfragedaten pseudonymisiert
und pseudonymisiert mit dezentral bei den Teilnehmern liegenden Daten
abgeglichen, wie die Bundesregierung ferner ausführt. Das Pilotprojekt
habe aus Sicht der auf deutscher Seite beteiligten Projektpartner in
verschiedenen Testphasen darlegen können, "dass EPRIS-ADEP die
Verfügbarmachung dezentraler Daten ohne Offenlegung der Inhalte
ermöglicht, so dass die Erlangung dieser Daten in Folge einer vom
Datenbesitzer unabhängigen Bewertung, wo relevante Daten zu erwarten
sind und wo mit Sicherheit keine relevanten Daten vorliegen
(Hit-/No-Hit-Verfahren), im Rahmen eines zielgerichteten
Informationsaustausches durchgeführt werden könnte".

Es sei noch zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie dieser Ansatz in
einem etwaigen Regelbetrieb zum Einsatz kommen könnte, heißt es in der
Antwort weiter. Ein Folgeprojekt im Rahmen der ADEP-Initiative "könnte
dazu dienen, die im Pilotprojekt EPRIS-ADEP gewonnenen Erkenntnisse zu
festigen und das erkannte Optimierungspotential orientiert am
fachlichen Bedarf zu nutzen, um Möglichkeiten zur Steigerung der
Effektivität und Effizienz des polizeilichen Informationsaustauschs
zwischen EU-Mitgliedstaaten" zu identifizieren.

 * 

3. Überstellungen im Dublin-Rahmen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Überstellungen von Asylbewerbern im Rahmen des
sogenannten Dublin-Systems sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/10737) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/10016). Danach kam es in der Zeit von Anfang Januar bis Ende
März dieses Jahres zu insgesamt 13.936 Übernahmeersuchen von
Deutschland an die Mitgliedstaaten. Die Zahl der Zustimmungen lag in
diesem Zeitraum bei 8.650 und die der erfolgten Überstellungen bei
2.058.

Die Zahl der Übernahmeersuchen von Mitgliedstaaten an Deutschland
betrug im ersten Quartal 2019 den Angaben zufolge 5.559. Hier gab es
insgesamt 3.638 Zustimmungen und 1.517 erfolgte Überstellungen.

 * 

4. Situation von LSBTI-Geflüchteten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Situation von lesbischen, schwulen,
bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Flüchtlingen geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/10733) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10308). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
gewährleistet sie die Rechte solcher Geflüchteter auch im
Asylverfahren. Gleichwohl seien Fragen nach der sexuellen Orientierung
und geschlechtlichen Identität höchstpersönlicher Natur. Die
Identifizierung von besonderen Vulnerabilitäten dürfe nicht dazu
führen, dass die sexuelle oder geschlechtliche Orientierung
zwangsweise gegenüber einzelnen Antragstellenden thematisiert wird.
Entscheidend könne dies nur sein, wenn Betroffene selbst freiwillig
hierüber Angaben machen und die Angaben Verfahrensrelevanz haben.

Seit 2015 hat das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) den
Angaben zufolge ein Konzept zur Identifizierung schutzbedürftiger
Personen im Asylverfahren implementiert. Das Konzept diene der
Identifizierung besonderer Bedürfnisse während des gesamten
Asylverfahrens durch alle Mitarbeiter des Bamf, die in Kontakt zu
Antragstellern treten. Mitarbeiter, die Asylanträge von vulnerablen
Gruppen bearbeiten, seien entweder besonders geschulte
Sonderbeauftragte oder aber gehalten, einen solchen in die
Fallbearbeitung einzubeziehen.

"Seit August 2018 pilotiert das Bundesamt eine Asylverfahrensberatung
(AVB) in mittlerweile zwölf Anker- und funktionsgleichen
Einrichtungen", heißt es in der Antwort weiter. Das pilotierte Modell
umfasse eine zweistufige AVB, "bestehend aus einer allgemeinen
Asylverfahrensinformation (Stufe 1) mit Gruppengesprächen für alle
Asylsuchenden bereits vor Antragstellung und, darauf aufbauend, einer
individuellen Asylverfahrensberatung (Stufe 2) in Einzelgesprächen für
Asylsuchende während des Behördenverfahrens". Schon im Rahmen des
allgemeinen Gruppengespräches erfolge der Hinweis, "dass die
Zugehörigkeit zu einer lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und
intergeschlechtlichen Gruppe eine verfahrens- beziehungsweise
entscheidungsrelevante Vulnerabilität darstellen kann, und dass eine
solche Zugehörigkeit bei der Antragstellung, spätestens jedoch bei der
Anhörung vorgetragen werden kann".

 * 

5. FDP fragt nach Nutzen von Antiterrordatei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Nutzen von Antiterrordatei und
Rechtsextremismus-Datei für die Innere Sicherheit" thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10726). Darin erkundigt sie
sich danach, wie viele Personen seit 2017 in der Antiterrordatei (ATD)
beziehungsweise in der Rechtsextremismus-Datei (RED) durch
Nachrichtendienste und Polizeibehörden von Bund und Ländern erfasst
wurden. Auch will sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen
zwischen 2006 und 2019 bei welchen Behörden "Erkenntnisse aus der
ATD/RTD Grundlage für die Einleitung von Gefahrenabwehrvorgängen
und/oder Ermittlungsverfahren" waren.

 * 
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BUNDESTAG/8536: Heute im Bundestag Nr. 679 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 679

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Grüne fordern Transparenz bei der LuFV

2. Sicherheitsmanagement bei S-Bahnen

3. Innovationen im Flugsicherungsbereich

4. Eingleisige Strecken im BVWP 2030

5. Internetbasierte Fahrzeugzulassung

6. AfD fragt nach Schleusensanierungen



1. Grüne fordern Transparenz bei der LuFV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen Antrag
mit dem Titel: "Gute Schienenwege braucht das Land - Erhaltung des
Schienennetzes bedarfsgerecht finanzieren" (19/10638) vorgelegt. Darin
fordern die Abgeordneten unter anderem, umgehend dafür zu sorgen, dass
die vom Bund und der Deutschen Bahn AG (DB AG) beauftragten Gutachten
zum Sanierungsrückstand und künftigen Bedarf für Ersatzinvestitionen
im Bestandsnetz veröffentlicht werden, damit auf dieser Basis der
Zustand des deutschen Schienennetzes umfassend beurteilt werden kann.
Außerdem müsse die Mittelausstattung der dritten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung zwischen Bund und DB AG (LuFV III) auf Basis
des gutachterlich erkannten Sanierungsrückstands sowie
Erhaltungsbedarfs der Eisenbahninfrastruktur festgelegt werden, "und
zwar unter der Maßgabe, dass der Sanierungsrückstand im Streckennetz
der Deutschen Bahn innerhalb der Laufzeit der LuFV III zu großen
Teilen beseitigt werden kann".

Für den Erhalt des bestehenden Schienennetzes habe der Bund mit der DB
AG die sogenannte Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV)
abgeschlossen, heißt es in der Vorlage. Der Bund stelle für
Ersatzinvestitionen im Bestandsnetz in der LuFV II im Durchschnitt
jährlich 3,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Mit dem Abschluss der
ersten LuFV im Jahr 2009 habe der Bund das bis dahin praktizierte
System aus einer Vielzahl von Sammel- und
Einzelfinanzierungsvereinbarungen beendet, schreiben die Grünen.
Stattdessen werde mit der LuFV ein gesamthafter Ansatz verfolgt, bei
dem der Bund über einen Zeitraum von bisher fünf Jahren Mittel zur
Verfügung stelle und die Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes
auf die Sicherstellung eines definierten Netzzustands verpflichte.
Damit solle im Bereich der Bestandsnetzinvestitionen das Prinzip der
Outputkontrolle angewendet werden.

In der Praxis zeigen sich nach Auffassung der Abgeordneten aber auch
nach zwei LuFV-Perioden "gravierende Mängel". Zuletzt habe der
Bundesrechnungshof im Dezember 2018 deutlich darauf aufmerksam gemacht
und die unzureichenden Informationen über den Netzzustand, fehlende
Kontrolle der Mittelverwendung, Fehlanreize bei der Instandhaltung,
mangelnde Wirksamkeit der Sanktionen sowie die fehlende
Erfolgskontrolle angeprangert.

Aus Sicht der Grünen müssen insbesondere die Fehlanreize in Bezug auf
die Mittelverwendung für Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen
abgestellt werden. Im Moment sei die LuFV so "gestrickt", dass es für
die Deutsche Bahn wirtschaftlicher sei, "Infrastrukturteile verfallen
zu lassen bis eine komplette Ersatzinvestition notwendig ist", da die
Erhaltung von der DB AG aus ihren Eigenmitteln bestritten werden
müsste, die Ersatzinvestition jedoch aus Steuermitteln finanziert
würde. In der Folge werde die Infrastruktur in Teilen "auf Verschleiß"
gefahren, kritisieren die Abgeordneten.

Die derzeit gültige LuFV II laufe Ende 2019 aus, weshalb Bund und DB
AG Ende 2018 Verhandlungen über die LuFV III aufgenommen hätten, heißt
es in der Vorlage weiter. Damit bestehe die Möglichkeit, die Schwächen
der LuFV abzustellen. "Der Bund muss seiner Verantwortung als
Alleineigentümer der DB AG endlich gerecht werden und seine
Eisenbahninfrastrukturunternehmen mit entsprechenden Zielvorgaben
steuern", fordern die Grünen.

 * 

2. Sicherheitsmanagement bei S-Bahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Sicherheitsmanagementsystem (SMS) bei S-Bahnen
in Deutschland wird nach Angaben der Bundesregierung nach den
einschlägigen europäischen Vorgaben aufgebaut und umgesetzt. Es sei
Bestandteil des integrierten Managementsystems und bestehe aus (Teil-)
Prozessnetzen, die im Gesamtprozessnetz der DB Regio AG eingebettet
seien, heißt es in der Antwort der Regierung (19/10451) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9585). Das SMS
werde insbesondere sowohl durch interne Kontrollen als auch durch
regelmäßige Überprüfungen des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) überprüft
und fortlaufend verbessert, schreibt die Regierung.

Auf die Frage, welche Aussagen zur Türsteuerung sich in den
Sicherheitsmanagementsystemen der S-Bahnen in Deutschland befinden,
heißt es in der Vorlage: Die Anforderungen an Fahrzeuge würden durch
den Auftraggeber in Lastenheften definiert. Bestandteile dieser
Lastenhefte seien unter anderem die Abfertigungsverfahren und die
Spaltüberbrückung. Das SMS ziele auf die Fähigkeit des
Eisenbahnunternehmens, die einschlägigen Sicherheitsnormen und
-vorschriften einzuhalten. "Darüber hinausgehende konkrete Aussagen
zur Türsteuerung sind nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG)
nicht Bestandteil des SMS", teilt die Bundesregierung mit.

 * 

3. Innovationen im Flugsicherungsbereich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung unterstützt nach eigenen Angaben
den durch das gemeinsame europäische Unternehmen SESAR (SES ATM (Air
Traffic Management) Research) "europäisch harmonisierten Ansatz zur
Bündelung der Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im
Flugsicherungsbereich". Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/10478) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10131) hervor.
Das Projekt "Single European Sky" (SES) erfordere eine Vielzahl von
technischen Lösungen, die Einfluss auf Kapazität und Effizienz im
europäischen Luftraum hätten, heißt es in der Antwort. Auf Anforderung
des Europäischen Parlaments habe SESAR eine Studie vorgelegt
("Airspace Architecture Study"), deren wesentliche Punkte bei
Umsetzung für eine deutliche Erhöhung der Kapazität im SES durch
beispielsweise technologische Unterstützung der Lotsenarbeit
(Automatisierung) sorgen sollen.

Auf die Frage, ob bereits heute technische Innovationen aus dem
Programm SESAR in Deutschland angewendet werden, antwortet die
Regierung: Bei der Deutschen Flugsicherung (DFS) würden derzeit 13
Innovationen im Betrieb eingesetzt. Dazu gehörten unter anderem
Anflugverfahren mit verbesserter vertikaler Flugführung, verbesserte
Abflugreihenfolgen, verbesserte Algorithmen zur mittel- und
kurzfristigen Warnung vor möglichen Konfliktsituationen, freie
Flugwegführungen, Verfahren zur Einführung kontinuierlicher Sinkflüge
und Systeme zur Ermittlung optimierter Anflugreihenfolgen mit deutlich
erweiterten Erfassungsradien für Luftfahrzeuge. Zudem befänden sich 25
im Rahmen von SESAR geförderte Innovationen in der Implementierung
beziehungsweise seien in Planung.

 * 

4. Eingleisige Strecken im BVWP 2030

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/10499) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9369) die
Streckenabschnitte auf, die in der Vergangenheit vom zweigleisigen auf
eingleisigen Betrieb umgestellt wurden. Zugleich wird mitgeteilt, dass
in den Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) drei heute noch eingleisige
Strecken beziehungsweise Streckenabschnitte mit dem Ziel, die
Zweigleisigkeit wiederherzustellen, in die Kategorie Vordringlicher
Bedarf aufgenommen wurden.

Der Antwort zufolge handelt es sich dabei zum einen um den Knoten
München mit dem Abschnitt München-Trudering-München-Daglfing. Zum
Zweiten gehe es um die Ausbaustrecke Uelzen-Stendal-Magdeburg-Halle,
Ostkorridor Nord Abschnitt Uelzen-Wieren. Ebenfalls aufgenommen wurde
nach Regierungsangaben der Knoten Hamburg (Abschnitt Hamburg-
Rothenburgsort-Hamburg-Anckelmannplatz). Auf die Frage, warum nicht
weitere eingleisige Strecken in den BVWP 2030 aufgenommen worden
seien, schreibt die Regierung: "Der BVWP 2030 enthält ausschließlich
Vorhaben, deren Wirtschaftlichkeit im Rahmen der
gesamtwirtschaftlichen Bewertung nachgewiesen werden konnte."

 * 

5. Internetbasierte Fahrzeugzulassung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das Projekt "i-KfZ" (internetbasierte
Fahrzeugzulassung), mit dem das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) das Fahrzeugzulassungswesen in
Deutschland digitalisieren möchte, interessiert sich die AfD-Fraktion.
In einer Kleinen Anfrage (19/10502) wollen die Abgeordneten unter
anderem wissen, welche konkreten Ergebnisse die Bundesregierung seit
Beginn des Projekts i-Kfz erzielen konnte. Gefragt wird auch, mit
welcher Entlastung der Bürger die Bundesregierung nach Etablierung
eines internetbasierten Zulassungsverfahrens rechnet.

 * 

6. AfD fragt nach Schleusensanierungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Schleusensanierungen an Bundeswasserstraßen
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10493). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
viele der Schleusenanlagen, welche in den Zuständigkeitsbereich der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) gehören und deren Anzahl auf
der Internetseite der WSV mit 315 angegeben werde, in den vergangenen
30 Jahren neu gebaut oder saniert wurden. Gefragt wird auch, ob es
nach Ansicht der Bundesregierung möglich ist, Begutachtungen durch den
Kampfmittelräumdienst bereits im Vorfeld, also beispielsweise während
der Planungen und somit vor Beginn der eigentlichen Baumaßnahmen,
durchführen zu lassen, um dadurch den zeitlichen Unsicherheitsfaktor
herauszulösen und die geplanten Bauzeiten einhalten zu können.

 * 
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BUNDESTAG/8535: Heute im Bundestag Nr. 678 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 678

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.21 Uhr

1. Gesetzentwurf zum Wolfsmanagement

2. Klimawandel gefährdet Waldökosysteme

3. Zahlreiche Gespräche mit Banken

4. Mit Bewegung gegen den Krebs

5. Patienten offenbar zufrieden mit UPD



1. Gesetzentwurf zum Wolfsmanagement

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion strebt eine Änderung des
Bundesjagdgesetzes an. Dazu legen die Liberalen einen Gesetzentwurf
zum Wolfsmanagement (19/10792) vor, der den Wolf als jagdbare Tierart
in das Bundesjagdgesetz aufnehmen soll. Damit einher soll die Listung
des Tieres als sogenanntes Fellwild gehen. Des Weiteren soll auch die
Vergrämung von Wölfen rechtssicher bundeseinheitlich geregelt werden,
denn einige Bundesländer hätten bereits entsprechende Regelungen in
Rechtsverordnungen getroffen. Hier bestehe der Bedarf einer bundesweit
einheitlichen Praxis. Darüber hinaus soll klargestellt werden, dass
mit der Aufnahme des Wolfes in das Bundesjagdgesetz entsprechende
Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes nicht mehr auf den Wolf
anzuwenden sind.

 * 

2. Klimawandel gefährdet Waldökosysteme

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Klimawandel gefährdet sowohl einzelne Baumarten
als auch ganze Waldökosysteme. Das stellt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/10735) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/10396) fest. Der derzeitige Kenntnisstand erlaube
allerdings keine abschließende Bewertung der Folgen klimatischer
Veränderungen auf die Sensitivität, Stabilität und Elastizität von
Waldökosystemen, heißt es dazu weiter. Zudem sei der Klimawandel nur
einer unter mehreren Stressfaktoren für den Wald. Bei
Anpassungsmaßnahmen in der Forstwirtschaft sollten Beeinträchtigungen
durch stoffliche Belastungen, deren Folgen durch den Klimawandel
verstärkt werden können, sowie mögliche Synergien und Konflikte mit
anderen Leistungen und Funktionen des Waldes als Randbedingung
berücksichtigt werden. Ein wichtiger Ansatz zur Stabilisierung und
Vitalisierung der Bestände sei der Waldumbau zu klimaangepassten
Mischwäldern mit überwiegend heimischen Baumarten. Das natürliche
Vorkommen der Baumarten werde durch den Standort als Faktorenkomplex
aus Klima, Boden und Wasser bestimmt. Die Wälder seien in der
Vergangenheit durch den Menschen beeinflusst und in der Struktur
verändert worden. Diese Waldökosysteme hätten sich dabei dennoch
ständig an die Umweltbedingungen angepasst. Die sich unter neuen
Klimabedingungen entwickelnden Standorte und Konkurrenzbeziehungen
seien derzeit nicht abschätzbar. Zudem sei die Übertragung der
globalen Vorhersagen auf Regionen unsicher. Daher könne keine Aussage
zum Maß der Temperaturerhöhung und den jeweils zuzuordnenden Baumarten
gemacht werden.

 * 

3. Zahlreiche Gespräche mit Banken

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Vertreter der Bundesregierung haben in den
vergangenen zwölf Monaten zahlreiche Gespräche mit Vertretern
deutscher und ausländischer Banken sowie mit Finanzfirmen geführt. Wie
aus einer Antwort der Bundesregierung (19/10647) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10029) zur Rolle der
Bundesregierung bei den gescheiterten Fusionsgesprächen von Deutsche
Bank und Commerzbank hervorgeht, fanden neben Treffen von Vertretern
der Bundesregierung mit Vertretern der Deutschen Bank und der
Commerzbank auch Treffen mit Vertretern von Blackrock, dem Staatsfonds
von Katar sowie dem Unternehmen Cerberus Capital Management statt.
Vertreter der Bundesregierung führten auch Gespräche mit ausländischen
Banken wie Unicredit, UBS Group, BNP Paribas und ING Group. Vertreter
der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärinnen und
Staatssekretäre beziehungsweise Staatsministerinnen und Staatsminister
sowie Staatssekretärinnen und Staatssekretäre würden im Rahmen der
Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren aller
gesellschaftlichen Gruppen pflegen. Darunter würden auch Termine mit
Vertreterinnen und Vertretern von Marktteilnehmern wie unter anderem
Banken fallen, erläutert die Bundesregierung.

 * 

4. Mit Bewegung gegen den Krebs

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die onkologische Trainings- und Bewegungstherapie
soll bei einer Krebserkrankung Begleiterscheinungen wie Erschöpfung
lindern helfen. Der Krebsinformationsdienst am Deutschen
Krebsforschungszentrum in Heidelberg biete umfangreiche Informationen
über Bewegung und Sport bei Krebs, heißt es in der Antwort (19/10717)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10332) der
AfD-Fraktion.

Ferner stellten auch die Deutsche Krebshilfe und die Deutsche
Krebsgesellschaft umfangreiche Informationen zum Thema Sport und
Bewegung bei Krebs zur Verfügung.

Heilmittel hätten für die Behandlung von Beschwerden infolge von
Krebstherapien eine erhebliche Bedeutung. Die im Heilmittelkatalog der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) enthaltenen verordnungsfähigen
Heilmittel der Physiotherapie, Ergotherapie sowie Stimm-, Sprech- und
Sprachtherapie würden bei der Behandlung von Krebs begleitend und zur
Linderung von Nebenwirkungen eingesetzt.

Ferner könnten die Krankenkassen ergänzend zur Rehabilitation Beiträge
und Beitragszuschüsse zum Rehabilitationssport leisten. Durch den
Rehabilitationssport soll die Ausdauer und Kraft der Patienten
gestärkt und ihre Flexibilität verbessert werden. Ob auch etwa die
onkologische Trainings- und Bewegungstherapie in den Leistungsrahmen
der GKV aufgenommen werde, entscheide der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA).

 * 

5. Patienten offenbar zufrieden mit UPD

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Arbeit der Unabhängigen Patientenberatung (UPD)
wird von den Ratsuchenden offenbar positiv eingeschätzt. Für die
aktuelle Förderperiode (2016-2022) zeige eine Nutzerbefragung eine
hohe Zufriedenheit mit der Beratung in allen betrachteten
Bevölkerungsgruppen und bezogen auf alle abgefragten
Qualitätsmerkmale, heißt es in der Antwort (19/10642) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10361) der
Grünen-Fraktion.

Mehr als 90 Prozent der Ratsuchenden bewerteten die UPD den Angaben
zufolge mit sehr gut oder gut und würden sie wieder nutzen oder
weiterempfehlen. Die Zufriedenheit mit der Beratungsqualität in der
aktuellen Förderperiode sei vergleichbar mit den Werten der
vorangegangenen Förderperiode (2011-2015).

Bisher gebe es keine Hinweise darauf, dass die Neutralität und
Unabhängigkeit der Patientenberatung infrage gestellt sei. 2018 lag
nach Angaben der UPD die Zahl der Beratungen bei rund 129.000.

 * 
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BUNDESTAG/8534: Heute im Bundestag Nr. 677 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 677

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.33 Uhr

1. Transparenz in der Gesetzgebung

2. Islamfeindliche Straftaten

3. Verbot von Teilorganisationen der PKK

4. Politisch rechts motivierte Kriminalität

5. Waldbrandgefahren thematisiert



1. Transparenz in der Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10576)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9872), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht"
gefragt wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18.
Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit zugänglich zu machen",
heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Islamfeindliche Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über islamfeindliche Straftaten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10570) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/10334). Danach wurden dem Bundeskriminalamt
im ersten Quartal 2019 (Stand: 21. Mai) insgesamt 132 Delikte mit dem
Unterthema "Islamfeindlich" gemeldet.

"Im ersten Quartal 2019 wurden insgesamt vier Personen bei Delikten
mit dem Unterthema ,Islamfeindlich' als verletzt gemeldet", heißt es
in der Antwort weiter. Davon handelte es sich den Angaben zufolge in
drei Fällen um Delikte, die dem Phänomenbereich der politisch rechts
motivierten Kriminalität zugeordnet wurden, und in einem Fall um den
Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität - Nicht
zuzuordnen".

Die genannten Zahlen haben laut Bundesregierung "vorläufigen Charakter
und sind durch Nach-/Änderungsmeldungen Veränderungen unterworfen".

 * 

3. Verbot von Teilorganisationen der PKK

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das im Februar dieses Jahres von
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) verfügte Verbot der
"Mezopotamien Verlag und Vertrieb GmbH" und der "MIR Multimedia GmbH"
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/10594) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10360). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, wurden die Mezopotamien Verlag und Vertrieb GmbH und
die MIR Multimedia GmbH als "Teilorganisationen" der in Deutschland
verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) ihrerseits verboten. Ein
Verbot dieser Vereinigungen beschränke damit die Aktionsmöglichkeiten
der PKK insgesamt.

 * 

4. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im April dieses Jahres in Deutschland gegeben hat.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/10596) unter
anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen
Fällen ermittelt wurden.

 * 

5. Waldbrandgefahren thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Waldbrandgefahren in Deutschland" thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10659). Darin erkundigt sie
sich danach, in welchen Bundesländern es nach Kenntnis der
Bundesregierung im Jahr 2018 zu Wald- und Flächenbränden kam. Auch
will sie unter anderem wissen, ob die Bundesregierung "Gefahren für
unkontrollierbare Großbrände" sieht, "sofern es im Sommer 2019 wieder
zu einer langen Trockenperiode kommt".

 * 
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BUNDESTAG/8533: Heute im Bundestag Nr. 676 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 676

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.50 Uhr

1. Noch keine Angaben zu Grundstücken

2. Erstattungen für Sonderversorgungen

3. 20 Millionen Bescheide

4. Krise in Libyen gefährdet Region

5. Förderung der Computerspieleentwicklung

6. AfD fragt nach Lkw-Auffahrunfällen



1. Noch keine Angaben zu Grundstücken

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Abstimmung innerhalb der Bundesregierung zu
einem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur
Mobilisierung von baureifen Grundstücken ist noch nicht erfolgt. Daher
kann die Bundesregierung zu den entsprechenden Fragen in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9588) noch nicht Stellung nehmen, heißt
es in einer Antwort der Bundesregierung (19/10587).

 * 

2. Erstattungen für Sonderversorgungen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Veränderung des Erstattungsanteils, den die
ostdeutschen Bundesländer für die Kosten der Zusatz- und
Sonderversorgungssysteme der DDR vom Bund erhalten, gehört nicht zu
den prioritären Vorhaben des Koalitionsvertrages. Das betont die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10741) auf eine Kleine Anfrage
(19/9820) der Fraktion Die Linke. In der Antwort heißt es weiter: "Im
Hinblick auf die weitere Entwicklung der Erstattungen der neuen Länder
und Berlin ist festzuhalten, dass bereits seit einigen Jahren ein
struktureller Rückgang der erstattungspflichtigen Rentenanwartschaften
erkennbar ist und dass der Anstieg der nominalen Erstattungsbeträge
nur noch aus den Rentenanpassungen in den neuen Ländern resultiert."

 * 

3. 20 Millionen Bescheide

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Jobcenter stellten 2018 rund 20 Millionen
Bescheide aus, für die Portokosten von knapp 10,8 Millionen Euro
entstanden sind. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10736) auf eine Kleine Anfrage (19/10355) der AfD-Fraktion mit.

 * 

4. Krise in Libyen gefährdet Region

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Krise in Libyen, die durch den Angriff der
sogenannten Libyan National Army (LNA) unter der Führung von Khalifa
Haftar und mit ihr verbündeten Milizen auf Tripolis ausgelöst wurde,
gefährdet aus Sicht der Bundesregierung Frieden und Stabilität in der
Region. Das geht aus der Antwort (19/10686) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor (19/9852). "Die
Bundesregierung hat diese Offensive, die bereits Hunderte
Menschenleben gekostet und Zehntausende zu Binnenvertriebenen gemacht
hat, deutlich verurteilt."

Die Offensive habe zu einem Zusammenrücken der Milizen in Tripolis und
Misrata geführt. "Grundsätzliche Interessenskonflikte werden nach
Einschätzung der Bundesregierung jedoch bestehen bleiben und nur im
Rahmen eines umfangreichen politischen Prozesses und von
Demobilisierungsvereinbarungen zu überwinden sein."

Die Truppen von Khalifa Haftar würden weite Teile Libyens militärisch
kontrollieren. Khalifa Haftar selbst habe erklärt, mit seiner
Offensive Tripolis von Islamisten und Terroristen befreien zu wollen.
"Ein politisches Programm von Khalifa Haftar ist der Bundesregierung
bisher nicht bekannt."

 * 

5. Förderung der Computerspieleentwicklung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Förderung der Computerspieleentwicklung auf
Bundesebene interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/10378) wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, ob es
seitens der Bundesregierung Überlegungen gibt, für das Management der
Produktionsförderung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) im Bereich Computerspiele eine
Mittlerorganisation - vergleichbar der Filmförderungsanstalt (FFA) für
den Deutschen Filmförderfonds - einzurichten.

 * 

6. AfD fragt nach Lkw-Auffahrunfällen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Zahl der Lkw-Auffahrunfälle in den Jahren
2013 bis 2017 auf Autobahnen an den Stauenden in Deutschland und der
EU erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10354). Die Abgeordneten wollen zudem wissen, wie viele Lkw-Fahrer
dabei in Deutschland und der EU ums Leben kamen und inwieweit die neue
Richtlinie (EU) 2015/719 nach Ansicht der Bundesregierung dazu
beitragen kann, diese Zahl zu senken.

 * 
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BUNDESTAG/8532: Heute im Bundestag Nr. 675 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 675

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.01 Uhr

1. Datenzugang zu Social-Media-Plattformen

2. Risiken des Cannabiskonsums

3. Planmäßige Pflegeausbildungsreform

4. Medianeinkommen in Norddeutschland

5. Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie

6. Risiken im Finanzsystem steigen



1. Datenzugang zu Social-Media-Plattformen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) "Desinformation" und intransparente Einflussnahme im
Internet, insbesondere durch die Verbreitung über
Social-Media-Plattformen, können eine Gefahr für die Demokratie und
eine freiheitliche Gesellschaft darstellen. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10595) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10177). Die abstrakten Gefahren für
die Europawahl, insbesondere durch Desinformation oder Cyberangriffe,
habe die Europäische Kommission mit ihren Mitteilungen vom 26. April
2018 ("Bekämpfung von Desinformation im Internet: ein europäisches
Konzept", COM(2018) 236 final) und vom 12. September 2018 ("Freie und
faire Europawahlen gewährleisten", COM(2018) 637 final) sowie mit
ihrer Empfehlung zu Wahlkooperationsnetzen, zu Online-Transparenz, zum
Schutz vor Cybersicherheitsvorfällen und zur Bekämpfung von
Desinformationskampagnen im Zusammenhang mit Wahlen zum Europäischen
Parlament und dem Aktionsplan gegen Desinformation vom 5. Dezember
2018 dargelegt.

Zu den von der Europäischen Kommission im Internet vorgeschlagenen
Maßnahmen gehöre auch die Ausarbeitung eines ehrgeizigen
Verhaltenskodex (EU Code of Practice on Disinformation), den die
Bundesregierung begrüßt. Online-Plattformen wie Facebook, Google und
Twitter sowie die Werbeindustrie hätten sich darin freiwillig dazu
verpflichtet, Maßnahmen gegen manipulatives Verhalten und zur Erhöhung
der Transparenz und zum Schutz der Integrität der bevorstehenden
Wahlen zu ergreifen. Forschung könne einen wichtigen Beitrag leisten,
die möglichen Auswirkungen von Desinformationen auf demokratische
Entscheidungsprozesse besser zu verstehen und diesen effektiv
entgegenwirken zu können.

Gute Rahmenbedingungen für die Wissenschaft seien ein zentrales
Anliegen, dies umfasse auch einen guten Zugang von Forschenden zu
Daten. Dabei würden sich Fragen des Datenzugangs für die Forschung -
auch beim Zugang zu den Daten der Social-Media-Plattformen - in einem
rechtlichen Spannungsfeld bewegen, in dem verschiedene Rechtsgüter in
einen Ausgleich gebracht werden müssen, unterstreicht die
Bundesregierung. Dabei erfolge in den aktuellen Datenschutzrechtlichen
Bestimmungen ein Interessenausgleich zwischen dem Recht auf
informationelle Selbstbestimmung (Schutz persönlicher
Daten/Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) und Interessen an dem Zugang
zu Daten.

 * 

2. Risiken des Cannabiskonsums

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will Jugendliche und junge
Erwachsene vom Cannabiskonsum möglichst fernhalten. Zudem ziele die
Drogen- und Suchtpolitik darauf ab, den Einstieg hinauszuzögern, junge
Konsumenten über die Risiken aufzuklären, den Konsum zu reduzieren und
frühzeitig eine Beratung oder Behandlung zu vermitteln, schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10591) auf eine Kleine Anfrage
(19/10264) der FDP-Fraktion.

Laut einer Studie von 2016 wird der Prozentsatz an jungen Leuten
zwischen 12 und 17 Jahren, die Cannabis konsumieren, auf 6,9 Prozent
geschätzt. Als Konsumenten eingestuft werden dabei jene Jugendlichen,
die innerhalb eines Jahres mindestens ein Mal Cannabis genommen haben.
Hochgerechnet für das Jahr 2016 habe die Zahl der Cannabiskonsumenten
im Alter von 12 bis 17 Jahren bei rund 324.000 gelegen.

 * 

3. Planmäßige Pflegeausbildungsreform

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung geht davon aus, dass die
Pflegeausbildungsreform planmäßig umgesetzt wird. Der rechtliche
Rahmen sei vollständig vorhanden, um die neuen Pflegeausbildungen zum
1. Januar 2020 starten zu können, heißt es in der Antwort (19/10548)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10111) der
Grünen-Fraktion.

Die Fachkommission zur Erarbeitung der Rahmenlehr- und
Rahmenausbildungspläne sei im November 2018 eingesetzt worden. Die
Umsetzung der Reform sei Aufgabe der Länder, die derzeit intensiv
daran arbeiteten.

Darüber hinaus wolle die Bundesregierung mit der Konzertierten Aktion
Pflege (KAP) den Arbeitsalltag und die Arbeitsbedingungen der
Pflegekräfte spürbar verbessern.

 * 

4. Medianeinkommen in Norddeutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat mehrere Kleine Anfragen zur
Entwicklung der Medianeinkommen in norddeutschen Bundesländern
gestellt. Die Bundesregierung soll diese Entwicklung anhand der
verschiedenen Berufshauptgruppen darstellen und zwar für
Schleswig-Holstein (19/10597), für Bremen (19/10598) und Niedersachsen
(19/10599).

 * 

5. Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/10537) zu den Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie gestellt.
Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Beschäftigte in den verschiedenen Beschäftigungsformen (Teilzeit,
Vollzeit, geringfügig) und wie viele Auszubildende in der
Fleischindustrie beschäftigt sind.

 * 

6. Risiken im Finanzsystem steigen

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Im deutschen Finanzsystem haben sich langsam, aber
stetig Verwundbarkeiten aufgebaut, und in der Gesamtschau zeigen sich
im deutschen Bankensektor zyklische systemische Risiken. Dabei handele
sich um die Unterschätzung von Kreditrisiken, Risiken aus der
Immobilienfinanzierung und Zinsrisiken, wenn die Zinsen noch über
längere Zeit sehr niedrig bleiben oder abrupt steigen würden, heißt es
in dem von der Bundesregierung als Unterrichtung vorgelegten 6.
Bericht des Ausschusses für Finanzstabilität zur Finanzstabilität in
Deutschland (19/10688). Außerdem würden Cyberrisiken eine Gefahr für
die Finanzstabilität darstellen. Ein ungeordneter Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der EU könnte erhebliche real- und
finanzwirtschaftliche Verwerfungen zur Folge haben. Es könnten sich
indirekte Ansteckungseffekte über Drittländer ergeben.

Wie es in dem Bericht heißt, könnte ein unerwarteter starker
konjunktureller Abschwung den gesamten Bankensektor treffen und durch
diesen verstärkt werden. "Kommt es zu einem unerwarteten, starken
Abschwung, könnte die Eigenkapitalausstattung insbesondere der
größeren Banken unter Druck geraten. Hierzu würden vor allem
Kreditausfälle und regulatorisch steigende Risikogewichte beitragen.
Bei kleineren und mittelgroßen Banken könnte es insbesondere zu
Verlusten aus dem Wohnimmobilien-Kreditgeschäft kommen. Dieses macht
einen Großteil ihrer Kreditvergabe aus", heißt es in der
Unterrichtung.

Der Ausschuss weist darauf hin, dass sich die Eigenkapitalausstattung
großer deutscher Banken verschlechtert habe. Sollte ein
Konjunktureinbruch mit sinkenden Immobilienpreisen einhergehen, würden
wahrscheinlich zusätzliche Risiken eintreten. Angesichts der stark
gestiegenen Preise und regionaler Überbewertungen bestehe die Gefahr,
dass Banken die Werthaltigkeit der als Sicherheit hinterlegten
Wohnimmobilien überschätzen würden. "Bricht die Konjunktur ein,
dürften die Haushaltseinkommen sinken und die Arbeitslosigkeit
steigen. Damit dürfte sich die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass
Wohnimmobilien-Kredite nicht mehr bedient werden." Bei deutlichen
Preiskorrekturen könnte der Erlös aus einem Verkauf von Wohnimmobilien
nicht ausreichen, um Kreditausfälle und Verluste auf Seiten der
Kreditgeber zu vermeiden. Davon wären vor allem kleinere und
mittelgroße Banken betroffen. Substanziell erhöhte Risiken für die
Finanzstabilität sieht der Ausschuss weniger im Neugeschäft mit
Wohnimmobilien-Krediten, sondern die Risiken könnten sich aus dem
Bestand der Wohnimmobilien-Kredite ergeben.

Kleinere und mittelgroße Banken sähen sich auch hohen Zinsrisiken
gegenüber, heißt es in dem Bericht. Mit niedrigen Zinsen hätten viele
Banken mehr Kredite mit längerer Laufzeit und Zinsbindungsdauer
vergeben. Vor allem bei kleinen und mittelgroßen Banken hätten sich
dadurch Zinsänderungsrisiken aufgebaut. Risiken würden bei einem
abrupten Anstieg der Zinsen ebenso bestehen wie auch bei einem
Verbleib der Zinsen noch längere Zeit nahe null.

Der Ausschuss sieht außerdem die deutschen Lebensversicherer durch
niedrige Zinsen belastet. Lebensversicherer hätten in der
Vergangenheit häufig Verträge angeboten, die die Zinsen für eine sehr
lange Laufzeit garantiert hätten. Diese garantierten Renditen seien
hoch im Vergleich zu den Renditen, die die Unternehmen in derzeitigen
Zinsumfeld erwirtschaften könnten. Die Unternehmen müssten daher
weiterhin Risikopuffer aufbauen.

Beobachten will der Ausschuss sogenannte Exchange Traded Funds (ETF),
die in der Regel breite Marktindizes nachbilden und deren Anteile am
Markt gehandelt werden. Systemische Risiken werden derzeit jedoch noch
nicht gesehen, zumal der Anteil der ETFs am verwalteten Vermögen des
Investmentfondssektors mit 2,4 Prozent in Deutschland weiterhin gering
sei. Dafür werden Cyberrisiken als Gefahr für die Finanzstabilität
gesehen. Cybervorfälle könnten die Vertraulichkeit, Integrität,
Authentizität und Verfügbarkeit von Daten und IT-Systemen und damit
die Funktionsfähigkeit des gesamten Finanzsystems beeinträchtigen,
heißt es in dem Bericht. Ein weiteres Risiko für systemrelevante
Banken wird in der US-Dollar-Finanzierung gesehen. Finanzierungen in
US-Dollar würden überwiegend über den Großkreditmarkt erfolgen, da die
systemrelevanten Institute in den USA kein Privatkundengeschäft in
nennenswertem Umfang betreiben würden. Diese Art Finanzierung gelte in
Krisen als instabil, sodass im Stressfall von hohen Zahlungsabflüssen
auszugehen sei.

 * 
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BUNDESTAG/8531: Heute im Bundestag Nr. 674 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 674

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 09.19 Uhr

1. Geringfügig beschäftigte Fachkräfte

2. Entlohnung im Einzelhandel

3. Fachkräfte in Mangelberufen

4. Entgrenzung in der Arbeitswelt

5. Kontrolle des Arbeitszeitgesetzes

6. Personal in den Agenturen für Arbeit



1. Geringfügig beschäftigte Fachkräfte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2018 waren rund 2,3 Millionen ausschließlich
geringfügig Beschäftigte als Helfer tätig, rund 2,1 Millionen als
Fachkraft, 203.000 als Spezialist und 204.000 als Experte. Diese
Zahlen nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10505) auf eine
Kleine Anfrage (19/10070) der AfD-Fraktion. Im Vergleich zum Juni 2013
entspreche das einem Rückgang an geringfügig beschäftigten Helfern um
neun Prozent und an Fachkräften um sechs Prozent. Im selben Zeitraum
habe es einen Anstieg an geringfügig beschäftigten Spezialisten um
sieben Prozent und an Experten um zwei Prozent gegeben, heißt es in
der Antwort weiter.

 * 

2. Entlohnung im Einzelhandel

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2018 gab es im Einzelhandel 40.000
ausschließlich geringfügig Beschäftigte, die aufstockende Leistungen
des SGB II erhielten (Arbeitslosengeld II). Hinzu kommen weitere
65.000 Aufstocker, die sozialversicherungspflichtig im Einzelhandel
beschäftigt waren. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10575) auf eine Kleine Anfrage (19/9791) der Fraktion Die Linke.
Aus der Antwort geht ferner hervor, dass es 2017 durchschnittlich
91.000 Regelbedarfsgemeinschaften mit mindestens einem im Einzelhandel
sozialversicherungspflichtig beschäftigten erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten gab. Die Zahlungsansprüche beliefen sich im
Gesamtjahr auf 816 Millionen Euro.

 * 

3. Fachkräfte in Mangelberufen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Entwicklung des Fachkräftemangels in
sogenannten Mangelberufen interessiert sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/10568). Sie fragt die Bundesregierung unter
anderem, für welche Berufe sie künftig eine Nachfrage sieht, die nicht
durch inländische oder innereuropäische Fachkräfte gedeckt werden
kann.

 * 

4. Entgrenzung in der Arbeitswelt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/10574) zu den Themen Zeitsouveränität, Flexibilisierung und
Entgrenzung in der Arbeitswelt gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, in wie vielen Betrieben sogenannte
Vertrauensarbeitszeitregelungen existieren.

 * 

5. Kontrolle des Arbeitszeitgesetzes

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zur Kontrolle des Arbeitszeitgesetzes hat die
Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/10554) gestellt. Sie will
von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie viel Personal für
diese Betriebs-Kontrollen zur Verfügung steht und wie hoch die
Kontrolldichte ist.

 * 

6. Personal in den Agenturen für Arbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die personelle Ausstattung und die
Arbeitsbedingungen in den Jobcentern und Agenturen für Arbeit
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/10601). Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie
hoch die jeweilige Mitarbeiterkapazität der Agenturen für Arbeit mit
Zuständigkeit für Arbeitslose, die Arbeitslosengeld I und für
Erwerbslose, die Arbeitslosengeld II beziehen, ist.

 * 
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BUNDESTAG/8530: Heute im Bundestag Nr. 673 - 13.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 673

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juni 2019, Redaktionsschluss: 08.28 Uhr

1. Effizientere Genehmigungsverfahren

2. Arbeitsgruppe Lärmschutz

3. Kein Tunnel über A 620 in Saarbrücken

4. Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur

5. Ausgefallene DB Regio-Züge im Saarland

6. Temporäre Seitenstreifenfreigaben



1. Effizientere Genehmigungsverfahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit dem kürzlich in Kraft getretenen
Planungsbeschleunigungsgesetz werden laut Bundesregierung "die
Genehmigungsverfahren effizienter gestaltet, die Transparenz
verbessert sowie Gerichtsverfahren zügiger abgeschlossen". Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/10405) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10003) hervor. Speziell mit Blick auf
Brückenbaumaßnahmen sei die Möglichkeit geschaffen worden, das
Baurecht auch dann durch den Erlass einer Plangenehmigung zu erwirken,
wenn für die Baumaßnahme eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durchzuführen ist, schreibt die Regierung. Bislang sei hierfür
zwangsläufig ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen gewesen.

Weiter heißt es in der Vorlage, das Planungsbeschleunigungsgesetz sei
im Dezember letzten Jahres in Kraft getreten. "Grundlegende
Rückschlüsse hinsichtlich der Auswirkungen auf Planungszeiten lassen
sich bisher noch nicht ableiten."

 * 

2. Arbeitsgruppe Lärmschutz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung würde es nach eigener Aussage
begrüßen, wenn sich an der Arbeitsgruppe Lärmschutz (GRB) der
UN-Wirtschaftskommission für Europa mehr
Nicht-Regierungsorganisationen (NGO) aus dem Bereich der
Lärmbetroffenen beteiligen. Das geht aus der Antwort (19/10404) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9128)
hervor. Laut Bundesregierung steht die GRB "allen interessierten
Organisationen offen".

Die Grünen hatten in ihrer Anfrage kritisiert, dass die Arbeitsgruppe,
die Lärmgrenzwerte für Motorräder vorschlägt und die entsprechenden
Messverfahren definiert, eine Vielzahl von Vertretern der globalen
Auto- und Motorradindustrie in ihrer Mitgliederliste führe. Es stehe
der Verdacht im Raum, "dass die beabsichtigte Einführung niedrigerer
Lärmgrenzwerte durch Anwendung unübersichtlicher Prüfverfahren
unterlaufen werden kann", heißt es in der Vorlage.

 * 

3. Kein Tunnel über A 620 in Saarbrücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bau eines Tunnels über die A 620 im Stadtgebiet
Saarbrücken ist laut Bundesregierung im aktuellen Bedarfsplan für die
Bundesfernstraßen nicht enthalten. Damit bestehe kein Planungsauftrag
an die Straßenbauverwaltung des Saarlandes für eine solche Maßnahme,
heißt es in der Antwort der Regierung (19/10432) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10027).

Voraussetzungen für die Aufnahme von Planungen einer Verbindung
zwischen der A 620 und der A 6 durch das Deutschmühlental wäre der
Antwort zufolge eine Aufnahme des Projektes in den nächsten
Bundesverkehrswegeplan (BVWP) und Bedarfsplan für die
Bundesfernstraßen. Für eine Aufnahme in den BVWP 2030 sei das Projekt
vom Land nicht angemeldet worden, "da kein ausreichender verkehrlicher
Nutzen, eine äußerst schwierige Umsetzbarkeit und damit keine
Wirtschaftlichkeit der Maßnahme erwartet wurde".

 * 

4. Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/10442) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9586) listet die
Bundesregierung die getätigten Investitionen in Bundesstraßen,
Bundesschienenwege, Bundeswasserstraßen und Radwege in den Jahren 2009
bis 2018 auf. Aus der Antwort geht weiter hervor, dass das
Schienennetz kleiner geworden ist (von 33.601 Kilometern im Jahr 2008
auf 33.298 Kilometer im Jahr 2018). Das Netz der Bundesautobahnen hat
sich hingegen von 12.718 Kilometern im Jahr 2009 auf 13.009 Kilometer
im Jahr 2018 vergrößert. Gesunken ist hingegen die Kilometerzahl der
Bundesfernstraßen (von 40.203 Kilometern im Jahr 2009 auf 38.018 im
Jahr 2018).

 * 

5. Ausgefallene DB Regio-Züge im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Qualitätssicherung bei der Deutschen Bahn im
Saarland" hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Kleine Anfrage
(19/10458) an die Bundesregierung betitelt. Darin erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem danach, welche Mindestvorgaben im Hinblick
auf die Pünktlichkeit ihrer Züge die DB Regio AG im Auftrag des
Saarlandes konkret erfüllen muss. Gefragt wird auch, wie hoch der
Anteil der ausgefallenen Zugleistungen für die von der DB Regio AG
betriebenen Regionalexpress- und Regionalbahnlinien in den vergangenen
zehn Jahren war und welche Ausfallursachen jeweils vorlagen.

 * 

6. Temporäre Seitenstreifenfreigaben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welchen Beitrag temporäre Seitenstreifenfreigaben
nach Auffassung der Bundesregierung zur Kapazitätserweiterung von
Autobahnen leisten können, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10389) wissen. Gefragt wird auch, welcher Anteil der
Bundesautobahnen derzeit eine Streckenbeeinflussungsanlage besitzt,
die die Einrichtung einer temporären Seitenstreifenfreigabe
theoretisch zulassen würde.

 * 
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BILDUNG/943: Bundesregierung bleibt bei Weiterbildung auf halber Strecke stehen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juni 2019

BRANDENBURG: Bundesregierung bleibt bei Weiterbildung auf halber
Strecke stehen



Zur Nationalen Weiterbildungsstrategie erklärt der Sprecher für
Studium, berufliche Bildung und lebenslanges Lernen der FDP-Fraktion
Dr. Jens Brandenburg:

"Die Bundesregierung bleibt bei der Weiterbildung auf halber Strecke
stehen. Bundesarbeitsminister Heil und Bundesbildungsministerin
Karliczek präsentieren alten Wein in neuen Schläuchen und leider kaum
innovative Ideen. Es geht viel zu langsam voran. Die Ausweitung des
Aufstiegs-BAföG muss endlich umgesetzt werden, dazu braucht es keine
neuen Strategiepapiere. Mit einer Förderung nachgeholter Abschlüsse
ist es nicht getan. Um mehr Menschen einen Berufsabschluss zu
ermöglichen, müssen im Arbeitsleben bereits erworbene Kompetenzen
unbürokratisch anerkannt werden, wie es in der Schweiz bereits
möglich ist. Die Bildungszeiten und die Teilnahme an Weiterbildung
dürfen nicht am Einkommen scheitern. Die FDP-Fraktion fordert daher
ein Midlife-BAföG, das eine Weiterbildung in jedem Lebensalter
ermöglicht. So wird die Digitalisierung zur Chance für jeden."

 * 
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FINANZEN/2231: Deutschland braucht jetzt eine spürbare Entlastung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juni 2019

TONCAR: Deutschland braucht jetzt eine spürbare Entlastung



Zur Forderung des Vorsitzenden der Wirtschaftsweisen Christoph
Schmidt nach Steuersenkungen erklärt der finanzpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Erst letzte Woche hat die EU-Kommission Deutschland empfohlen, die
hohe Steuer- und Abgabenlast zu senken. Heute spricht sich der Chef
der Wirtschaftsweisen dafür aus. Das sind Forderungen von Experten,
die immer lauter werden. Deutschland braucht jetzt eine spürbare
Entlastung. Deshalb muss der Soli bis 2020 vollständig abgeschafft
und der Mittelstandsbauch zur Entlastung der Menschen mit mittleren
Einkommen abgeschmolzen werden. Zudem braucht unser Land eine
Unternehmenssteuerreform, um im internationalen Wettbewerb nicht
weiter zurückzufallen. Die Selbstbeschäftigung der Großen Koalition
darf nicht länger dazu führen, dass der Expertenrat übergangen wird.
Union und SPD müssen jetzt ein Entlastungspaket für Bürger und
Unternehmen schnüren. Es wäre absolut fahrlässig, wenn sie sich
darauf verlassen würden, dass die Steuermilliarden automatisch weiter
sprudeln. Es darf nicht erst zu einer Rezession kommen, damit die
Große Koalition endlich handelt."

 * 
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INNEN/4763: Deutschland braucht dringend ein Digitalministerium


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Juni 2019

SITTA: Deutschland braucht dringend ein Digitalministerium



Zur Forderung von Bundesverteidigungsministerin von der Leyen nach
einem Digitalministerium erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Endlich wacht die Union auf und öffnet sich der Einführung eines
Digitalministeriums. Denn statt dem aktuellen Kompetenzwirrwarr und
zusammenhanglosen Strategien braucht Deutschland dringend ein
Digitalministerium mit einem Konzept aus einem Guss. Um die
Mammutaufgabe der Digitalisierung zu stemmen, muss Schluss sein mit
der Silopolitik verteilt auf 14 Ministerien und 76 Abteilungen. Diese
hat nur Chaos zur Folge, vergleichbar mit dem unkoordinierten
Nebeneinander der Bauarbeiten am Berliner Flughafen BER oder eben der
Bundeswehr. Eine ähnliche Katastrophe droht auch bei der
Digitalisierung der Verwaltung. Mit einem kleinen Stab im Kanzleramt
und medienwirksam berufenen Räten kommt die Bundeskanzlerin nicht
voran. Ein Digitalministerium ist längst überfällig."

 * 
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WIRTSCHAFT/3058: Erlöse der 5G-Auktion müssen schnellstmöglich in Netzausbau fließen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Juni 2019

HÖFERLIN: Erlöse der 5G-Auktion müssen schnellstmöglich in
Netzausbau fließen



Zum Ende der Versteigerung der 5G-Frequenzen erklärt der
digitalpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Manuel Höferlin:

"Die 5G-Auktion hat auch wegen einem schlechten Auktionsdesign zu
lange gedauert. Jetzt ist es wichtig, dass die Erlöse
schnellstmöglich in den Netzausbau fließen, damit die vielen
Funklöcher geschlossen werden können. Zwar beteuert
Bundesfinanzminister Scholz, dass die Gelder ausschließlich in den
Digitalfonds fließen werden, doch bei der chaotischen Lage in der
Großen Koalition und den ausufernden Ausgabenwünschen der SPD, ist
dieses Versprechen mit Vorsicht zu genießen. Es könnte schon morgen
nicht mehr gelten. Das käme einem Verrat an der Zukunftsfähigkeit
unseres Landes gleich, würde die Digitalisierung weiter ausbremsen
und darf auf keinen Fall passieren. Die FDP-Fraktion hat einen
Vorschlag für ein effizientes und bürokratiearmes Auktionsdesign
gemacht. Die Bundesregierung wäre gut beraten, dieses bei einer
zweiten Auktionsrunde anzuwenden, so dass die Erlöse schneller für
den Ausbau frei gemacht werden können."

 * 
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HAMBURG/4787: Sozialpolitik bleibt die beste Justizpolitik (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Juni 2019

Sozialpolitik bleibt die beste Justizpolitik



Der Senat will die Staatsanwaltschaft um knapp 50 Stellen aufstocken -
in erster Linie zur stärkeren Verfolgung so genannter
Alltagskriminalität. "Insgesamt gehen die Straftaten zurück - aber die
Ermittlungsverfahren im Bereich der Alltagskriminalität nehmen zu. Das
hat mit der wachsenden sozialen Ungleichheit zu tun und damit, dass
mehr und mehr Menschen gezwungen sind, unter dem Existenzminimum zu
leben", erklärt Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Statt mehr Stellen und
mehr Verfolgung wäre ein ganzheitlicher Ansatz notwendig, der die
Ursachen für solche Entwicklungen evaluiert und erkannte Probleme mit
positiven Ansätzen überwindet. Und nach wie vor gilt: Eine gute
Sozialpolitik ist die beste Justizpolitik."

Dolzer fordert zudem, Bagatelldelikte wie etwa Schwarzfahren oder
Containern zu entkriminalisieren: "Das würde nicht nur die
Staatsanwaltschaften, sondern auch den Justizvollzug entlasten. Mit
der geplanten Stärkung der Staatsanwaltschaft doktert der Senat nur an
Symptomen herum, statt in gesellschaftlicher Verantwortung zum Wohle
aller Menschen zu handeln."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3338: Schattenstrukturen bei der Landespolizei (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. Juni 2019

Schattenstrukturen bei der Landespolizei



Der Innenausschuss des Landtages hat sich heute mit der Festnahme von
vier Angehörigen des SEK beschäftigt.

Der polizeipolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Manfred
Dachner bezeichnet die Vorgänge bei der Landespolizei als skandalös
und erklärt:

"Solch ein Verhalten fällt nicht vom Himmel. Es zeugt von einem
inneren Zerwürfnisses mit unserer Verfassung auf die die Beamten einst
einen Eid abgelegt haben. Wer über viele Jahre gemeinschaftlich
mutmaßlich schwere Straftaten begeht und die "Prepper-Szene"
unterstützt, hat verwirkt Angehöriger der Landespolizei zu sein.
Solche und ähnliche Vorkommnisse haben stets eine lange Geschichte.
Offenbar konnten sich neben festen Strukturen einer erfolgreichen
Landespolizei Schattenstrukturen aufbauen, die nicht unbemerkt
blieben, aber geduldet wurden. Dass einzelne Mitarbeiter des SEK
darüber hinaus zu solchen Straftaten fähig sind, schockiert mich nach
40 Jahren Dienstzeit zutiefst. Die fleißige und geachtete Arbeit der
Landespolizei wird durch dieses Handeln stark beschädigt."

Der justizpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Dirk
Friedriszik ergänzt:

"Seit vor zwei Jahren der Verdacht aufkam, dass Angehörige der
Landespolizei und die "Prepper-Szene" in enger Verbindung stehen, hat
meine Fraktion mehrfach eine lückenlose Aufklärung gefordert. Die
neuen Enthüllungen stärken nicht das Gefühl, diese Aufklärung sei
jetzt zum Ende gekommen. Ich fürchte, wir sehen immer noch nur die
Spitze des Eisberges. Dass eine interne Überprüfung der Strukturen zum
Erfolg führt, kann ich mir nicht vorstellen - zu sehr erinnert das an
den Fuchs, der den Hühnerstall reparieren soll. Wir wünschen uns
daher, dass eine unabhängige Kommission eingesetzt wird. Die soll die
Hintergründe der aktuellen Fälle klären und fragwürdige Netzwerke
innerhalb der Landespolizei aufdecken. Der Sumpf muss trocken gelegt
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3337: Trump will nicht Deutschland schützen, sondern seinen Profit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. Juni 2019

Trump will nicht Deutschland schützen, sondern seinen Profit



Der US-amerikanische Präsident hat sich erneut gegen das
Nordstream-2-Projekt ausgesprochen und mit Sanktionen gedroht.
Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Präsident Trump behauptet, die USA würden Deutschland beschützen und
die Deutschen würden sich dafür selbst zur Geisel Russlands machen.
Nun will der Prophet des "America first" also die Deutschen vor sich
selbst schützen und sei es mit der Gewalt wirtschaftlicher Sanktionen.
Das schlägt dem Fass den Boden aus. Deutschland ist eine souveräne
Nation und braucht sicher keine Belehrung durch einen Mann, der Mauern
zu seinen Nachbarn errichten will. Deutschland treibt die Energiewende
voran. Von wem wir in der Übergangszeit bis zum Ausstieg aus den
fossilen Energieträgern Erdgas beziehen, werden wir uns nicht
vorschreiben lassen. Die Drohungen des Herrn Trump sind der skurrile
Text zu seiner Werbekampagne für amerikanisches Flüssiggas. Dass die
erneuten Drohungen während eines Besuchs in Polen stattfinden, wo ein
Milliarden-Dollar-Deal für Flüssiggas unterzeichnet wurde,
unterstreicht noch die Dreistigkeit der Aussage. Ich erinnere daran,
dass Russland selbst in der unterkühltesten Phase des kalten Krieges
seine Partner vertragskonform mit Erdgas beliefert hat. Androhungen
von Sanktionen gab es von russischer Seite in dieser Sache nie."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3336: Windcluster soll Unternehmen im Land stärken und Arbeitsplätze schaffen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Juni 2019

Windcluster soll Unternehmen im Land stärken und Arbeitsplätze schaffen



Wie im Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen festgeschrieben,
soll in Mecklenburg-Vorpommern ein sogenanntes Windcluster etabliert
werden.

Ziel des Clusters ist es, weitere gut bezahlte Arbeitsplätze im Land
zu schaffen und die Wertschöpfungsketten vor Ort zu verbessern.
Außerdem sollen die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und
wissenschaftlichen Einrichtungen optimiert und Innovationen gezielt
gefördert werden.

Ein direktes Coaching und gezielte Informationsvermittlung sollen es
Unternehmen erleichtern, Zulieferer für die erneuerbaren Energien und
die Sektorenkopplung zu werden. Mit dem Aufbau eines solchen Clusters
wurden das Beratungsunternehmen PricewaterhouseCoopers (PWC) und als
Subunternehmer das Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und
Energiesystemtechnik, die Fraunhofer-Einrichtung für Großstrukturen in
der Produktionstechnik und das WindEnergy Network (WEN) beauftragt. Zu
den Chancen eines solchen Clusters berichtete Landesenergieminister
Christian Pegel mit Jochen Schulte, wirtschaftspolitischer Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion M-V sowie Heiko Stohlmeyer, Leiter des
Renewables-Team von PWC und Andree Iffländer, Vorsitzender des WEN,
heute, 12. Juni 2019, in Schwerin.

"Der Wirtschaftsstandort Mecklenburg-Vorpommern profitiert enorm von
der Windenergiebranche", sagt Landesenergieminister Christian Pegel.
Insgesamt seien in den vergangenen Jahren ca. 15.000 hoch
qualifizierte und gute bezahlte Arbeitsplätze entstanden, die direkt
mit der Windenergie in Verbindung stehen. Auch die Häfen und Werften
im Land konnten durch die Offshore-Windindustrie neue Geschäftsfelder
erschließen.

Jochen Schulte erklärt, dass es mit dem Aufbau des Windclusters nach
Vorbild des mitteldeutschen Automobilclusters darum gehe, den Anteil
einheimischer Vorleistungen in der Produktionskette moderner
Energieanlagen zu erhöhen: "Erneuerbare Energien bedeuten nicht nur
sauberen Strom. Sie bieten vielmehr die Chance, den Industrie- und
Wirtschaftsstandort M-V auch überregional zu stärken. In vielen Fällen
beziehen die im Land ansässigen Hersteller von Anlagen oder
Komponenten die Bauteile, die sie nicht selbst herstellen, von
Zulieferern außerhalb unseres Landes. Gestärkt durch ein solches
Cluster besteht für unsere Unternehmen mit ihren Produkten nicht nur
die Chance sich diesbezüglich noch besser zu positionieren. Vielmehr
können sich auch neue Markteintrittschancen außerhalb unseres Landes
für ihre Produkte ergeben", so der Landtagsabgeordnete. Im Bereich der
Elektrotechnik seien das zum Beispiel Schaltschränke und Batterien zur
Stromspeicherung. Für den erforderlichen Ausbau auf dem Gebiet der
Sektorenkoppelung wäre die Ansiedlung einer Elektrolyseurproduktion
ein hervorragendes Ergebnis.

"Da die Landesregierung die Energiewende nicht nur als
Klimaschutzprojekt, sondern auch als industriepolitische Chance
begriffen hat, wollen wir mit dem Windcluster an dieser Stelle
ansetzen: PWC soll daran arbeiten, Hersteller solcher Bauteile im Land
anzusiedeln bzw. hier ansässige Unternehmen dabei zu unterstützen,
ihre Produktpalette entsprechend zu erweitern", ergänzt Christian
Pegel.

"Im Rahmen unserer Arbeit werden wir die Wirtschafts- und
Industrielandschaft in und außerhalb von Mecklenburg-Vorpommern
intensiv durchleuchten und Unternehmen in unserem Land, die für die
Arbeit in der Branche in Frage kommen, identifizieren. Im Anschluss
sollen diese - auf die individuellen Bedürfnisse abgestimmt -
unterstützt werden, sei es durch Information, Beratungsgespräche,
Coachings oder Weiterbildungsmaßnahmen", fasst Heiko Stohlmeyer die
Aufgaben von PWC und den Subunternehmen beim Aufbau des Windclusters
zusammen.

Auch über den Anschub von Verbund- und Kooperationsprojekten sowie die
verstärkte Nutzung digitaler Instrumente und Methoden soll die
Position des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf dem Gebiet Windenergie
und in den anderen Erneuerbare-Energie-Sparten sowie im Bereich der
Sektorenkopplung gestärkt und ausgebaut werden. Dafür stellt das Land
für vier Jahre insgesamt ca. 2,2 Millionen Euro bereit.

Energieminister Pegel ist sicher: "Mithilfe des Clusters können wir
die Windenergiebranche zum struktur- und zukunftsbestimmenden
Industriezweig ausbauen, der noch mehr als bislang zum
Arbeitsplatzmotor unseres Bundeslandes avanciert."

Hintergrund

Die Koalitionsvereinbarung 2016 - 2021 sieht vor, ein
Windenergiecluster als Plattform für Markterschließung und Ansiedlung
weiterer Unternehmen, insbesondere auch Zuliefererfirmen, aufzubauen.
Die dafür erfolgte europaweite Ausschreibung der Leistungen begann im
Januar 2019 und konnte nun mit der Vergabe der Leistungen
abgeschlossen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3335: Es brodelt schon lange im rechtsextremen Untergrund (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Juni 2019

Es brodelt schon lange im rechtsextremen Untergrund



Anlässlich der Festnahme mehrerer Polizeibeamter des

Spezialeinsatzkommandos erklärt der Vorsitzende der

SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Laut Ermittlungslage sollen die Polizisten seit 2012 Munition
entwendet und an Angehörige der sogenannten "Prepper-Szene"
weitergeleitet haben. Damit scheint klar, dass wir es bei diesen
Kreisen nicht mit einem neuen Phänomen zu tun haben. Vielmehr brodelt
da schon lange etwas im Untergrund. Zu fragen ist allerdings, ob da
noch mehr schlummert, das wir zurzeit nur noch nicht sehen. Seit
langem frage ich um Beispiel nach den Zusammenhängen von
Nordkreuz-Chatgruppen, Reservistenverband, KSK-Elitesoldaten,
rechtsextremen Burschenschaften und Nähe zu politischen Parteien und
Gruppierungen. Ich appelliere an das Innenministerium und den
Verfassungsschutz, nicht in den Bemühungen nachzulassen und die
Ermittlungen in diese Richtung konsequent fortzusetzen. Die
Ermittlungen der Generalbundesanwaltschaft scheinen bisher zu
fruchten. Den Ermittlern ist daher besonders zu danken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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RHEINLAND-PFALZ/5168: Sexismus gehört ganz oben auf die politische und gesellschaftliche Agenda (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 13.06.2019

Sexismus gehört ganz oben auf die politische und gesellschaftliche
Agenda



Sexismus ist für Frauen über Altersgruppen, Berufsstände und
kulturelle Grenzen hinaus allgegenwärtig. Viele Frauen berichten über
verbale Belästigung bis hin zu sexueller Gewalt - alleine 2018 gab es
in Rheinland-Pfalz 1.928 registrierte Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung. Die Dunkelziffer dürfte um einiges höher sein, da
viele Opfer die Täter aus Scham oder Angst nicht anzeigen. Die GRÜNE
Landtagsfraktion hat dieses drängende Thema daher zur Aktuellen
Debatte im Plenum angemeldet. Dazu erklärt die frauenpolitische
Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler:

"Die #metoo-Debatte hat das Thema Sexismus mehr in den Fokus der
Öffentlichkeit gerückt. Mutige Botschafterinnen und Botschafter
beziehen seither noch deutlicher Stellung und fordern dringend
notwendige gesellschaftliche Veränderungen. Wir in der Politik wollen
und müssen diesen Mut und dieses Engagement unterstützen. Wir müssen
genau hinschauen und im besonderen Maße dazu beitragen, dem Sexismus
jegliche Grundlage zu entziehen. Umso wichtiger sind Vorstöße wie der
von Frauenministerin Anne Spiegel, die mit ihrer
LAUT♀STARK-Kampagne die Kultur des Schweigens bricht und
Sexismus als das benennt, was er ist: ein nicht hinnehmbares,
gesamtgesellschaftliches Problem.

Auch die Beschlüsse der Gleichstellungs- und
Frauenministerinnen-Konferenz (GFMK) machen den großen Handlungsbedarf
beim Kampf gegen Sexismus deutlich. Dort wurden unter anderem die
ungleichen Machtstrukturen zwischen Männern und Frauen thematisiert,
die Sexismus am Arbeitsplatz zu einem strukturellen Problem machen.
Die Landesregierung hat bereits damit begonnen, konkrete Maßnahmen
gegen Sexismus am Arbeitsplatz innerhalb der Landesverwaltung
umzusetzen. Dazu gehören Fortbildungsangebote für Führungskräfte und
Personalverantwortliche sowie eine externe Beratungsstelle für
Sexismusopfer.

Wir brauchen dringend weitere Projekte wie die
LAUT♀STARK-Kampagne des Frauenministeriums, um den Menschen zu
zeigen, dass Sexismus kein unveränderlicher Missstand ist, sondern
dass wir alle gemeinsam etwas zum Besseren bewegen können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5167: Landtag diskutiert über stärkere Einbindung von Jugendlichen (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.06.2019

Die CDU muss Farbe bekennen

Landtag diskutiert über stärkere Einbindung von Jugendlichen



Auf Antrag der FDP-Fraktion hat der rheinland-pfälzische Landtag
heute, am 12. Juni 2019, über eine stärkere Einbindung junger Menschen
in politische Entscheidungen diskutiert. Dazu sagt die Vorsitzende der
FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Bereits vor den zurückliegenden Wahlen am 26. Mai haben wir im
Landtag die Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahren
beantragt. Gescheitert ist dieses Vorhaben an der Ablehnung der
CDU-Fraktion.

Drei Tage nach der Wahl hat der CDU-Fraktionsvorsitzende Christian
Baldauf dann einräumen müssen, den politischen Gestaltungswillen
junger Menschen unterschätzt zu haben. Nun reichen wir der CDU erneut
die Hand und wollen sie an ihren eigenen Worten messen. Gerne sind wir
bereit, die von uns vorgeschlagene Initiative zur Absenkung des
Wahlalters gemeinsam mit den Stimmen der CDU direkt in der nächsten
Sitzung des Landtages beschließen. Es ist Zeit, Farbe zu bekennen und
jungen Menschen in Rheinland-Pfalz mehr Gestaltungsmöglichkeiten zu
geben.

Wir werden sehr genau hinschauen, ob die Worte des
CDU-Fraktionsvorsitzenden nur fünf Minuten Reue nach einer
Wahlniederlage waren oder es der Christdemokratie mit einem Umdenken
in der Jugendpolitik wirklich ernst meint."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de
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AGRAR/279: Bundesverwaltungsgericht zum Kükenschreddern - Armutszeugnis für Landwirtschaftsministerium


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Bundesverwaltungsgericht zum Kükenschreddern - Armutszeugnis für Landwirtschaftsministerium



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher;

Susanne Mittag, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion hält nach der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts zur vorübergehenden Fortsetzung des
Kükenschredderns den Druck auf das Bundeslandwirtschaftsministerium
aufrecht.

"Die Frage, die das Gericht zu klären hatte, war im Grunde, ob es
bereits praxistaugliche Alternativen zur Kükentötung gibt. Offenbar
sah das Gericht den aktuellen Stand als noch nicht ausreichend an,
auch wenn es in näherer Zukunft damit rechnet, dass eine
Geschlechtsbestimmung im Ei möglich sein wird. Das ist ein
Armutszeugnis für die bisherigen Bemühungen des
Bundeslandwirtschaftsministeriums, entsprechende Verfahren auf den Weg
zu bringen, zumal selbstgesetzte Fristen immer wieder verschoben
wurden.

Es ist endlich an der Zeit, dass dieser langanhaltende
Tierschutzverstoß der Vergangenheit angehören soll, zumal dies sowohl
im Koalitionsvertrag als auch in einem ergänzenden
Entschließungsantrag seitens der SPD gefordert und vereinbart wurde.

Die SPD-Bundestagsfraktion ist nicht bereit, eine erneute zeitliche
Verschiebung zu dulden, nur weil Brütereien sich nicht schnell genug
auf ein Ende des Kükenschredderns eingestellt haben. Wir brauchen
einen konkreten Zeitpunkt und Vorgaben von der
Bundeslandwirtschaftsministerin, wie genau der Umstellungsprozess
gestaltet werden soll. Nur so können sich große und kleine Brütereien
darauf einstellen. Die Technik sowie alternative Haltungsmethoden gibt
es bereits. Sie müssen nun auch genutzt werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AFRIKA/1445: Studie - Demografische Vorreiter, wie sinkende Kinderzahlen Entwicklung beschleunigen (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 12.06.2019

Neue Studie: 

Afrikas demografische Vorreiter. Wie sinkende Kinderzahlen
Entwicklung beschleunigen.



Nirgendwo sonst auf der Welt wächst die Bevölkerung so rasch wie in
Afrika - bis 2050 wird sie sich fast verdoppeln. Die Versorgung der
Menschen mit Nahrungsmitteln, Gesundheits- und Bildungsdienstleistungen
sowie die Schaffung ausreichender Arbeitsplätze überfordert viele Staaten
Afrikas schon heute. Doch einige regionale Vorreiterstaaten zeigen, wie
eine umsichtige Demografiepolitik zu sinkenden Kinderzahlen beitragen kann
und welche Faktoren dabei entscheidend sind.

Afrikas starkes Bevölkerungswachstum stellt eine enorme Herausforderung
für den Kontinent dar. Die anhaltend hohen Kinderzahlen machen es
zunehmend schwerer, die nachwachsenden Generationen mit dem Nötigsten zu
versorgen. Derzeit können über 37 Millionen Grundschulkinder in Afrika
nicht zur Schule gehen und mit jedem Jahr erreichen weitere 5 Millionen
Kinder das Alter, in dem sie eingeschult werden sollten. Selbst wenn sie
eine Schule abschließen können, wartet schon die nächste Hürde: Jährlich
wächst die Gruppe der jungen Erwerbsfähigen zwischen 15 und 35 Jahren um
zehn bis zwölf Millionen, während im gleichen Zeitraum auf dem gesamten
Kontinent nur etwa drei Millionen formale Arbeitsplätze neu entstehen.

Dies zeigt, dass die meisten afrikanischen Staaten in einem
Problemkreislauf aus hohem Bevölkerungswachstum und anhaltender Armut
stecken. Um ihm zu entkommen, müssten zunächst einmal die Kinderzahlen
sinken. Dann würde sich zum einen der Versorgungsdruck verringern und zum
anderen die Altersstruktur der Bevölkerung wandeln. Denn weniger Nachwuchs
bedeutet, dass die letzten geburtenstarken Jahrgänge ins Erwerbsalter
hineinwachsen und der Wirtschaft überproportional viele potenzielle
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, die nur wenige Kinder und Senioren zu
versorgen haben. Dieser "demografische Bonus" lässt sich in einen
Entwicklungsschub verwandeln, wenn die jungen Menschen auch eine
Beschäftigung finden. In den asiatischen Tigerstaaten hat sich dadurch
eine Dynamik entfaltet, die breiten Teilen der Bevölkerung zu einem
höheren Lebensstandard verholfen hat. Sie haben eine "demografische
Dividende" eingefahren.

Die meisten Länder Afrikas sind von der Altersstruktur eines
demografischen Bonus noch weit entfernt. Doch einige weisen bereits
niedrige Geburtenziffern auf, während andere aktuell einen raschen
Rückgang der Kinderzahlen erleben. Die Studie "Afrikas demografische
Vorreiter. Wie sinkende Kinderzahlen Entwicklung beschleunigen" untersucht
sieben dieser Vorreiter und erklärt, welche Umstände dort direkt oder
indirekt zu sinkenden Kinderzahlen beigetragen haben. Die Erfahrungen aus
Tunesien, Marokko, Botsuana, Ghana, Kenia, Äthiopien und Senegal zeigen:
Kinderzahlen gehen zurück, wenn es Staaten gelingt, ein wirkungsvolles
Gesamtkonzept zu entwickeln, das zu Fortschritten in den Bereichen
Bildung, Gesundheit und bei der Schaffung von Arbeitsplätzen führt. Auch
ein besserer Zugang zu Familienplanungsmethoden und mehr
Gleichberechtigung von Frauen und Männern gehören zu diesem Gesamtpaket.

Für jene Länder Afrikas, die in ihrer demografischen Entwicklung weniger
weit fortgeschritten sind, bieten die Erfahrungen dieser Vorreiter
wichtige Lehren für eigene bevölkerungspolitische Maßnahmen. Sie können
daraus ableiten, wie sich die demografische Zukunft ihrer Länder steuern
lässt, und die Weichen für einen sozioökonomischen Aufstieg stellen. Die
internationale Staatengemeinschaft sollte sie gezielt dabei unterstützen,
Fortschritte in den genannten Kernentwicklungsbereichen Gesundheit,
Bildung und Arbeitsplätze zu erzielen, um damit die Wirtschaft zu
befördern und die Geburtenziffern sinken zu lassen.

Zudem gilt es die Thematik des Bevölkerungswachstums stärker ins Zentrum
der außen- und entwicklungspolitischen Debatten zu rücken. "Wie viele
Kinder sich die Menschen wünschen und bekommen ist ein sensibles und sehr
privates Thema", sagt Reiner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts.
"Aber es wird zu einem gesamtgesellschaftlichen und politischen Thema,
wenn dadurch die Entwicklung ganzer Staaten beeinflusst wird. Es
auszublenden hilft keinem der Beteiligten, vor allem nicht den betroffenen
Ländern selbst."

Die Studie rät dazu, offen, klar und pragmatisch über die
Herausforderungen eines hohen Bevölkerungswachstums zu diskutieren, um
dann nach Mitteln und Möglichkeiten zu suchen es demokratisch und
menschenwürdig zu reduzieren. Dies ist die Grundlage dafür, dass sich die
Lebensbedingungen in den betroffenen Staaten verbessern können. Auch
Deutschland sollte dazu beitragen, sachliche Diskussionen darüber auf
internationalem Parkett salonfähig zu machen.


Die Studie steht Ihnen kostenlos als PDF zur Verfügung unter:

http://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/afrikas-demografische-vorreiter

Das Berlin-Institut dankt dem Auswärtigen Amt für die Finanzierung des
Projekts. Für den Inhalt der Studie trägt das Berlin-Institut die
alleinige Verantwortung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERUF/1924: Ab in eine Grüne Zukunft! (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Ab in eine Grüne Zukunft!

Relaunch von Bauernverbands-Webseite www.krassgruen.de geht online



Grüne Berufe entdecken, ein Praktikum finden oder ein Stipendium
beantragen - auf der neuen DBV-Webseite www.krassgruen.de des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) dreht sich alles um die Aus- und
Weiterbildung im grünen Bereich.

"Wenn man an eine Ausbildung in der Landwirtschaft denkt, gibt es
viele Klischees - körperlich anstrengend, weder modern noch
intellektuell herausfordernd", weiß DBV-Generalsekretär Bernhard
Krüsken. Diese Vorstellungen würden, so Krüsken, der Vielfalt und der
Entwicklungskraft der "14 Grünen Berufe" in der Landwirtschaft
keinesfalls gerecht. Der Generalsekretär wörtlich: "Zur Alltagswelt
der Landwirtschaft gehört längst der Einsatz von Tablets, Drohnen,
digitalen Anwendungsmöglichkeiten oder onlinebasierten
Dokumentationen. Unter dem Motto "KrassGrüne Berufe - immer eine Idee
voraus" zeigt die Webseite, Landwirtschaft ist heute modern und
zukunftsgewandt und bietet hervorragende Perspektiven für junge
Menschen."

Auf der neuen Webseite www.krassgruen.de bündelt der DBV alle
Informationsangebote für die Jugend. Drei junge Protogonisten,
Mathias, Saodat und Janne, führen die User durch die Webseite und
helfen jungen Menschen, sich über die 14 Grünen Ausbildungsberufe zu
informieren, ein Praktikum im Ausland zu finden und die Weiterbildungs-
 und Aufstiegsmöglichkeiten zu entdecken.

"Man muss sich trauen und über seinen Schatten springen, um einige
Zeit weit weg von zu Hause zu verbringen. Es war die beste Erfahrung,
die ich in meinem Leben bisher gemacht habe", so Maximilian Mattis aus
Niederbayern, der ein Auslandspraktikum in Australien über den DBV
absolviert hat. Auf ihren grünen Beruf stehen viele weitere Azubis,
die auf der neuen Webseite www.krassgruen.de zu Wort kommen und
Einblicke in ihren Berufsalltag bieten. Eine junge Landwirtin erklärt
in ihrem Blog "Jung.Weiblich.Landwirtin", weshalb sie sich für genau
die Ausbildung entschieden hat, die einen Frauenanteil von 15 Prozent
hat - Tendenz steigend. Angehende Tierwirte erläutern, warum für ihren
Beruf Tierliebe alleine nicht ausreicht: "Als Tierwirte sind wir
Unternehmer und müssen zusehen, wie wir unsere Produkte am besten
vermarkten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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GEWERKSCHAFT/312: "Fachhochschulen aufwerten, Lehrverpflichtung senken!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 13. Juni 2019

GEW: "Fachhochschulen aufwerten, Lehrverpflichtung senken!"

Bildungsgewerkschaft zum 50-jährigen Jubiläum der Fachhochschulen und
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften



Frankfurt a.M./Lübeck - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
hat sich für eine Aufwertung der Fachhochschulen (FHn) und Hochschulen für
Angewandte Wissenschaften (HAW) ausgesprochen und in diesem Zusammenhang
gefordert, die Lehrverpflichtung der Hochschullehrerinnen und -lehrer zu
reduzieren. "50 Jahre nach Gründung der ersten Fachhochschulen nehmen diese
heute vielfältige und anspruchsvolle Aufgaben im deutschen Hochschulsystem
wahr. Über die Ausbildung der Studierenden hinaus engagieren sie sich in
der angewandten Forschung, der Fort- und Weiterbildung, im Wissenstransfer
sowie zunehmend auch in der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses.
Es ist daher nicht nachzuvollziehen, dass Fachhochschullehrerinnen und 
-lehrer die doppelte Lehrverpflichtung haben wie ihre Kolleginnen und
Kollegen an Universitäten: Höchste Zeit, die Lehrverpflichtung von derzeit
18 auf zwölf Semesterwochenstunden zu senken", sagte Andreas Keller,
stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und
Forschung, aus Anlass des 50-jährigen Jubiläums der FHn und HAW.

Keller betonte, dass die Reduzierung der Lehrverpflichtung nur ein Baustein
in einem umfassenden Reformkonzept sei, das die Bildungsgewerkschaft zur
Aufwertung der FHn und HAW für erforderlich hält. "Darüber hinaus brauchen
wir einen zügigen Auf- und Ausbau des akademischen Mittelbaus neben den
FH-Professuren. Die FHn und HAW dürfen aber nicht den Fehler der Unis
kopieren und vor allem befristete Beschäftigungsverhältnisse etablieren.
Sie brauchen eine aufgabenadäquate Personalstruktur, die Dauerstellen für
Daueraufgaben in Lehre und Forschung vorsieht." Weiter müssten
FH-Abschlüsse endlich mit Universitätsabschlüssen gleichstellt werden,
betonte Keller. "Sowohl FHn und HAW als auch Unis bieten heute Bachelor-
wie Masterstudiengänge an, deren Abschlüsse dem gleichen
Qualifikationsniveau entsprechen. Ein FH-Bachelor muss daher den Zugang zu
Masterstudiengängen an Unis, ein FH-Master den Zugang zur Promotion
eröffnen. Arbeitgeber - private Unternehmen ebenso wie der öffentliche
Dienst - müssen FH-Absolventinnen und -absolventen die gleichen
Karrierewege und Verdienstmöglichkeiten eröffnen wie Menschen mit
Uni-Abschluss", mahnte der GEW-Vize.


Info: 1969 wurden in Flensburg, Kiel und Lübeck die ersten
Fachhochschulen gegründet. Heute ist bundesweit über eine Million
Studierende an einer FH oder HAW eingeschrieben. Unter der Schirmherrschaft
des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier und mit einem Grußwort der
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja Karliczek (CDU), feiert
der "Bad Wiesseer Kreis" der Fachhochschulen in der
Hochschulrektorenkonferenz heute in Lübeck das 50-jährige Jubiläum der FHs
und HAWs. GEW-Vize Andreas Keller nimmt als Gast an der Festveranstaltung
teil.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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FORSCHUNG/1205: Softdrinks - Zeig mir die Ampel (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 12.06.2019

Softdrinks: Zeig mir die Ampel

Was kann den Süßgetränkekonsum eindämmen? Münchner Wissenschaftler zeigen,
welche Formen der Prävention nachweislich wirksam sind.



Die Supermarktregale sind voll davon, Softdrinks (Süßgetränke) dominieren
weltweit den Getränkekonsum. Dabei gelten Süßgetränke nicht nur als eine
der wesentlichen Ursachen für die weltweite Zunahme von Adipositas
(starkem Übergewicht), sondern sie erhöhen auch das Risiko für Diabetes
(Zuckerkrankheit), Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Karies. Die
Weltgesundheitsorganisation hat deshalb Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft dazu aufgefordert, Präventionsmaßnahmen umzusetzen, um die
Wahl gesünderer Getränke zu unterstützen.

Doch welche Formen der Prävention sind erfolgversprechend?
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von LMU und Technischer
Universität München (TUM) sind in Zusammenarbeit mit dem Cochrane-Netzwerk
dieser Frage nachgegangen. Sie haben untersucht, für welche Maßnahmen es
verlässliche wissenschaftliche Belege gibt, dass sie den
bevölkerungsweiten Softdrinkkonsum reduzieren. Sie haben sich dabei auf
die Verhältnisprävention konzentriert, also Maßnahmen, die an den
Umgebungsfaktoren und den Lebens- und Arbeitsbedingungen von Menschen
ansetzen. Zu den Süßgetränken beziehungsweise Softdrinks zählen alle
Getränke mit zugesetztem Zucker wie zum Beispiel Cola-Getränke, Limonaden,
Energy Drinks und gesüßte Eistees.

Die Autoren sichteten mehr als 10.000 wissenschaftliche
Veröffentlichungen, und identifizierten so 58 Studien, die vorab
definierten Qualitätskriterien entsprachen. Diese 58 Studien wurden in 14
verschiedenen Ländern durchgeführt, und hatten zusammen genommen mehr als
eine Million Kinder, Jugendliche und Erwachsene als Teilnehmer.

Das Review ergab, dass es zu einer Reihe von Ansätzen wissenschaftliche
Belege gibt, dass sie den Süßgetränkekonsum reduzieren. Hierzu zählen
unter anderen:


	Einfach verständliche Lebensmittelkennzeichnungen, etwa mit Hilfe einer Farbcodierung nach dem Ampelprinzip

	Preiserhöhungen auf Softdrinks in Restaurants, Läden und Freizeiteinrichtungen

	Verringerung des Angebots von Softdrinks in Schulen

	Kindermenüs in Restaurantketten, die standardmäßig statt eines Softdrinks ein gesünderes Getränk enthalten

	Die bessere Platzierung und Vermarktung von gesünderen Getränken in Supermärkten

	Lokale Gesundheitskampagnen mit einem Fokus auf Softdrinks

	Die Bereitstellung von alternativen Getränken im Haushalt beziehungsweise zuhause



Einige der Maßnahmen mögen naheliegend erscheinen, doch fehlte bislang
eine umfassende Übersicht dazu, welche Maßnahmen nachweislich wirksam
sind, so die Forscher.

"Die Ergebnisse dieser Übersichtsarbeit sind relevant für die Politik in
Deutschland", sagt der Erstautor des Reviews, Peter von Philipsborn,
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Medizinische
Informationsverarbeitung, Biometrie, und Epidemiologie (IBE) und der
Pettenkofer School of Public Health der LMU. "Die Bundesregierung arbeitet
zum Beispiel derzeit an einem Konzept für die Kennzeichnung des
Nährwertgehalts von Lebensmitteln und Getränken. Auch fordern die Deutsche
Gesellschaft für Ernährung und Ärzteverbände wie die Deutsche Allianz
Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) schon lange, dass in Schulen keine
Süßgetränke angeboten werden sollten. Leider sind wir hiervon in
Deutschland noch weit entfernt."

"Der Review stellt die wesentlichen Bausteine einer umfassenden Strategie
heraus, mit der sich der Süßgetränkekonsum in der Bevölkerung senken
ließe", sagt Autorin Professor Eva Rehfuess, die den Lehrstuhl für Public
Health und Versorgungsforschung am IBE leitet. "Die Häufigkeit von
Adipositas und Diabetes mellitus steigt weltweit kontinuierlich an",
ergänzt Prof. Dr. Hans Hauner, Inhaber des Lehrstuhls für
Ernährungsmedizin an der TUM. "Dieser Trend wird sich nicht ohne
umfassende und gezielte Anstrengungen umdrehen lassen. Regierungen und
Unternehmen müssen ihren Teil dazu beitragen, dass auch beim
Getränkekonsum die gesunde Wahl zur einfachen Wahl wird."


Originalpublikation:

von Philipsborn P, Stratil JM, Burns J, Busert LK, Pfadenhauer LM, Polus
S, Holzapfel C, Hauner H, Rehfuess E. Environmental interventions to
reduce the consumption of sugar-sweetened beverages and their effects on
health. Cochrane Database of Systematic Reviews 2019, Issue 6. Art. No.:
CD012292.

Online: www.cochranelibrary.com/cdsr/doi/10.1002/14651858.CD012292

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 12.06.2019
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MELDUNG/663: Klöckner - Kükentöten ist ethisch nicht vertretbar (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 122 vom 13. Juni 2019

Klöckner: Kükentöten ist ethisch nicht vertretbar

Statement der Bundesministerin Julia Klöckner zum heutigen Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts zum Kükentöten



Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Meine Position zum
Kükentöten ist schon lange klar: Ethisch ist es nicht vertretbar, diese
Praxis muss so schnell wie möglich beendet werden. Mit insgesamt über acht
Millionen Euro fördere ich mit meinem Ministerium daher mehrere Verfahren
und Initiativen, die das zukünftig überflüssig machen. Dazu zählt die
Aufzucht und Haltung männlicher Küken aus Legelinien, so genannte
'Bruderhähne' oder 'Zweinutzungshühner', die wir voranbringen. Sie sind auf
dem Markt, der Verbraucher hat bereits heute die Wahl.

Ein Durchbruch ist vergangenes Jahr zudem mit einem Verfahren zur
Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei gelungen - weibliche Küken werden hier
ausgebrütet, männliche nicht. Mit fünf Millionen Euro haben wir die
Entwicklung gefördert, in der Praxis kommt es bereits zur Anwendung. Es ist
auf dem Weg zur Serienreife, wird den Brütereien bald flächendeckend zur
Verfügung stehen.

Alternativen stehen also zur Verfügung. Sie müssen aber auch rasch
angewendet werden, um das Kükentöten schnellstmöglich zu beenden. Verbände
und Unternehmen nehme ich hier in die Pflicht, habe die klare Erwartungen
an sie, tätig zu werden. Mit Vertretern der Wissenschaft werde ich sie
daher zeitnah an einen runden Tisch zusammenholen.

Miteinbezogen werden müssen aber auch die Verbraucherinnen und Verbraucher.
Mit ihrer Kaufentscheidung haben sie es letztlich mit in der Hand, ob sich
innovative Verfahren durchsetzen oder immer mehr Eier importiert werden."

Ergänzende Informationen:

Zu den unterschiedlichen Verfahren der Geschlechterbestimmung im Ei:

• Wie bereits geschrieben, ist das endokrinologische Verfahren zur
Geschlechterbestimmung im Ei bereits im Einsatz und auf dem Weg zur
Serienreife. Hierbei werden die Eier etwa neun Tage lang bebrütet. Dann
wird von jedem Ei etwas Flüssigkeit gewonnen, ohne dass das Ei-Innere
berührt wird. An diesen Proben wird das Geschlecht mit einem
biotechnologischen Nachweisverfahren innerhalb kurzer Zeit bestimmt. Nach
unserer Kenntnis schlüpfen mit Hilfe dieses Verfahrens derzeit 30.000
Gebrauchslegeküken pro Woche.

• Eine weitere Möglichkeit ist das spektroskopischen Verfahren. Hier
werden die Eier etwa vier Tage lang bebrütet. Dann wird ein spezieller
Lichtstrahl in das Ei-Innere geschickt. Das Geschlecht wird durch eine
Analyse des reflektierten Lichts bestimmt. Auf Grundlage der BMEL-Förderung
verfolgt das Unternehmen Agri Advanced Technologies GmbH (AAT) nach eigenen
Angaben das Ziel, das spektroskopische Verfahren serienreif zu machen.

• Daneben fördern wir als Ministerium auch weitere Alternativen, um
das Töten männlicher Küken zu vermeiden, wie die Haltung so genannter
'Zweinutzungshühner'. Hierbei werden die Hennen zur Eierproduktion genutzt
und die Hähne gemästet. Hennen dieser Rassen legen weniger und teilweise
kleinere Eier als konventionelle Legehennen. Zudem wachsen Hähne aus
Zweinutzungsrassen langsamer und weisen einen kleineren Brustmuskel auf
als konventionelle Masthühner. Unter anderem aus diesen Gründen hat sich
diese Alternative am Markt noch nicht durchgesetzt, auch nicht beim
Verbraucher. In einem vom unserem Ministerium geförderten Verbundprojekt
haben wir nun verschiedene Aspekte der Haltung von Zweinutzungshühnern
gemeinsam mit wissenschaftlichen Einrichtungen und Wirtschaftsunternehmen
untersucht. Die Projektlaufzeit endete am 31. März 2019. Die erhobenen
Daten und Ergebnisse werden derzeit verarbeitet und ausgewertet.

• Eine weitere mögliche Alternative ist die Aufzucht der männlichen
Küken von Legelinien, was im Rahmen diverser Bruderhahn-Initiativen
praktiziert wird. Bei solchen Initiativen werden die männlichen Küken
aufgezogen und gemästet, das Fleisch wird weiter verarbeitet. Derzeit
beliefern diese Bruderhahn-Initiativen in erster Linie den ökologischen
Markt.

Für die Entwicklung weiterer Alternativen zum Töten von männlichen
Küken aus Legelinien wie 'Bruderhähne' und 'Zweinutzungshühner' hat
unser Ministerium rund 2 Millionen Euro bereitgestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 122 vom 13. Juni 2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn
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ASYL/1384: Flüchtlingsrechte sind nicht verhandelbar! (Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 13. Juni 2019

Flüchtlingsrechte sind nicht verhandelbar!

Zur Innenministerkonferenz:


Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, Pro Asyl und Jugendliche ohne
Grenzen warnen bei Landespressekonferenz in Kiel vor einem Abbau
menschenrechtlicher Standards und vor Abschiebungen in Kriegsländer



Anlässlich der vom 12. bis 14 Juni in Kiel und Rendsburg unter dem Vorsitz
Schleswig-Holsteins stattfindenden Innenministerkonferenz fordern
Nichtregierungsorganisationen die Bundesländer zur Ablehnung des am 7. Juni
2019 beschlossenen, vom Bund euphemistisch "Geordnete-Rückkehr-Gesetz"
bezeichneten Gesetzes auf. Sie fordern von den Bundesländern, sich auch im
eigenen Interesse gegen die Entrechtung von Geflüchteten und ihren
Unterstützerinnen sowie die dadurch entstehenden Mehrbelastungen der Länder
zu wehren und ihre Handlungsspielräume sowohl im Bundesrat als auch auf
landesgesetzlicher Ebene auszuschöpfen.

Die vom Bund mit dem aktuellen Migrationspaket betriebene Verschärfung
allermöglichen flüchtlingsspezifischen Rechtslagen wird von den drei
Nichtregierungsorganisationen scharf kritisiert. Mit sozialer Ausgrenzung,
dem Vorenthalten von Arbeitserlaubnissen und finanziellen Leistungen sollen
in Deutschland lebende Schutzsuchende zermürbt und andere abgeschreckt
werden.

Durch das in der letzten Woche im Bundestag beschlossene Gesetzespaket
werden die Chancen auf eine nachhaltige Integration für Geflüchtete
weitgehend konterkariert. Im sogenannten "Geordnete-Rückkehr-Gesetz" werden
unter anderem die Arbeitsverbote für Asylsuchende durch eine längere
Wohnpflicht in Erstaufnahmeeinrichtungen erheblich ausgeweitet. Ein langer
Katalog von Gründen, die rechtfertigen sollen, Geflüchtete in
Abschiebungshaft zu nehmen, machen die Inhaftierung von Menschen zum
politischen Programm.

"Der Geist des Gesetzespakets ist zutiefst inhuman und seine Regelungen
sind an mehreren Stellen mit unserer Verfassung kaum vereinbar", beklagt
Andrea Kothen von PRO ASYL bei der Landespressekonferenz in Kiel. "Wir
fordern den Bundesrat auf, dieses Gesetz klar abzulehnen. Denn die
finanziellen Folgen der Arbeitsverbote, verweigerter Integration, teurer
Großlager und massenhafter Inhaftierung werden vor allem die Länder tragen
müssen. Die sozialen Folgen der Ausgrenzungspolitik müssen viele der einst
willkommen geheißenen Flüchtlinge tragen - letzten Endes schaden wir uns
allen".

Jugendliche Geflüchtete protestieren in Kiel gegen das Gesetzespaket. Zuhra
Hassanzanda von Jugendliche ohne Grenzen (JoG) beschreibt die ganz
konkreten Konsequenzen der momentan betriebenen Gesetzesverschärfungen:
"Seit Freitag habe ich wieder richtig Angst, wegen der neuen Gesetze. Sie
können sich nicht vorstellen, wie es ist Angst zu haben, in ein
gefährliches Land zurück zu müssen. Es gibt Jungen und Mädchen, die werden
richtig krank dadurch, viele können sich nicht mehr konzentrieren in der
Schule und schlafen sehr schlecht. Nicht nur junge Menschen aus Afghanistan
- auch die Jugendlichen aus Syrien, Eritrea, Somalia und vielen anderen
Ländern haben jetzt Angst. Wir fordern von den Innenministern, dass wir in
Deutschland in Sicherheit leben können und ohne Angst zur Schule und in die
Ausbildung gehen können."

"Die Länder müssen dafür sorgen, dass sie ihre Handlungs- und
Ermessensspielräume in diesem Kontext weit auslegen und Menschen, die aller
Voraussicht nach lange bleiben werden, Perspektiven bieten", mahnt Martin
Link, Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein.

Die Organisationen fordern die Bundesländer auch auf, sich der vom Bund
geforderten Ausweitung von Abschiebungen nach Afghanistan zu widersetzen.
"Sichere Gebiete in Afghanistan gibt es nicht", stellt Link hierzu klar.
Nirgends gibt es mehr Kriegstote. "Anstatt geflüchtete Afghan*innen
abzuschieben, sollte afghanischen Asylbewerber*innen generell zumindest
subsidiärer Schutz gewährt werden", so Link weiter.

Auch Rücküberstellungen von sogenannten Dublin-Fällen in verschiedene
EU-Mitgliedsstaaten wie Griechenland und Italien sind nicht zumutbar. "Hier
erhalten Geflüchtete häufig weder ein faires Asylverfahren noch soziale
oder medizinische Versorgung. Sie sind in großen Lagern interniert oder
werden obdachlos und damit zum Spielball von organisierter Kriminalität",
beschreibt Kothen die Folgen fehlender Solidarität im europäischen
Asylsystem.

Die Nichtregierungsorganisationen warnen darüber hinaus vor der schärfer
werdenden Stimmungsmache gegen ihre Arbeit. Diese korrespondiere mit
zunehmenden Ermittlungsverfahren gegen Kirchenasyl gebende Gemeinden, einer
Kriminalisierung von Landesflüchtlingsräten und einer Rechtsprechung des
Bundesfinanzgerichtshofs, die politische Tätigkeit von gemeinnützigen
Vereinen in Frage stellt. "Es belegt eine tiefgreifende Krise des
demokratischen Systems, wenn die politische Klasse konzertiert Front macht
gegen zivile und bürgerschaftliche, in der Flüchtlingshilfe engagierte
Initiativen und Organisationen", mahnte Link.



Auf Initiative des Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein und des
IMK-Vorsitzlandes Schleswig-Holstein hat am 11. Juni 2019 bereits ein
Runder Tisch mit Organisationen der Zivilgesellschaft stattgefunden. Dort
haben 20 Expert*innen und Vertreter*innen der Kirchen, Gewerkschaften,
Wohlfahrtsverbände, Selbstorganisationen sowie Menschenrechts- und
Flüchtlingsorganisationen Gelegenheit Handlungsbedarfe an die tagenden
Innenminister aus Bund und Ländern herangetragen. Ein Reader zum "Runden
Tisch des Vorsitzenden der Innenministerkonferenz mit
flüchtlingspolitischen Fachorganisationen der Zivilgesellschaft 2019" ist
online herunterzuladen: 

https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/Aktuelles/Reader-IMK-2019-20190610.pdf

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.
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MILITÄR/958: Osteuropas Manöver-Hochsaison (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 13. Juni 2019

german-foreign-policy.com

Osteuropas Manöver-Hochsaison



KIEL/BERLIN - Mit dem NATO-Manöver BALTOPS ("Baltic Operations"), dem
größten Ostsee-Marinemanöver dieses Jahres, erreicht die Saison der gegen
Russland gerichteten Kriegsübungen des westlichen Bündnisses einen
Höhepunkt. An BALTOPS nehmen 55 Kriegsschiffe und 8.600 Soldaten auch aus
Deutschland teil; als sie zu Wochenbeginn aus Kiel aufbrachen, da hieß es,
es handele sich um "die größte Ansammlung von Marineeinheiten in einem
deutschen Hafen seit dem Ende des Kalten Kriegs". Parallel geht das Manöver
"Noble Jump" zu Ende, an dem rund 2.500 deutsche Soldaten beteiligt waren;
Ziel war es, die Reaktionsfähigkeit der aktuell von der Bundeswehr
geführten NATO-"Speerspitze" zu testen und ihre Verlegefähigkeit in
Richtung Osten zu optimieren. In Polen findet darüber hinaus mit "Tobruq
Legacy" eine der größten Übungen in bodengebundener Luftabwehr statt. Die
Bundeswehr probt dort die Verschmelzung mit einer niederländischen Einheit.
Darüber hinaus hat sie Soldaten zu US-geführten Manövern in Südosteuropa
entsandt, bei denen die schnelle Verlegung trainiert wird - in Richtung
Schwarzes Meer.

Das größte Ostseemanöver des Jahres

Das NATO-Manöver BALTOPS ("Baltic Operations"), das am vergangenen Sonntag
begonnen hat und noch bis zum 21. Juni andauert, ist das größte
Ostsee-Marinemanöver in diesem Jahr. Beteiligt sind 55 Kriegsschiffe, 8.600
Soldaten und 36 Flugzeuge aus insgesamt 18 Staaten - neben 16
NATO-Mitgliedern auch Finnland und Schweden, die zwar offiziell noch
neutral sind, aber inzwischen so kontinuierlich in die Aktivitäten des
Kriegsbündnisses eingebunden werden, dass sie als De-facto-Mitglieder
betrachtet werden können.[1] Als die Flotte zu Wochenbeginn aus dem Kieler
Hafen aufbrach, konstatierten Beobachter, es handle sich um "die größte
Ansammlung von Marineeinheiten in einem deutschen Hafen seit dem Ende des
Kalten Kriegs".[2] Geführt wird das Manöver von der 2nd Fleet der U.S.
Navy; das ist insofern von Bedeutung, als die an der US-Atlantikküste
stationierte Einheit im Jahr 2011 im Zuge der US-Orientierung auf Konflikte
im Pazifik zunächst aufgelöst worden war, im vergangenen Jahr aber für den
Machtkampf gegen Russland neu aufgestellt wurde. Russland wiederum hatte
sich bis 2013 zeitweise an den BALTOPS-Übungen beteiligen dürfen, war 2014
jedoch wieder davon ausgeschlossen worden: Der erneut eskalierte Konflikt
macht sämtliche Bemühungen um Ausgleich zunichte.

Landungsoperationen im Baltikum

Das diesjährige BALTOPS-Manöver [3] beinhaltet neben Minen- und
Luftabwehrübungen auch das Training von Landungsoperationen; nach ersten
Truppenanlandungen diese Woche sind in der kommenden Woche weitere in
Estland, Lettland und Litauen geplant. Beteiligt ist unter anderem das
US-Landungsschiff "Fort McHenry", das bereits im Dezember seinen
Heimathafen Mayport (Florida) verlassen hatte und auf seiner Reise zuletzt
in der Straße von Hormuz sowie im Schwarzen Meer westliche Präsenz
markierte. Die Bundeswehr entsendet rund 600 Soldaten sowie sieben Schiffe,
darunter zwei Einsatzgruppenversorger sowie die Korvette "Erfurt". Die
"Erfurt" hatte zuletzt im Mai gemeinsam mit zwei Fregatten der deutschen
Marine ein umfangreiches Testschießen im Bottnischen Meerbusen
veranstaltet; dabei waren Angriffe auf Luft- und Seeziele geprobt und
intensiv ausgewertet worden. Die Luftoperationen im Rahmen von BALTOPS
werden von Westdeutschland aus gesteuert - im NATO-Combined Air Operations
Centre in Uedem (Niederrhein).

Militärkonvois

Während BALTOPS noch voll im Gange ist, geht ein weiteres NATO-Manöver in
Osteuropa dem Ende entgegen: "Noble Jump", eine Großübung, die die
Reaktions- und Verlegefähigkeit der NATO-"Speerspitze" (Very High Readiness
Joint Task Force, VJTF) testen und optimieren soll. Die VJTF, die im
Kriegsfall als erste Einheit zur Front geschickt werden soll, wird in
diesem Jahr von der Bundeswehr geführt. Im Rahmen von "Noble Jump" wurden
ab dem 24. Mai rund 2.500 deutsche Soldaten mit 70 Panzern und rund 600
weiteren Militärfahrzeugen auf den Truppenübungsplatz im westpolnischen
Zagańn verlegt; dort trafen sie zu weiteren Übungen mit Soldaten aus
anderen NATO-Staaten zusammen. Das Manöver geht am Freitag offiziell zu
Ende. Es ist in der Lausitz von wütenden Protesten begleitet worden: Ende
Mai und Anfang Juni querten innerhalb nur weniger Tage 20 Militärkonvois
die Region.[4] In den ostdeutschen Bundesländern hat die Zahl der
Truppentransporte seit Beginn der Stationierung von NATO-Truppen in
Osteuropa Anfang 2017 ohnehin erheblich zugenommen.

Deutsch-niederländische Militärkooperation

Ebenfalls in Polen findet in diesen Tagen eine der größten Übungen der
bodengebundenen Luftabwehr weltweit statt. An dem NATO-Manöver "Tobruq
Legacy", das am 3. Juni begonnen hat und am 19. Juni beendet wird, nehmen
rund 4.800 Soldaten aus 17 Staaten mit etwa 1.200 Militärfahrzeugen teil.
Die Bundeswehr ist mit ungefähr 400 Militärs beteiligt. Dabei steht diesmal
die Kooperation der deutschen Flugabwehrraketengruppe 61 mit Kräften des
niederländischen Kommandos Bodengebundene Luftverteidigung (Defensie
Grondgebonden Luchtverdedigingscommando, DGAC) im Mittelpunkt. Ziel ist es,
wie der verantwortliche deutsche Oberstleutnant erklärt, "unter einem
gemeinsamen Führungselement die Kräfte der kurz-reichweitigen
Flugabwehr ... beider Nationen zu bündeln und diese zentral zu führen".
Damit werde "der erste Meilenstein in der Umsetzung eines gemeinsamen
Einsatzverbundes" für die NATO-"Speerspitze" im Jahr 2023 erreicht.[5] 2023
wird erneut die Bundeswehr die "Speerspitze" führen. Die Zusammenarbeit in
der Luftabwehr ist Teil einer umfangreichen deutsch-niederländischen
Kooperation, die im NATO-Rahmen ausgebaut wird, zugleich jedoch als
wichtige Säule einer "Armee der Europäer" gilt.[6]

Schnelle Verlegung

Parallel zu den Manövern in Polen und den Baltischen Staaten nimmt die
Bundeswehr in diesen Tagen auch an einer US-geführten Kriegsübung in
Südosteuropa teil. "Swift Response" findet in Kroatien, Rumänien und
Bulgarien statt; dabei werden unter anderem Luftlandeoperationen geprobt.
Mehr als 7.000 Soldaten, darunter gut 1.000 Fallschirmjäger, sind
angekündigt.[7] Vorangegangen war ein ähnlich ausgerichtetes US-geführtes
Manöver ("Immediate Response"), an dem sich neben Deutschland sämtliche
Nachfolgestaaten Jugoslawiens außer Serbien beteiligten: Slowenien,
Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro und Nordmazedonien sowie erstmals
auch das völkerrechtswidrig von Serbien abgetrennte Kosovo. Der Schwerpunkt
von "Immediate Response" lag in diesem Jahr, wie die Bundeswehr berichtet,
"auf der Logistik": "Trainiert werden soll die schnelle Verlegung von
militärischen Kräften, Waffensystemen und Ausrüstung".[8] Während
"Immediate Response" am vergangenen Freitag zu Ende ging, dauert ein
drittes US-geführtes Manöver im Südosten Europas noch an: "Saber Guardian",
das am 3. Juni begonnen hat und am 24. Juni zu Ende gehen soll, wird in
Ungarn, Rumänien und Bulgarien durchgeführt; an ihm nehmen gut 8.000
Soldaten aus den Vereinigten Staaten sowie fünf Ländern Südosteuropas teil.

Gegen Russland

Trainieren die Manöver in Polen, den Baltischen Staaten und der Ostsee
etwaige militärische Operationen im nordöstlichen Europa, so zielen die
Kriegsübungen im Südosten des Kontinents in Richtung Schwarzes Meer. Die
beiden Regionen können als wahrscheinlichste Schauplätze möglicher
Konfrontationen mit Russland gelten.


Anmerkungen:

[1] S. dazu Die NATO wächst

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6988/

und Die NATO-Norderweiterung (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7523/

[2] Frank Behling: Die Tarnkappenschiffe kommen. kn-online.de 06.06.2019.

[3] BALTOPS wird bereits zum 47. Mal durchgeführt;

s. auch Die Militarisierung der Ostsee 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7338/

und Kriegsspiele im Baltikum.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7624/

[4] Bundeswehr-Konvois rollen zurück in die Heimat. lr-online.de
05.06.2019.

[5] Tobruq Legacy 19 - Erwartungen eines Kommandeurs. idlw.de.

[6] S. dazu Der deutsche Weg zur EU-Armee (V).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6854/

[7] Hundreds of British troops arrive in Croatia for airborne exercises.
gov.uk 11.06.2019.

[8] Bundeswehr bei "Immediate Response" und "Swift Response".
bundeswehr-journal.de 29.05.2019.
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SICHERHEIT/192: Klimawandel erhöht Risiko für bewaffnete Konflikte (idw)


Universität Hamburg - 12.06.2019

Klimawandel erhöht Risiko für bewaffnete Konflikte



Das Klima hat Einfluss auf das Risiko von bewaffneten Konflikten. Obwohl
andere Faktoren bisher einen deutlich größeren Effekt hatten, erwarten
internationale Forscherinnen und Forscher, dass das Konfliktrisiko durch
den Klimawandel um ein Mehrfaches zunehmen könnte.

Dies zeigt eine neue Studie im Fachmagazin Nature unter Leitung der
Stanford Universität und mit Beteiligung der Universität Hamburg. Darin
fassen 14 Expertinnen und Experten aus verschiedenen Ländern und
Disziplinen den Forschungsstand zusammen. Sie sind sich einig, dass das
Risiko für bewaffnete Konflikte durch das Klima beeinflusst wird. Für das
vergangene Jahrhundert schwanken ihre Schätzungen für klimabedingte
Konfliktrisiken innerhalb von Staaten zwischen drei und 20 Prozent.

"Es bestehen große Meinungsunterschiede über den Zusammenhang von Klima
und Konflikten", sagt Studienleiterin Katharine Mach, Direktorin der
Stanford Environment Assessment Facility. Co-Autor Prof. Dr. Jürgen
Scheffran vom Exzellenzcluster "Climate, Climatic Change, and Society
(CliCCS)" der Universität Hamburg ergänzt: "Die Ergebnisse sind
bemerkenswert, weil hier kontroverse Positionen überbrückt werden. Dadurch
wird es möglich, gemeinsame Aussagen über Konflikte durch den zukünftigen
Klimawandel zu machen."

In einem Szenario mit vier Grad Erwärmung (wenn die Emissionen von
Treibhausgasen nicht radikal reduziert werden) könnte das Risiko für
bewaffnete Konflikte im Mittel um 26 Prozent gegenüber einer Welt ohne
menschengemachten Klimawandel steigen. Damit wäre das zusätzliche
Konfliktrisiko durch Klimawandel etwa fünfmal so hoch wie das im letzten
Jahrhundert. Der Begriff "Konfliktrisiko" umfasst dabei die Häufigkeit und
die Intensität von Konflikten, was zum Beispiel Dauer, Opferzahlen oder
Schadenshöhe einschließt.

Selbst wenn das erklärte Ziel des Pariser Klimaabkommens von 2015 erreicht
würde und sich die globale Temperatur nur um zwei Grad Celsius im
Vergleich zum vorindustriellen Niveau erhöht, würde der mittlere
Klimaeinfluss auf Konflikte um 13 Prozent steigen. Dies ist mehr als das
Doppelte.

Faktoren wie Armut, politische Instabilität, gesellschaftliche
Ungleichheit und vorangegangene Kämpfe in einer Region haben laut Studie
einen weit stärkeren Einfluss auf das Konfliktrisiko als das Klima.
Allerdings kann der Klimawandel weltweit auf diese Konfliktfaktoren wirken
und so indirekt Konflikte und damit verbundene Gewalt verstärken.

Wie genau das Klima bewaffnete Konflikte beeinflusst, bleibt unsicher.
"Wie komplex die Wechselwirkungen sind, dokumentiert ein mehrere hundert
Seiten umfassender Anhang", sagt Klima- und Friedensforscher Prof. Dr.
Jürgen Scheffran. "Hierzu gehören extreme Wetterereignisse, unzureichende
Versorgung mit Wasser und Nahrung sowie die klimabedingte Migration, die
Ungleichheiten und Spannungen in der Bevölkerung verstärken können."

Wahrscheinlich ist, dass sich Konflikte durch den zukünftigen Klimawandel
deutlich von Konflikten historischer Klimaveränderungen unterscheiden
werden. Gleichzeitig besteht die Chance, Konfliktrisiken durch Innovation
und Kooperation zu verringern. Scheffran betont: "Vorrangig ist jetzt eine
wirkungsvolle Klimapolitik, die einen wesentlichen Beitrag zur
nachhaltigen Friedenssicherung leistet."


Fachartikel:

Mach KJ, Kraan CM, Adger WN, Buhaug H, Burke M, Fearon JD, Field CB,
Hendrix CS, Maystadt JF, O'Loughlin J, Roessler P, Scheffran J, Schultz
KA, von Uexkull N (2019): Climate as a risk factor for armed conflict;
Nature, Advance Online Publication

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-019-1300-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109
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MELDUNG/056: Kommunalpanel 2019 - Investitionsrückstand der Kommunen in Deutschland beträgt 138 Mrd. Euro (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 12.06.2019

KfW-Kommunalpanel 2019: 

Investitionsrückstand der Kommunen in Deutschland beträgt 138 Mrd. Euro

Volle Kassen verschaffen Kommunen Atempause - Blick in die Zukunft trübt
sich jedoch ein



Berlin. Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) befragte im Auftrag
der Kreditanstalt für Wiederaufbau, KfW, Städte, Gemeinden und Landkreise
zu ihrer Finanzsituation. Ergebnis: Der kommunale Investitionsrückstand
ist leicht gesunken, auf 138 Mrd. Euro. In den Bereichen Schulen und
Verkehrsinfrastruktur bleibt er jedoch mit insgesamt rund 79 Mrd. EUR
besonders hoch. Zudem sorgt die konjunkturelle Abkühlung für einen
pessimistischeren Ausblick der Kämmereien. Strukturelle
Investitionshemmnisse und regionale Unterschiede bleiben zentrale
Herausforderungen.

Die günstigen ökonomischen Rahmenbedingungen der letzten Jahre mit
Wirtschaftswachstum und hohen Steuereinnahmen spiegeln sich in den
Einschätzungen der im Rahmen des "KfW-Kommunalpanel 2019" befragten
Kämmereien wider: 36 Prozent der Kommunen in Deutschland bewerten ihre
aktuelle Finanzlage als gut bis sehr gut, 47 Prozent berichten von einer
mindestens noch ausreichenden oder befriedigenden Kassenlage.

Dieses Bild wird auch durch die gestiegene Investitionstätigkeit der
Städte, Gemeinden und Kreise bestätigt: 2018 planten die Kommunen
Investitionen in Höhe von 34,7 Mrd. EUR - gegenüber 28,2 Mrd. EUR im
Vorjahr. Der von den Kämmereien geschätzte Investitionsrückstand der
Kommunen hat sich von rund 158,8 Mrd. EUR auf rund 138,4 Mrd. EUR
verringert. Trotz dieses Rückgangs liegt der Wert aber immer noch auf dem
hohen Niveau des Jahres 2015. Schulen bleiben mit 42,8 Mrd. EUR weiter der
Bereich mit dem größten Investitionsrückstand, gefolgt von Straßen mit
36,1 Mrd. EUR sowie Verwaltungsgebäuden mit rund 14 Mrd. EUR.

Ein Großteil der Kommunen kann Investitionsvorhaben allerdings nicht im
geplanten Umfang umsetzen. 83 Prozent der Städte, Gemeinden und Landkreise
gaben in der vom Difu durchgeführten Befragung an, nur zwei Drittel der
für das Jahr 2018 geplanten Investitionsausgaben realisiert zu haben. Ein
Hauptgrund hierfür liegt in der hohen Auslastung von Bauunternehmen und
Handwerksbetrieben, bei denen angesichts des seit Jahren andauernden
Baubooms in Deutschland Kapazitätsengpässe bestehen. Darüber hinaus
mangelt es oft auch an eigenen Personalkapazitäten in den
Kommunalverwaltungen, sodass Investitionsvorhaben nicht geplant,
Fördermittel nicht beantragt und Aufträge nicht ausgeschrieben werden
können. In der Folge konnte deshalb im vergangenen Jahr rund ein Drittel
der geplanten Investitionen nicht getätigt werden. "Ungenutzte Mittel und
eine gleichzeitig wachsende Zahl an Förderprogrammen von Bund und Ländern
deutet auf eine strukturelle Schieflage im deutschen Finanzföderalismus
hin", führt Dr. Henrik Scheller, Teamleiter Wirtschaft und Finanzen des
Deutschen Instituts für Urbanistik aus.

Seit Jahren belegt das KfW-Kommunalpanel die großen regionalen
Unterschiede, die zwischen den Kommunen in der Bundesrepublik bestehen.
Diese zeigen sich weiterhin nicht nur in der Höhe, sondern auch in den
Ursachen des Investitionsrückstands. Während in finanzstarken Städten,
Kreisen und Gemeinden eher temporäre Einflussfaktoren, wie die Auslastung
am Bau, zusätzliche Investitionen erschweren, sind es in finanzschwachen
Kommunen vor allem strukturelle Probleme bei der Finanz- und
Personalausstattung. Hier hat bisher auch das gegenwärtig sehr gute
konjunkturelle Umfeld keine nachhaltige Verbesserung schaffen können.

Die getrübten Erwartungen der Kämmereien für die nächsten Jahre
reflektieren die verhaltenen Konjunkturaussichten. Zwar ist der
Gesamtausblick beim Investitionsrückstand insgesamt noch positiv: 42
Prozent der Kommunen rechnen mit einem weiteren Rückgang, nur 25 Prozent
mit einer Zunahme. Beim Blick auf die zukünftige Haushaltslage ist ein
Großteil der Kommunen allerdings das erste Mal seit dem Jahr 2010 wieder
deutlich pessimistischer. 40 Prozent erwarten eine sehr und eher
nachteilige Entwicklung ihrer Finanzsituation.

Vor dem Hintergrund der Konjunkturabschwächung und den zu erwartenden
Rückgängen bei den Steuereinnahmen stellt Dr. Henrik Scheller fest:
"Selbst finanzschwächere Landkreise, Städte und Gemeinden profitieren
derzeit noch aufgrund der guten wirtschaftlichen Gesamtlage - wenn auch
auf niedrigem Niveau. Die kommunale Investitionstätigkeit zieht moderat
an. Der strukturelle Veränderungsbedarf bleibt jedoch vielerorts bestehen.
Um die Schieflage zwischen Regionen mit guter Infrastruktur einerseits und
strukturschwachen Regionen andererseits nicht zu zementieren, sind
grundlegendere Reformschritte notwendig. Es wäre wünschenswert, wenn die
derzeit tagende Regierungskommission "Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse" hier mutigere Schritte gehen würde".

Datenbasis

Seit 2009 wird das KfW-Kommunalpanel jährlich vom Deutschen Institut für
Urbanistik (Difu) für die KfW erstellt. Kernpunkte der Befragung der
Kämmereien in kreisfreien Städten, Landkreisen und kreisangehörigen
Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohnern sind die kommunale Finanzlage, die
Investitionstätigkeit und deren Finanzierung. Der Bericht und weitere
Informationen sind unter www.difu.de/12625 zu finden.




Kurzinfo: Deutsches Institut für Urbanistik

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) ist als größtes
Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen Raum die Forschungs-,
Fortbildungs- und Informationseinrichtung für Städte, Kommunalverbände und
Planungsgemeinschaften. Ob Stadt- und Regionalentwicklung, kommunale
Wirtschaft, Städtebau, soziale Themen, Umwelt, Verkehr, Kultur, Recht,
Verwaltungsthemen oder Kommunalfinanzen: Das 1973 gegründete unabhängige
Berliner Institut - mit einem weiteren Standort in Köln (Bereich Umwelt) -
bearbeitet ein umfangreiches Themenspektrum und beschäftigt sich auf
wissenschaftlicher Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die Kommunen heute
und in Zukunft zu bewältigen haben. Der Verein für Kommunalwissenschaften
e.V. ist alleiniger Gesellschafter des in der Form einer gemeinnützigen
GmbH geführten Forschungsinstituts.


Weitere Informationen unter:

https://www.kfw.de/KfW-Konzern/KfW-Research/KfW-Kommunalpanel.html

https://difu.de/node/12625

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik, 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/197: Grüne Kindergrundsicherung - Das Bündnis "Kindergrundsicherung" begrüßt die Pläne (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 13. Juni 2019

Grüne Kindergrundsicherung: 

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG begrüßt Pläne von Bündnis 90/Die
Grünen



Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG begrüßt das heute von Bündnis 90/Die
Grünen vorgestellte neue Konzept für eine Kindergrundsicherung als
wichtigen Beitrag zur Diskussion um die Reform der Kinder- und
Familienförderung. Als positiv bewertet das Bündnis vor allem die geplante,
lange überfällige Neuberechnung des kindlichen Existenzminimums, nennt aber
auch Kriterien, an denen sich ein Konzept für eine Kindergrundsicherung
messen lassen muss.

"Eine Kindergrundsicherung, die ihren Namen verdient, muss Kinderarmut
endlich konsequent verringern, Kindern eine faire, verlässliche und sozial
gerechte Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen und Schluss machen mit
dem Bürokratie-Wahnsinn der viel zu komplizierten Familienförderung in
Deutschland. Da ist das Konzept der Grünen ein guter und wichtiger Schritt,
um all diese Probleme entschlossen anzugehen", erklärt Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes und Sprecher des
Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG.

Das Bündnis, ein Zusammenschluss großer Sozialverbände und renommierter
Wissenschaftler, setzt sich seit 10 Jahren für einen Systemwechsel in der
Familienförderung und für eine monatliche Zahlung ein, die die bisherigen
Leistungen bündelt und das kindliche Existenzminimum sichert. "Die
sogenannte grüne Kindergrundsicherung nimmt viele grundlegende Ideen auf,
die wir im Bündnis entwickelt haben. Das freut uns sehr und gibt dieser
wichtigen gesellschaftlichen Debatte neue Impulse. Zentral sind für uns
dabei die Anspruchsberechtigung des Kindes und die Zusammenfassung von
Hartz IV-Regelleistung, Kindergeld, Kinderfreibetrag und Bildungs- und
Teilhabepaket zu einem einzelnen Beitrag, der sozial gerecht ausgestaltet
und automatisch ausgezahlt wird", sagt Heinz Hilgers, Präsident des
Kinderschutzbundes und Koordinator des Bündnisses.

Ulrich Schneider ergänzt: "Wir begrüßen vor allem, dass unsere Forderung
nach einer Neuberechnung des kindlichen Existenzminimums endlich
aufgegriffen wird. Das Konzept stellt die richtigen Fragen und geht
Probleme methodisch konsequent an, mit systematischen Veränderungen bei der
Ermittlung des kindlichen Existenzminimums, auf dem eine
Kindergrundsicherung basieren muss. Die Frage, die wir uns stellen müssen,
lautet: Was brauchen Kinder für ein gutes Aufwachsen? Wie ist Teilhabe
wirklich möglich? Darüber brauchen wir einen breiten, gesellschaftlichen
Dialog und wir wünschen uns eine Expertenkommission, die darauf
grundlegende Antworten findet."

Nicht verhandelbar sind für das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG folgende
Eckpunkte:

- Existenzminimum für alle Kinder sichern - das Nebeneinander
unterschiedlich hoher kindlicher Existenzminima im Sozialrecht oder
Steuerrecht muss beendet werden. Jedes Kind muss dem Staat gleich viel wert
sein. Die neue Leistung sollte an ein realistisch berechnetes kindliches
Existenzminimum gekoppelt sein, das neben dem sächlichen Bedarf auch
Bildung und Teilhabe umfasst. Im Gegenzug schlägt das Bündnis vor, dass
Kinderfreibeträge, Kindergeld, Sozialgeld und weitere pauschal bemessene
Transfers in der neuen Leistung aufgehen.

- Sozial gerecht ausgestalten - die am stärksten von Armut betroffenen
Gruppen müssen deutlich besser gestellt werden, etwa Alleinerziehende oder
Familien mit mehreren Kindern. Die Kinder- und Familienförderung muss daher
vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Starke Schultern können mehr tragen
als schwache, daher sinkt die Kindergrundsicherung mit steigendem Einkommen
langsam ab. Wichtig ist dabei: Alle Familien profitieren, allerdings steigt
der Förderbetrag für Kinder am unteren Einkommensrand deutlich an.

- Unbürokratisch und direkt auszahlen- die Kindergrundsicherung muss
einfach, unbürokratisch und automatisch ausgezahlt werden, damit sie auch
tatsächlich ankommt. Schnittstellen zwischen Leistungen müssen gut
aufeinander abgestimmt sein.

Mehr Informationen zur Kindergrundsicherung finden Sie auf:

www.kinderarmut-hat-folgen.de

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1834: Fortum muss alle Karten auf den Tisch legen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. Juni 2019

ver.di fordert: Fortum muss alle Karten auf den Tisch legen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) teilt die
massive Kritik der Betriebsräte des Energiekonzerns Uniper an dem Verhalten
des finnischen Großaktionärs Fortum, der knapp 50 Prozent an dem
Kraftwerksbetreiber hält, der aus dem Eon-Konzern hervorgegangen ist.

"Es muss Schluss sein mit dem Versteckspiel", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Andreas Scheidt. Die Unruhe bei den
Beschäftigten wirke sich mittlerweile so negativ aus, dass einige
Führungskräfte bereits das Unternehmen verlassen hätten und andere
sich nach alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten umsehen würden.
"Dafür trägt der Hauptaktionär mit seiner völlig nebulösen Strategie
die Verantwortung", so Scheidt weiter.

Fortum müsse jetzt darlegen, welche Ziele und Strategien sie für die
weitere Geschäftsentwicklung von Uniper verfolge. "Fortum muss
endlich alle Karten auf den Tisch legen", fordert der Gewerkschafter.
Für ihn stehe unmissverständlich fest: "Ohne Garantien für die
weitere Unabhängigkeit des Unternehmens, den vollständigen Erhalt
aller bestehenden Geschäftsbereiche und der Absicherung der
Arbeitsplätze werden wir keine Ruhe geben. Fortum muss begreifen,
dass eine erfolgreiche Geschäftsentwicklung von Uniper nur zusammen
mit den Beschäftigten, den Betriebsräten und Gewerkschaften gelingen
kann und nicht gegen sie."

ver.di will bereits in Kürze direkt mit Fortum über die aus
gewerkschaftlicher Sicht wichtigen Punkte Gespräche führen. "Wir
waren und sind immer gesprächsbereit, weil wir ein unmittelbares
Interesse haben, dass sich Uniper gerade jetzt im Rahmen der
Energiewende in Deutschland und Europa erfolgreich weiterentwickeln
kann", erklärt Scheidt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06956: Verkrustung theoretischer Pfade (SB)


Die Flut theoretischer Abhandlungen hat ein Anwachsen der allgemeinen
Spielstärke unter den Laien nicht zustande gebracht, was eigentlich
die Hoffnung der Autoren gewesen war. Mit ausgereifter Methodik in den
Lehrbüchern und gut kommentierten Partien sollte die erwünschte
Innovation eingeleitet werden. Blickt man sich heute jedoch um, so
erkennt man zwar, daß einem modischen Trend entsprochen wurde. Die
Schachliteratur war zu keinem Zeitpunkt so hochentwickelt. Die
Turnierhallen reflektieren jedoch einen anderen Zeitgeist. Statt
Forschungseifer herrscht größtenteils der Rückzug in bieder-
bürgerliches Denken vor. Die Überbetonung strategischer und
positioneller Aufbauelemente einer Partie erweckte offenbar unter den
Laienspielern den Wunsch, ihr Spiel möglichst frei von taktischen
Irritationen zu halten. Eine Verkrustung auf den Pfaden der Theorie
war die Folge, ein Umstand, der nicht für die Kreativität spricht.
Anpassungsmechanismen ersetzten das freie Schaffen der Geisteskräfte,
woran auch die Inflation von Turnieren in den letzten Jahrzehnten
einen Teil der Schuld trägt. Um sich gute Plätze zu sichern,
verschwindet das risikovollere Spiel und macht einer ausgeprägten
Neigung zu belanglosen Remispartien Platz. Freilich gibt es immer
wieder von furchtloseren Naturen auf dem Brett inszenierte taktische
Schlachten, die jedes Schachherz erfreuen wie im heutigen Rätsel der
Sphinx, wo Weiß nun die letzte Schlinge um den Hals des schwarzen
Monarchen legte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06956: Verkrustung theoretischer Pfade (SB)]



Hünerkopf - Lichtenegger

Velden 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wo der schwarze Freibauer nur drohte, machte sein weißer Kontrahent
ernst mit 1.e5-e6! Dd8-h4 2.De3-e5 Dh4xh5 3.Td1xd3 Dh5-g6 4.Td3-d6 Dg6-
g3 5.e6-e7 und Schwarz gab auf, nachdem die Falle 5.De5xf5?? Ta8-a1+
nebst Matt nicht zuschnappen konnte.



Erstveröffentlichung am 14. Juni 2006

13. Juni 2019
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





JUSTIZ/235: Enttäuschendes Urteil - Kükentötung geht erst mal weiter (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 13. Juni 2019

Enttäuschendes Urteil: Kükentötung geht erst mal weiter



Das Bundesverwaltungsgericht Leipzig hat in seinem heutigen Urteil
klargestellt, dass die Tötung männlicher Eintagsküken nicht mit dem
Tierschutzgesetz und dem Staatsziel Tierschutz vereinbar ist. Rein
wirtschaftliche Gründe seien nach heutigem Stand kein "vernünftiger Grund",
wie ihn das Tierschutzgesetz fordert. Im Ergebnis bestätigt das Gericht
aber die vorinstanzlichen Urteile, die den nordrhein-westfälischen Erlass
gegen die Tötung männlicher Eintagsküken als rechtswidrig angesehen hatten.
Deswegen geht das Kükentöten zunächst einmal weiter, da den Brütereien eine
sofortige Umstellung nicht zugemutet werden könne, so die Richter.

"Wir hätten uns ein sofortiges Verbot gewünscht. Die bisherige Praxis des
Kükentötens wird erstmal wie gehabt weitergehen und an jedem weiteren Tag
leiden und sterben lebensfähige Küken", kommentiert Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Schröder kritisiert zudem, dass
das Gericht keine Frist festlegte, ab wann die Tötung verboten sein sollte.
Die Richter verwiesen auf die Geschlechterbestimmung im Ei, die ohnehin "in
näherer Zukunft" möglich sein würde. Eine doppelte Umstellung für die
Brütereien wolle man vermeiden. "Jetzt ist Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner umso stärker gefordert, schnellstmöglich
tierschutzfreundliche Alternativen voranzutreiben und, wie im
Koalitionsvertrag versprochen, das Kükentöten bis Mitte der laufenden
Legislaturperiode zu beenden", so Schröder. Aus Sicht des Deutschen
Tierschutzbundes sollte in erster Linie die spektroskopische Methode
vorangetrieben werden, die am 4. Bruttag angewandt wird und bei der ein
Schmerzempfinden des Embryro ausgeschlossen ist. Langfristig müsse es aber
eine Rückkehr zu Zweinutzungshühnern geben.

Positiv bewerten die Tierschützer dagegen, dass das Gericht klargestellt
hat, dass wirtschaftliche Gründe nach heutigem Verständnis kein
"vernünftiger Grund" sein dürfen, um männliche Küken zu töten. "Der
sogenannte ,vernünftige Grund? kann somit von der Agrarindustrie zukünftig
nicht mehr wie bisher dazu genutzt werden kann, Tiere zu malträtieren und
zu töten, das macht Hoffnung", so Schröder.

Gegen das vom nordrhein-westfälischen Landwirtschaftsministerium 2013
ausgesprochene Verbot der Tötung hatten zwei Brütereien geklagt und in
erster Instanz Recht erhalten. Im Berufungsverfahren entschied das
Oberverwaltungsgericht Münster, dass die Kükentötung aus wirtschaftlichen
Gründen einen "vernünftigen Grund" darstellt, wie ihn das Tierschutzgesetz
fordert. Eine Aufzucht der männlichen Küken sei wirtschaftlich nicht
zumutbar. Obwohl das Bundesverwaltungsgericht Leipzig heute allein über den
Erlass aus NRW entschieden hat, handelt es sich bei der Frage, ob ein
vernünftiger Grund bei der Kükentötung vorliegt, um die Auslegung von
Bundesrecht. Demnach wird die Entscheidung bundesweit zu befolgen sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 13. Juni 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1518: Mikroorganismen auf Mikroplastik - eine potentielle Gefahr (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
05.06.2019

Mikroorganismen auf Mikroplastik



Organismen können auf Mikroplastik wachsen und sich im Gewässer
anreichern. Forschende vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB) und dem Leibniz-Institut für Ostseeforschung
(IOW) zeigen in einer Studie, dass auch potenziell giftbildende
Mikroorganismen wie der Dinoflagellat Pfiesteria piscicida
Plastikteilchen besiedeln und dort etwa fünfzig Mal so hohe
Konzentrationen erreichen wie im umgebenden Wasser und etwa zwei bis
drei Mal so hohe Dichten wie auf vergleichbaren Treibholzpartikeln.

Ein Plastikteilchen von einem Gramm Gewicht kann mehr lebende
Organismen beherbergen als eintausend Liter Seewasser, in denen es
schwimmt. Bisher ist kaum erforscht, in welchem Ausmaß Mikroorganismen
Mikroplastik im Brackwasser besiedeln und welche Arten dabei
dominieren. Ein Team aus Gewässerforscherinnen und Gewässerforschern
untersuchte die natürliche Besiedlung von Mikroplastik aus Polyethylen
(PE) und Polysterol (PS) mit eukaryotischen Mikroorganismen.
Eukaryotische Mikroorganismen sind beispielsweise Planktonarten, die -
anders als Bakterien und Viren - einen Zellkern besitzen.

Die Forschenden inkubierten wenige Millimeter große PE- und
PS-Teilchen für 15 Tage an verschiedenen Stellen in der Ostsee, der
Warnow und in einer Kläranlage mit der natürlichen Mikrofauna.
Anschließend untersuchten sie mittels Sequenzanalysen die komplexen
Lebensgemeinschaften auf dem Mikroplastik. Rund 500 verschiedene
Eukaryoten-Arten tummelten sich auf den winzigen Teilchen.

Die Top-Besiedler von Mikroplastik stellen eine potenzielle
Gesundheitsgefährdung für Tier und Mensch dar: Die Top-20-Liste der
Mikroplastik Mikroorganismen wurde von einer potenziell giftigen
Planktonart, dem Dinoflagellaten Pfiesteria piscicida angeführt. Er
erreichte etwa fünfzig Mal so hohe Dichten wie wie im umgebenden
Wasser und etwa zwei bis drei Mal so hohe Dichten wie auf
vergleichbaren im Wasser schwimmenden Holzpartikeln. Der Name
"piscicida" bedeutet fischtötend, denn der Erreger kann die Haut von
Fischen durch die Bildung von Giftstoffen schädigen. Diese Gifte
können bei Massenentwicklung die Gesundheit von Mensch und Tier stark
gefährden. Die Forschenden wählten zur Dichteabschätzung der
unterschiedlichen Mikroorganismen eine Methode zur Quantifizierung
spezifischer ribosomaler RNA. Bei dieser Methode wird nicht die
tatsächliche Zellzahl der besiedelnden Organismen erfasst. Sie gilt
aber als guter Indikator dafür, in welchem Maß bestimmte Organismen
eine mikrobielle Lebensgemeinschaft prägen.

"Mikroplastik kann ein bedeutender Lebensraum und ein Transportmittel
für Mikroorganismen sein - auch für giftige oder schädigende. Wir
konnten in unseren Untersuchungen feststellen, dass Mikroorganismen,
beispielsweise potenziell giftige Dinoflagellaten wie Pfiesteria
piscicida, sich auf Plastikteilchen anreichern und dort höhere Dichten
als auf Treibholzteilchen oder im umgebenden Wasser erreichen,"
erläutert die Erstautorin der Studie, Maria Therese Kettner vom IGB,
die Ergebnisse. Der Leiter der Studie, IGB-Forscher Hans-Peter
Grossart, spricht eine weitere Problematik an: "Im Gegensatz zu
natürlichen Substanzen wie Holz oder Algenkolonien, zerfallen die
Mikroplastikpartikel nur extrem langsam und können so die anhaftenden
Lebewesen über weite Strecken transportieren". Schwimmendes Plastik
könnte damit zur Ausbreitung von verschiedensten Organismen, darunter
invasive, parasitäre oder pathogene Arten, beitragen. "Allerdings
verändern sich die Gemeinschaften auf Mikroplastikpartikeln auch
häufig, wenn sie 'auf Reisen sind' und passen sich ihrer neuen
Umgebung an", so Meeresmikrobiologe Matthias Labrenz. "Daher
benötigen diese Aspekte noch weitere Untersuchungen", so der
IOW-Forscher abschließend.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB): Das Leibniz-IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das Leibniz-IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

www.igb-berlin.de



Originalpublikation:

Marie Therese Kettner; Sonja Oberbeckmann; Matthias Labrenz;
Hans-Peter Grossart:
The eukaryotic life on microplastics in brackish ecosystems.
Frontiers in Microbiology. - 10(2019)art. 538

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news716980

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





KLIMA/545: Westantarktis - beginnende Instabilität könnte schnellste auf dem Kontinent sein (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 13. Juni 2019

Beginnende Instabilität in der Westantarktis könnte die schnellste
auf dem Kontinent sein



Entlang der antarktischen Küste gibt es vielfach Instabilitäten im
Eis, die gleichsam darauf warten, ausgelöst zu werden. Wenn das
geschieht, werden die Eismassen langsam und unaufhaltsam in den Ozean
fließen und damit weltweit den Meeresspiegel ansteigen lassen. Dabei
ist genau jene Region, in der die Instabilität durch eine Erwärmung
des Ozeans wahrscheinlich bereits eingesetzt hat, auch die Region, die
schneller kollabieren wird als jede andere, so Wissenschaftler des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK). Auch wenn der
vergleichsweise schnelle Eisverlust sich nur über Jahrzehnte hinweg
entfaltet und Jahrhunderte andauert, ist die Geschwindigkeit des
Eisverlustes in der Antarktis bereits heute ein wichtiger Faktor für
den weltweiten Anstieg des Meeresspiegels. Davon werden Hunderte von
Millionen Menschen an den Küsten der Welt betroffen sein, von Miami
bis Shanghai.

"Wir denken oft, dass uns beim Verlust von Eis in der Antarktis das
Schlimmste erst noch bevorsteht. Das stimmt auch, aber es scheint,
dass dieses 'Schlimmste' durchaus bereits in Gang gesetzt wurde", sagt
Anders Levermann vom PIK und dem Lamont-Doherty Earth Observatory der
Columbia University in New York, Leitautor der in The Cryosphere
erscheinenden Studie. "Der Pine-Island-Gletscher und der
Thwaites-Gletscher im Westen des antarktischen Kontinents verlieren
bereits seit drei Jahrzehnten zunehmend Eis. Computersimulationen
belegen, dass wir hier eine Instabilität der auf dem Meer
aufschwimmenden Eismassen sehen, die zu einem zusätzlichen globalen
Meeresspiegelanstieg von mehr als 3 Metern führen kann. Unsere
Berechnungen zeigen nun, dass diese Instabilität viel schneller
voranschreitet als ähnliche Prozesse in anderen Teilen der Antarktis,
die vergleichbar große Eismassen enthalten. Die gute Nachricht ist,
dass die Eismassen im Osten des Kontinents langsamer sein könnten,
zumindest wenn wir die weitere globale Erwärmung rasch begrenzen. Die
schlechte Nachricht ist, dass der schlimmste Anstieg des
Meeresspiegels bereits im Gange sein könnte."

"Das erste Kippelement, das wir kippen sehen."

Es ist noch unklar, ob die Instabilität der Eismassen in der
Westantarktis durch menschliche Aktivitäten ausgelöst wurde. Die
Oberflächentemperaturen auf den meisten Teilen des eisigen Kontinents
liegen dauerhaft unter dem Gefrierpunkt, aber der Ausstoß von
Treibhausgasen aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe wird nicht nur
zu einer weltweit wärmeren Atmosphäre führen, sondern auch zu wärmeren
Meeresströmungen, die bis in die Antarktis vordringen und den
Schmelzprozess unter Wasser starten. Wenn sich die Aufsetzlinie - also
die Linie, die am Rande des Kontinents das noch auf Felsboden ruhende
Eis von dem Eis trennt, das bereits auf dem Wasser aufschwimmt -
zurückzieht, und wenn sie das in einem Gebiet tut, in dem der
Felsboden sich zum Landesinneren hin absenkt statt ansteigt, kann dies
zu einem sich selbst beschleunigenden Eisverlust führen. Deshalb
gelten Teile der Antarktis als sogenannte Kippelemente des Erdsystems.
"Das erste Kippelement, das wir kippen sehen, ist das schnellste -
zumindest das schnellste der Antarktis", sagt Levermann.

"Unsere Ergebnisse müssen natürlich im Licht der damit verbundenen
Unsicherheiten betrachtet werden. Wir haben etwa den Effekt der
Abstützung nicht berücksichtigt - bestimmte aufschwimmende Eismassen
oder massive und spitze Felsen auf dem Meeresboden können den Eisfluss
vom Land ins Meer verlangsamen. Auch die Daten, die wir für unsere
Berechnungen aus diesem wildesten aller Kontinente verwenden, sind von
Natur aus nicht perfekt", sagt Co-Autor Johannes Feldmann vom PIK.

 Die Anwendung reiner Physik, der Skalierungsgesetze, auf die reale
 Welt

Die Wissenschaftler nutzten jedoch ein bekanntes Prinzip auf neuartige
Weise. "Indem wir das so genannte Konzept der Ähnlichkeit auf die
wesentlichen Gleichungen für einen schnellen, flachen Eisfluss
angewandt haben, konnten wir bereits in einer früheren Studie so
genannte Skalierungsgesetze entwickeln", sagt Feldmann. "Diese Gesetze
gewährleisten ähnliche Strömungsmuster des Eises unter Variation
seiner geometrischen Abmessungen, Geschwindigkeit, Reibung, Schneefall
und Viskosität. Das ist reine Physik. Wir haben diese Theorie nun auf
die reale Welt, auf verschiedene antarktische Auslassgletscher
angewendet, unter Berücksichtigung ihrer beobachteten individuellen
Geometrie und ihrer physikalischen Eigenschaften. So können wir die
Geschwindigkeit potenzieller Instabilitäten in der Antarktis
vergleichen."

"Die Ergebnisse sind faszinierend", fügt Feldmann hinzu. "Zugleich
sind sie aber auch ein klares Zeichen, dass wir mehr tun müssen bei
der Anpassung an Folgen des Klimawandels und bei der konsequenten
Reduzierung der Treibhausgasemissionen, um den globalen Anstieg des
Meeresspiegels einzudämmen."

Artikel: 

Anders Levermann, Johannes Feldmann (2019): Scaling of instability
timescales of Antarctic outlet glaciers based on
one-dimensional similitude analysis. The Cryosphere
[DOI:10.5194/tc-2018-252]

Weblink zum Artikel:

https://doi.org/10.5194/tc-2018-252

Wer wir sind: Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
ist eines der weltweit führenden Institute in der Forschung zu
globalem Wandel, Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 13.06.2019

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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AGRARINDUSTRIE/152: Erlaubtes Küken-Töten - Umbau der Geflügelhaltung muss beginnen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 13. Juni 2019

BUND kritisiert, dass das Töten von Küken erlaubt bleibt - Umbau
der Geflügelhaltung muss beginnen 



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
kritisiert das heutige Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zum
Küken-Töten. "Es ist in unseren Augen falsch, dass das Gericht das
Töten der Küken weiterhin erlaubt. Stattdessen wäre eine Entscheidung
im Sinne einer verantwortungsvollen Tierhaltung wünschenswert
gewesen", sagt Katrin Wenz, Agrarexpertin beim BUND. "Nach diesem
Urteil wird das Küken-Töten ungehindert weitergehen. Wir fordern die
Politik auf, trotz des heute ausgesprochenen Urteils, den Umbau der
Tierhaltung endlich zu beginnen. Das Leiden und Sterben von Millionen
Küken muss ein Ende finden."

Allein in Deutschland sind es jährlich bis zu 45 Millionen Tiere, die
getötet werden, weil das System der Tierhaltung auf Höchstleistung
ausgelegt ist. Hühner werden gegenwärtig entweder zum Legen von Eiern
oder als Masthähnchen gezüchtet. Die Brüder der Legehennen sind
überflüssig, da sie kaum Fleisch ansetzen. Die viel diskutierte
Alternative - das Aussortieren von Eiern der männlichen Küken vor dem
Schlüpfen - ist keine Lösung, denn die Hennen müssen auch weiterhin
Höchstleistung erbringen. Nach kurzer Legedauer werden sie
ausgemergelt getötet. "Das ist nicht im Sinne einer
verantwortungsvollen Tierzucht. Der BUND fordert deshalb ein
grundsätzliches Umdenken in der Geflügelwirtschaft", sagt Wenz.

Aus Sicht des BUND ist es im Sinne der Tiere notwendig, die
Geflügelwirtschaft auf Zweinutzungslinien umzustellen. "Mit
Zweinutzungshühnern sind Rassen gemeint, die sowohl zur Eier- als auch
zur Fleischproduktion geeignet sind", erläutert die
BUND-Agrarexpertin. "Das bedeutet, dass die männlichen Küken nicht
getötet oder ihre Eier aussortiert, sondern dass sie aufgezogen werden
und ihr Fleisch vermarktet werden kann. Forschungsergebnisse deuten
darauf hin, dass Zweinutzungshühner entspannter in Gruppen leben. So
müsste der Schnabel nicht, wie bislang oft üblich, gekürzt werden.
Auch sind diese Hühner generell gesünder und benötigen weniger
Medikamente - so könnte beispielsweise bei der Antibiotikagabe
eingespart werden."

Die Umstellung der Geflügelwirtschaft auf Zweinutzungshühner muss
konsequent erfolgen. Aber sie kostet natürlich Geld. "Wir fordern
deshalb die Bundesregierung auf, die notwendigen Forschungs-,
Beratungs- und Umbaufördermittel bereitzustellen", betont Wenz. "Damit
dieses sinnlose Sterben endlich ein Ende hat."




Weitere Informationen

BUND zum Zweinutzungshuhn: 

https://www.bund.net/themen/massentierhaltung/nutztierhaltung/zweinutzungshuhn-
statt-kueken-toeten/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 13.06.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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MASSNAHMEN/181: Wilde Verwandtschaft von Sellerie im natürlichen Lebensraum erhalten (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen
- 05.06.2019

Wilde Verwandtschaft von Sellerie im natürlichen Lebensraum
erhalten - 1. Netzwerk genetischer Erhaltungsgebiete steht



Startschuss für Deutsches Netzwerk genetischer Erhaltungsgebiete für
Wildsellerie fiel am 4.6. auf der Tagung am Julius Kühn-Institut (JKI)
Quedlinburg. Feierliche Urkundenübergabe für fünf Gebiete, 40 weitere
werden hinzukommen.

(Quedlinburg) In Deutschland wachsen viele Wildpflanzenarten, die mit
unseren Kulturpflanzen verwandt sind. In ihnen schlummern Gene, die
morgen für die züchterische Verbesserung unserer Nahrungspflanzen
relevant werden könnten. Genau aus diesem Grunde sind sie
schützenswert. Zudem ist der Erhalt der Artenvielfalt per se ein
wichtiges gesellschaftliches Ziel. Deshalb sei es nur folgerichtig,
dass Naturschutz und Landwirtschaft beim Erhalt dieser genetischen
Ressourcen zusammenarbeiten, betonte Dr. Eva Ursula Müller vom BMEL in
ihrem Grußwort an die Teilnehmer der Tagung, die gestern (4.6.) am
Julius Kühn-Institut in Quedlinburg begann. Die Tagung ist
gleichzeitig der Startschuss für das erste Netzwerk genetischer
Erhaltungsgebiete, das Netzwerk Wildsellerie. Mit der Einrichtung
dieses ersten Netzwerks ist Deutschland Vorreiter in Europa. Der
Sellerie ist seinerseits Vorreiter für weitere Erhaltungsnetzwerke,
etwa für die Wildrebe.




[image: Fotos: © Wolck/JKI]

Natürliche Wildsellerievorkommen - Collage

Fotos: © Wolck/JKI



In den vergangenen drei Jahren untersuchten Forschungsteams des Julius
Kühn-Instituts, der Universität Osnabrück und der Humboldt-Universität
zu Berlin im Projekt "GE-Sell" die genetische Vielfalt von
Wildsellerievorkommen in Deutschland. Sie fanden 55 Pflanzenbestände,
die in ihrer Gesamtheit die Formenvielfalt der Wildselleriearten
repräsentieren. 45 dieser Pflanzenbestände bilden nun das Netzwerk
genetischer Erhaltungsgebiete Wildsellerie
(https://netzwerk-wildsellerie.julius-kuehn.de/). "So wird
sichergestellt, dass die innerartliche
Vielfalt bewahrt wird", sagt Projektleiter Dr. Lothar Frese vom JKI.
Die natürlichen Habitate, in denen die Wildselleriearten vorkommen,
befinden sich oft in ausgewiesenen Naturschutzgebieten oder auf
Privatbesitz. "Daher war es für das Gelingen des Unterfangens
essenziell, die Akteure vor Ort mit einzubeziehen, sie für die
Einzigartigkeit des Vorkommens zu sensibilisieren und als Partner zu
gewinnen," erklärt Dr. Frese.

Um diese Partnerschaften vor Ort zu würdigen, wurden im feierlichen
Rahmen der Tagung für die Einrichtung der ersten fünf genetischen
Erhaltungsgebiete Urkunden an die Betreuer der Gebiete übergeben. Die
Vorkommen liegen bei Sülldorf in Sachsen-Anhalt, an der Müritz in
Mecklenburg-Vorpommern, im niedersächsischen Entenfang bei Celle, am
Hohennauener See in Brandenburg und im NSG "Venne" im Münsterland. Die
Partner, wie etwa NABU-Gruppen pflegen die Habitate und haben ein Auge
darauf, dass es den "Wilden" bei ihnen weiterhin gut geht. Genetische
Erhaltungsgebiete sind ein Modul, mit dem Landwirtschaft und
Naturschutz zusammen Wildpflanzen in situ erhalten können.

Hintergrundinformation:

Am 4. und 5. Juni 2019 veranstalteten das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung (BLE), das Julius-Kühn-Institut (JKI),
das Bundesamt für Naturschutz (BfN) sowie weitere Partner die
Fachtagung "Genetische Erhaltungsgebiete für Wildpflanzen für
Ernährung und Landwirtschaft - ein neues Modul zur Stärkung des
Artenschutzes" am JKI in Quedlinburg.

Das BMEL fördert über die BLE das Modell- und Demonstrationsvorhaben
"Genetische Erhaltungsgebiete für Wildselleriearten als Bestandteil
eines Netzwerkes genetischer Erhaltungsgebiete in Deutschland" mit
rund 960.000 Euro. Das JKI koordiniert dieses Projekt, das noch bis
November 2019 läuft.



Folgende Institutionen bzw. ihre Vertreter aus den Erhaltungsgebieten
erhielten am 4.6. ihre Urkunde:

1) Genetisches Erhaltungsgebiet für Apium graveolens L. subsp.
graveolens bei Sülldorf Naturschutzfachliche Unterstützer = Landkreis
Börde, Untere Naturschutzbehörde (vertreten durch Dr. Anne Hochbach)
und Landschaftspflegeverband "Grüne Umwelt e. V." (vertreten durch
Sascha Ritter)

2) Genetisches Erhaltungsgebiet für Helosciadium repens (L.) W.
D. J. Koch am Hohennauener See Naturschutzfachlicher Unterstützer =
NABU Regionalverband Westhavelland e. V. (vertreten durch Rene Riep)

3) Genetisches Erhaltungsgebiet für Helosciadium repens (L.) W.
D. J. Koch auf dem Großen Schwerin an der Müritz Eigentümer und
naturschutzfachlicher Unterstützer = Stiftung Umwelt- und Naturschutz
Mecklenburg-Vorpommern (vertreten durch Maria John)

4) Genetisches Erhaltungsgebiet für Helosciadium inundatum (L.)
W. D. J. Koch im NSG "Venne" Naturschutzfachlicher Unterstützer =
NABU-Naturschutzstation Münsterland (vertreten durch Dr. Thomas
Hövelmann)

5) Genetisches Erhaltungsgebiet für Helosciadium inundatum (L.)
W. D. J. Koch in Entenfang bei Celle Eigentümerin und Unterstützerin =
Dr. Iris Barckhausen

Mit der Unterzeichnung des Internationalen Saatgutvertrages und des
Übereinkommens über die Biologische Vielfalt hat sich Deutschland
verpflichtet, Wildpflanzen für Ernährung und Landwirtschaft in situ,
am Ort ihres Vorkommens, zu erhalten. Das BMEL hat dies im Nationalen
Fachprogramm für pflanzengenetische Ressourcen als Handlungsbedarf
aufgenommen und arbeitet derzeit daran, ein solches Netzwerk zu
etablieren. Ein Teilnetzwerk für artenreiches Grünland ist ebenfalls
im Aufbau begriffen, für Wildrebe und Wildobst sind weitere geplant.
Die Gesamtkoordination des Netzwerkes genetischer Erhaltungsgebiete in
Deutschland liegt beim Informations- und Koordinationszentrum für
Biologische Vielfalt (IBV) in der BLE siehe 

https://genres.de/fachportale /kultur-und-wildpflanzen/in-situ-erhaltung/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717014

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/502: Meeres-UFOs erkunden die Lebensgemeinschaft unter Wasser (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 06.06.2019

Meeres-UFOs erkunden die Lebensgemeinschaft unter Wasser



UFOs kennt man aus Sciencefiction-Romanen, meist mit Außerirdischen
aus dem All. Nun experimentieren Forscher an ganz realen UFOs. Sie
sehen futuristisch aus, sind aber für den Einsatz im Meer vorgesehen,
und die Abkürzung steht für "Unterwasser-Fisch-Observatorium". Die
Weiterentwicklung dieses neuartigen Systems fördert das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) im Rahmen
seines Innovationsförderprogramms nun für die nächsten drei Jahre mit
2,7 Mio. Euro.




[image: Grafik: © Joachim Gröger / Thünen-Institut]

Kieler Förde und Eckernförder Bucht mit dem eingezeichneten Test- und
Operationsdreieck der UFO-Einheiten 

Grafik: © Joachim Gröger / Thünen-Institut



Empfänger der Fördergelder ist ein interdisziplinäres
Forschungskonsortium, das unter Leitung von Prof. Joachim Gröger vom
Thünen-Institut für Seefischerei zusammen mit Ingenieuren und
Wissenschaftlern des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung
Kiel, der Fachhochschule Kiel, des Fraunhofer-Instituts Ilmenau und
der MacArtney Germany GmbH Kiel daran arbeitet, mithilfe von UFOs das
Monitoring von Fischen und anderen Meeresorganismen zu digitalisieren -
und zwar von der Erfassung und Identifikation bis hin zur Vermessung.
Der Vorteil der neuen Methode: Die Organismen werden in Ihrem
natürlichen Lebensraum belassen und müssen nicht gefangen werden.




[image: Foto: © Michael Welling / Thünen-Institut]

Joachim Gröger mit einem UFO-Prototyp vor dem Einsatz in der Kieler
Förde 

Foto: © Michael Welling / Thünen-Institut



Das UFO ist eine autonome Beobachtungsstation, ausgestattet mit
optischen (Stereokamera) und akustischen (Sonar) Sensorsystemen. Damit
kann es in einem bestimmten Umkreis kontinuierlich die Vielfalt und
Dichte von Fisch-und Planktonansammlungen sowie relevante
Umweltparameter erfassen. Großes, unmittelbares Anwendungspotenzial
der neuen Technologie liegt z.B. in der Überwachung der Entwicklung
von Fischpopulationen innerhalb von Schutzgebieten oder Windparks, in
denen Fischerei nicht erlaubt ist. Aber auch für die Überwachung der
großen, kommerziell genutzten Fischbestände im offenen Ozean kann der
UFO-Ansatz eine Keimzelle für zukünftige Entwicklungen sein, die nicht
nur Arbeitszeit und Kosten sparen, sondern auch die Präzision durch
die kontinuierliche Beobachtung verbessern.

Ein Prototyp des UFO hatte seit 2016 in der Kieler Bucht bereits seine
Funktionstauglichkeit unter Beweis gestellt. Im Rahmen des jetzt
bewilligten Forschungsprojekts "UFOTriNet" soll das System zu einem
neuartigen digitalen Unterwasser-Testnetzwerk weiterentwickelt werden,
das aus zwei stationären und einer mobilen UFO-Einheit besteht und
zusammen mit weiteren Plattformen in der Kieler Bucht virtuell
vernetzt wird. Während die beiden stationären UFOs an biologisch
wichtigen, fixen Positionen ("Hotspots") kontinuierlich Informationen
unter Wasser erheben, fährt das torpedogleiche mobile UFO auf vorher
festgelegten Pfaden zwischen diesen Positionen hin und her und erfasst
Daten, um so die Lücke zwischen den stationären UFOs zu schließen.
Dadurch wird der Radius bzw. die Reichweite der stationären UFOs
vergrößert. Die Daten werden mit weiteren Umweltdaten UFO-externer
Stationen kombiniert und zentral im Kieler GEOMAR gespeichert, um das
Spektrum an Umweltinformationen zu erweitern. Die anfallenden großen
Mengen vielschichtiger Daten (Big Data) werden mithilfe künstlicher
Intelligenz verschnitten. "Die durch dieses System generierten Daten
können uns völlig neue Einblicke in die Dynamik der komplexen
Unterwasserwelt ermöglichen", ist Joachim Gröger zuversichtlich.
Überall dort, wo es in marinen Ökosystemen eingesetzt wird, soll es in
Echtzeit den Zustand feststellen und Veränderungen bzw. Abweichungen
aufspüren können.

Um einen langfristigen Betrieb der Kamerasysteme im Brack- und
Meerwasser zu gewährleisten, muss der Bewuchs von Algen und anderen
Organismen auf den Kameralinsen minimiert werden. Deshalb entwickelt
das Forscherteam auch ein neuartiges, stromsparendes UV-C/LED
basiertes System, das die optischen Einheiten freihalten soll. Damit
lässt sich der Energie- und Wartungsaufwand verringern - unter dem
Aspekt eines autonomen Unterwasserbetriebs eine wichtige Maßnahme.

Alle Systeme werden online geschaltet sein und Informationen in
Echtzeit liefern. Die Daten sind dadurch schnell verfügbar und
nachgeschaltete Auswertungen können weitgehend automatisiert erfolgen.
Gleichzeitig werden die Ergebnisse im Rahmen einer
Kommunikationsstrategie durch "life"-Visualisierung sowohl Experten
als auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Das geschieht auf
einer eigenen Webseite sowie mithilfe eines neuartigen, interaktiven
"Digitalen Posters", das in Zusammenarbeit mit einer Ausgründung der
Muthesius-Kunsthochschule entwickelt werden soll. Es kann bei
Konferenzen, Messen oder Ausstellungen genutzt werden, um über das
Projekt zu informieren. Diese Anwendung - ein großer Monitor mit
Touchscreen und Online-Anbindung, der die aktuelle wissenschaftliche
Situation vor Ort anzeigt - erzeugt 3D-animierte Infografiken sowie
andere Visualisierungen und gibt Videosequenzen wieder.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717108

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2552: Kassel - Großes Familienfest im Naturkundemuseum am 16.6.2019


Stadt Kassel

Großes Familienfest im Naturkundemuseum im Ottoneum



Mit einem bunten Programm für die ganze Familie lockt das
Naturkundemuseum am Sonntag, 16. Juni, von 10 bis18 Uhr kleine und
große Besucher ins altehrwürdige Ottoneum. Schon im Außenbereich
wartet eine ganze Reihe von Attraktionen: Zwei steinzeitliche
Zeltrekonstruktionen bilden den Rahmen für unterschiedliche 
Vorführ- und Mitmachaktionen. So werden unter anderem mit Koch- und
Backtechniken der Steinzeit, Pfeilbogengebrauch, diverse
Geschicklichkeitsspiele und Tonarbeiten Einblicke in das
vorgeschichtliche Lagerleben gegeben. Stargäste sind die Mitglieder
der Töpfer-Familie Burberg, die durch die Fernsehdokumentation
"Steinzeit - Das Experiment" bundesweit bekannt wurden.

Auf dem Vorplatz können "kleinen Paläontologen" echte Fossilien
freilegen und junge Schatzsucher können im großen Sandkasten viele
schöne Edelsteinen heraussieben. Im Vortragssaal gibt es, passend zur
neuen Sonderausstellung "Gifttiere" eine kleine Bastelstation.

Natürlich gibt es auch eine Reihe spezieller Familienführungen, vor
allem durch die brandneue Sonderausstellung "Gifttiere". Für die
kulinarischen Genüsse sorgt das "Café Iguanodon" des Vereins der
Freunde des Naturkundemuseums. Schon ab 10 Uhr gibt es dort leckere
Waffeln und Hotdogs zu familienfreundlichen Preisen. Der Eintritt für
Erwachsene kostet 4,50 Euro, ermäßigt drei Euro, Kinder unter sechs
Jahren haben freien Eintritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/1261: Leer - "Textiles Drucken mit Pflanzen und Blättern" am 19. Juni 2019


Landkreis Leer

Kreativkurs im Schloss Evenburg

19. Juni: Textiles Drucken mit Pflanzen und Blättern



Mit Hilfe von Pflanzen und Blätter werden am 19. Juni von 14.30 bis
17.30 Uhr verschiedene Stoffe bedruckt und anschließend mit Form und
Schrift verfeinert. Aus den fertigen Stoffen lassen sich Kissen,
Tischläufer, Küchentücher, Tischdecken oder auch Platzsets herstellen.

Eine Teilnahme kostet 29 Euro. Ein größeres vorgewaschenes Stück
Baumwollstoff/Leinen in weiß oder hellen Farben sind mitzubringen.
Auch Bettlaken, alte Bettwäsche oder Leinen-Handtücher sind geeignet.

Anmeldungen unter T.: 0175 1533028

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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